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Einleitung. 


Uie  folgende  Untersuchung  ist  auf  Anregung  von  Herrn 
Geheimrat  Prof.  Dr.  Seeliger  entstanden,  der  ihren  Fortgang  mit 
wohlwollendem  Interesse  verfolgte,  wofür  ich  ihm  an  dieser  Stelle 
danke.  Sie  will  ein  Beitrag  sein  zu  der  Lösung  eines  der  wichtigsten 
Probleme,  die  die  stadtgeschichtliche  Forschung  kennt,  und  be- 
schränkt sich  dabei  auf  eine  Stadt,  Straßburg  i.  E.,  und  auf  die 
Zeit  bis  zur  Mitte  des  13.  Jahrhunderts.  Unter  Hintansetzung  der 
am  meisten  gestellten  Frage  nach  der  Entstehung  des  „Stadt- 
rechts" und  einer  spezifisch  städtischen  Verfassung^  will  sie  vor 
allem  folgende  Fragen  berücksichtigen: 

1.  Aus  welchen  wirtschaftHchen  und  rechtlichen  Ständen 
besteht  Straßburgs  Einwohnerschaft  während  des  genannten  Zeit- 
raumes? 

2.  Wie  hat  sich  in  Straßburg  ein  „Bürger "begriff  und 
„Bürger "stand  entwickelt? 

Der  Lösung  beider  Fragen  ist  meines  Erachtens  nur  nahe 
zu  kommen,  wenn  man  zunächst  auf  Grund  der  topographischen 
Verhältnisse  bei  allen  vorkommenden  lokalen  und  rechtlichen  Aus- 
drücken ihre  spezielle  Straßburger  Bedeutung  festzustellen  versucht. 
Nur  so  lassen  sich  Begriffe  wie  civitas,  urbs,  cives,  burgenses, 
ministri  fratrum  usw.  verstehen,  da  es  sich  ja  nicht  um  juristische 
Begriffe  handelt,  die  überall  die  gleiche  Bedeutung  besaßen. 

Hierauf  ist  zu  untersuchen,  wie  sich  der  Bürgerstand  ent- 
wickelt hat  in  seinem  Verhältnis 

1.  zu  den  vorhandenen  Ständen  wirtschaftlicher  und  recht- 
licher Art.  Von  letzteren  kommen  besonders  in  Betracht  die 
ministeriahschen,  hörigen  und  „freien"   Stadtbewohner; 

2.  zu  den  zwei  großen  ßechtskreisen,  dem  „Stadtrechtskreis" 
und  dem  „Hofrechtskreis". 

Diese  eben  genannten  Fragen  bestimmen  den  weiteren  Gang 
der  Untersuchung,  die,  nach  einer  Betrachtung  der  Bedeutung 
des  Rates  und  des  Aufkommens  des  „Patriciats",  die  Entwick- 
lung des  Bürgerstandes  bis  zu  ihrem  Abschluß  verfolgt. 


^  Vgl.  die  Schriften  v.  Belows,  Keutgens,  Sohms,  Hegels,  Rietschels  u.  a. 
im  Literaturverzeichnis. 

Achtnich,  Der  Bürgerstand  in  Straßburg.  1 
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2  Einleitung. 

Dieser  Abschluß  steht  meines  Erachtens  in  engem  Zusammen- 
hang mit  der  Beseitigung  der  bischöflichen  Stadtherrschaft  durch 
die  Schlacht  bei  Hausbergen  (1202),  weshalb  meine  Unter- 
suchung im  großen  und  ganzen  nicht  über  die  60  er  Jahre  des 
13.  Jahrhunderts  hinausgeht. 

Auf  die  bisherigen  speziellen  Arbeiten  über  Straßburger 
Verfassungsgeschichte,  so  die  von  Kruse,  Baltzer,  Hörn,  Winter, 
Foltz,  komme  ich  im  Verlaufe  meiner  Untersuchung  öfters  zu 
sprechen.  Von  den  genannten  Schriften  steht  die  vorliegende 
Studie  nach  Thema  und  zeitlicher  Begrenzung  der  Kruseschen 
Verfassungsgeschichte  am  nächsten,  wenngleich  sie  unter  einem 
anderen  Gesichtspunkt  geschrieben  ist. 

Als  Quellen  für  die  Untersuchung  kommen  vor  allem  die 
Urkunden  und  Stadtrechte  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  in  Be- 
tracht, da  die  früheren  Urkunden  über  den  Stand  der  Bewohner 
fast  nichts  aussagen.  Trotzdem  ist  einiges  aus  ihrem  Inhalt  hier 
mitzuteilen,  da  es  zum  Verständnis  der  Entwicklung  des  „Bürger- 
standes" notwendig  ist.  Im  Jahre  775  ^  befreit  Karl  der  Große 
auf  Bitten  des  Bischofs  Etto  die  „homines  ecclesie  St.  Marie'' 
in  Straßburg  bei  ihrem  Handel  im  ganzen  Reich  von  Zoll  und 
Abgaben    mit    Ausnahme    der    Plätze     Quentowich,    Sluis    und 

Duurstede. 

Dieselben  „homines  ipsius  ecclesie  tarn  ingenui  quam  servi 
super  terram  ipsius  commanentes"  werden  in  einer  Fälschung 
erwähnt,  die  vom  30.  März  856  datiert  ist  2.  Eben  dieser  Aus- 
druck findet  sich  ferner  neben  „familia  ecclesie"  und  „omnes 
sibi  (ecclesie)  subjecti"  in  einer  Urkunde  vom  Jahre  873,  deren 
Echtheit  zweifelhaft  ist^. 

Die  Urkunde  Ottos  II.  vom  Jahre  982  bestätigt  dem  Bischof 
die  ausschließliche  Gerichtsbarkeit  „infra  Argentinam  civitatem  .  . 
vel  in  suburbio  ipsius  civitatis".  Nur  der  vom  Bischof  ein- 
gesetzte Vogt  darf  hier  Gericht  halten-^. 

In  einer  Reihe  von  Urkunden  des  8.— 10.  Jahrhunderts  ^ 
werden  Donatoren  der  Kirche  ohne  Standesangabe  erwähnt, 
ebenso  Grundstücksbesitzer  ^  und  zahlreiche  Zeugennamen. 

Unter  den  im  10.  und  11.  Jahrhundert  erwähnten  Donatoren 
befinden  sich  Geistliche »,  Nobiles^  und  ein  „fidelis"  ^»^  femer 
zwei   Freie    (conditionis   ingenue)^\    die    aber   kaum   Einwohner 


Einleitung.  3 

Straßburgs  waren  ^.  Unsicher  ist  der  Stand  der  Donatoren  Folmar 
und  Heilicha^,  Megenlach  und  Wolfbrand  ^. 

In  einer  Urkunde  des  Jahres  1095*  sind  die  weltlichen 
Zeugen  zum  ersten  Mal  sämtlich  mit  Angabe  des  Standes  er- 
wähnt, was  bisher  nur  bei  duces,  comites  und  advocati  der  Fall 
war.  Es  sind  ausschließlich  ministerialische  Hof  beamte,  darunter 
Cuno  urbani  juris  villicus.  Der  Schultheiß  wird  hier  zum  ersten 
Mal  erwähnt. 

Ausdrücke  wie  „cives"  und  „burgenses"  finden  sich  in 
Straßburger  Urkunden  nicht  vor  dem  12.  Jahrhundert^. 

Die  eben  erwähnten  spärlichen  rechtlichen  Bezeichnungen 
wie  urbani  juris  villicus,  homines  ecclesie  St.  Marie,  familia 
ecclesie  lassen  sich  nur  mit  Hilfe  der  späteren  Urkunden  und 
der  Topographie  Straßburgs  erklären.  Von  den  „topographischen 
Grundlagen"   soll  nun  die  Rede  sein. 


^  Vgl.  Kruse  a.  a.  0.  S.  4.  5. 

2  SUB.  I  ü.  57.  3  Ebda.  ü.  63.  *  Ebda.  ü.  60. 

^  Wenigstens  nicht  in  SUB.  Winter  (a.  a.  0.  S.  21)  erwähnt  einen 
Fall  in  einer  Urkunde  von  763,  wo  „cives"  =  Einwohner  (von  Straßburg; 
vorkommt.  —  Für  „cives*'  =  Einwohner  vgl.  auch  Rietschel,  Die  civitas  .  .  ., 
S.  93.    Auch  V.  Below  erwähnt  gelegentlich  diese  Bedeutung  von  cives. 


1  SUB.  I  U.  15.  2  SUB.  I  U.  27. 

3  Ebda.  U.  32.  *  Ebda.  U.  45.  .  .      -a  ^      t>-    u  f 

5  In  dieser  Urkunde  wird  wieder  von  den  „subjecti"  des  Bischots  ge- 
sprochen^^  I  u.  20.  21.  35.  37.  38.  40.  '  Ebda.  U.  14.  18.  19.  20. 
8  SUB.  I  U.  48.           »  Ebda.  U.  49.  53.  '"^  Ebda.  U.  58. 
IT  Ebda.  U.  54. 
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§  1.    „Civitas"  und  „Urbs" 


Erstes  Kapitel. 

Die  topographischen  Grundlagen  der  Untersuchung. 

§  1.    „Civitas^^  und  „Urbs". 

Das  Straßburg  des  früheren  Mittelalters  bestand  aus  zwei 
deutlich  getrennten  Stadtteilen,  nämlich  aus  dem  von  Mauerresten 
umgebenen  Gebiet  des  alten  römischen  Argentorate,  dem  ehe- 
maligen Castrum^,  und  einer  Ansiedlung  vor  den  Mauern,  be- 
sonders im  Westen  des  Castrums.  Diese  offene  Ansiedlung 
nannte  man  Suburbium  •,  sie  bildete  mit  dem  ehemaligen  Castrum 
zusammen  die  „Civitas  Stratburgum,  Argentaria"  usw.  im  weiteren 
Sinne,  denn  civitas  bedeutete  ganz  allgemein  „Stadt"  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Befestigung  2. 

Vielleicht  im  8.^  oder,  was  wahrscheinlicher  ist,  im  10.  Jahr- 
hundert*, wurde  der  Teil  des  Suburbiums ,  der  im  Süden  von 
der  111,  im  Westen  von  der  Gerbergrabengasse,  im  Norden  vom 
Hohen  Steg  und  der  Meisengasse  begrenzt  wird^,  mit  einer 
Mauer  (oder  einem  Wall)  umgeben.    Dieser  Stadtteil  bildete  nun 


1  Vgl.  zum  folgenden  den  beigegebenen  Stadtplan. 

2  Vgl.  U.  3  (ao.  722):  Actum  Stratburgo  civitate  in  curte  regia  ville, 
que  est  in  suburbano  civitatis  novo.  Dieser  Königshof  lag  vermutlich  bei 
St.  Aurelia;  Königshofen  soll  ihm  seinen  Namen  verdanken   Vgl.  v.  Borries 

a.  a.  0.  S.  27.  28.  x.  ^     .  . 

3  Vgl.  v.  Apeil  a.  a.  0.  S.  6.  Ist  dies  der  Fall  gewesen,  so  bedeutet 
„nova  civitas'^  (U.  20.  21)  möglicherv^^eise  das  Gebiet  der  ersten  Mauer- 
erweiterung, ist  also  =  nova  urbs  des  ersten  Stadtrechts.  Dann  gäbe  es 
schon  damals  eine  engere  Bedeutung  von  civitas  =  ummauerte  Stadt.  Das 
ist  aber  nicht  wahrscheinlich,  da  sich  Ausdrücke  wie  ,,extra  civitatem 
(U.  56.  90),  „ante  portam  civitatis"  (U.  54.  122)  für  suburbmm  erst  m  Ur- 
kunden des  11.  Jahrhunderts  finden.  .  . 

*  Vgl.  V.  Borries  a.  a.  0.  S.  28.  In  diesem  Falle  ist  nova  civitas  = 
suburbium.  Für  unsere  Untersuchung  ist  diese  Frage  übrigens  nicht  von 
Belang,  da  die  für  die  Sozial-  und  Rechtsgeschichte  wichtigen  Urkunden 
erst  dem  Ende  des  10.  Jahrhunderts  und  der  Folgezeit  angehören. 

5  So  V.  Borries,  Karte  Nr.  2  und  S.  28.  —  v.  Apell  S.  6  folgt  der 
Angabe  des  Chronisten  Koenigshofen,  der  die  Mauer  vom  Hohen  Steg  au^ 
den  alten  Weinmarkt  entlang  bis  zur  Alt-St.  Peterskirche  laufen  und  dort 
die  111  erreichen  läßt.  Für  v.  Borries'  Ansicht  spricht,  daß  Alt-St.  Peter 
noch  im  Jahre  1132  als  „in  suburbio"  gelegen  bezeichnet  wird  (vgl.  U.  80). 


mit  der  Römerstadt  zusammen  die  „civitas"  im  engeren  Sinne, 
während  die  Stadtteile  vor  den  Mauern  der  civitas  als  suburbium 
bezeichnet  wurden  ^. 

Neben  dieser  engeren ,  oft  vorkommenden  Bedeutung  von 
civitas  gibt  es  eine  weitere  Bedeutung  „Stadt".'  Dazu  gehört 
natürlich  auch  die  Vorstadt  2.  Oft  ist  es  freilich  unmöglich  zu 
entscheiden,  ob  engere  oder  weitere  Stadt  mit  civitas  ge- 
meint ist. 

Unter  „urbs"  wird  dagegen  nur  die  ummauerte  Stadt  ver- 
standen^, es  ist  also  civitas  im  engeren  Sinne.  Dafür  spricht 
schon  die  Bezeichnung  suburbium  für  den  außerhalb  der  Mauern 
liegenden  Stadtteil.  Die  „urbs"  zerfiel  historisch  -  topographisch 
in  zwei  Teile,  in  die  „urbs  interior  seil,  vetus"  *  und  die  „urbs 
exterior"^,  die  jedenfalls  mit  „nova  urbs"  identisch  ist  6,  also  in 
Altstadt  und  Neustadt. 

Die  deutsche  Bezeichnung  für  urbs  war  „burc",  was  aus 
der  Übersetzung  von  Burggraf  mit  „prefectus  urbis"  "^  und  ander- 
weitig zu  erschließen  ist^.  In  Straßburg  hieß  vor  der  ersten 
Mauererweiterung  nur  die  Altstadt  „burc" ;  dafür  spricht  die 
besondere  Befugnis  des  Burggrafen  für  diesen  Stadtteil^.  Nach 
der  ersten  Erweiterung  umfaßte  die  „burc"  auch  die  Neustadt  ^^. 
Nach  der  zweiten  und  dritten  Mauererweiterung  ^  ^  im  Anfange 
des  13.  Jahrhunderts  kommt  die  Bezeichnung   urbs    sehr  selten 


*  Vgl.  U.  47  civitas  cum  suburbio.  Das  St.  Peterskloster  liegt  extra 
muros  civitatis  Argentine  (U.  56  ao.  1052). 

«  Vgl.  U.  91  (ao.  1143).  Die  Jg.  St.  Peterskirche  liegt  „in  suburbio 
Argentinensis  civitatis" ;  vgl.  femer  Ü.  78  (1129). 

^  Urbs  in  der  Bedeutung  von  civitas  i.  w.  S.  (Gresamtstadt)  kommt 
(von  den  zwei  Fälschungen  U.  16  u.  32,  von  denen  eine,  ü.  32,  eine  ge- 
fälschte Königsurkunde  ist,  abgesehen,  wo  es  möglicherweise  die  Gesamt- 
stadt bedeuten  könnlej  überhaupt  nicht  vor  dem  Anfang  des  13.  Jahr- 
hunderts vor. 

*  Vgl.  1.  Stadtrecht  §  9. 

«^  Vgl.  1.  Stadtrecht  §  9  u.  58.  ß  Vgl.  ebda.  §  58. 

■^  Niemals  wird  er  prefectus  cintatis  genannt.  Vgl.  Anm.  6.  Vgl.  auch 
Rietschel,  Untersuchungen  .  .  .  I,  S.  25. 

8  suburbium  heißt  mhd.  „vorburc",  urbanus  „burgaere".  Vgl.  Benecke, 
Mhd.  Wbch.  I,  S.  165/66.  ^ 

»  Vgl.  1.  Stadtrecht  §  58.  Der  Burggraf  hat  für  die  Instandhaltung 
der  Brücken  in  der  Altstadt  zu  sorgen. 

1^  Vgl.  ebda.  §  9.  58  und  die  Erklärung  des  Wortes  burgenses  in 
Kap.  II  §  2.  Es  ist  bezeichnend,  daß  der  Vogt  nie  advocatus  urbis,  sondern 
entweder  „advocatus",  „adv.  civitatis"  oder  „advocatus  Argentinensis"  ge- 
nannt wird.  Vgl.  U.  78.  88.  105  u.  a.  Er  ist  eben  kein  spezifischer  Be- 
amter der  „burc"  wie  der  Burggraf.  Die  Urbs  hatte  ihr  besonderes  Recht ; 
vgl.  „urbani  juris  villicus"  und  S.  24  Anm.  5. 

*^  V.  Borries  (S.  59  u.  104)  spricht  von  einer  zweiten  und  dritten  Er- 
weiterung (wie  die  meisten  Straßburger  Historiker) ;  v.  Apell  (S.  20/21)  zieht 
sie  zu  einer,  der  zweiten  Erweiterung  zusammen. 
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vor  und  scheint  nun  auch  im  Sinne  von  civitas  im  weiteren 
Sinne  gebraucht  zu  werden  ^ 

„Civitas"  ist  der  vorherrschende  Ausdruck;  ob  damit  die 
ummauerte  oder  die  gesamte  Stadt  gemeint  ist,  ist  schwer  zu 
entscheiden ;  Suburbium  ist  das  Stadtgebiet  vor  den  Mauern, 
außerhalb  der  neuen  Erweiterungen^,  es  gehört  wie  früher  zur 
Civitas  im  weiteren  Sinne  ^. 

Zusammenfassend  ist  zu  sagen:  Vor  1200  bedeutet  civitas 
ganz  farblos  „Stadt",  wobei  es  bisweilen  zweifelhaft  sein  kann, 
ob  die  gesamte  oder  nur  die  ummauerte  Stadt  gemeint  ist. 

Urbs  bezeichnet  stets  die  ummauerte  Stadt.  Nach  1200 
kommt  nur  der  Ausdruck  civitas  in  Betracht*. 

Neben  der  obigen  Erörterung  topographischer  Begriffe  liegt 
eine  andere  wichtige  Frage  vor,  auf  die  wir  durch  die  Ausdrücke 
familia  ecclesie ,  homines  ecclesie  St.  Marie  u.  a.  hingewiesen 
werden :  Wie  stand  es  mit  der  Verteilung  des  Grundbesitzes  im 
mittelalterlichen  Straßburg  ? 


§  2.    Die  Grundherr en  in  Straßburg  ^. 

Wem  der  Grund  und  Boden  in  Straß  bürg  ursprünglich  ge- 
hörte, ist  nicht  festzustellen;  ebensowenig  der  Stand  einiger  im 
8.  und  9.  Jahrhundert  urkundlich  erwähnter  Grundbesitzer^. 

Sicher  ist,  daß  ums  Jahr  1100  in  Straßburg  vier  Haupt- 
grundherren vorhanden  waren:  1.  der  Bischof^;  2.  das  Dom- 
kapitel; 3.  das  Kapitel  von  St.  Thomas;  4.  das  Kapitel  von 
Jung-St.  Peter. 

Außerdem  gab  es  königliches  Gut^  in  Straßburg,  ferner  Be- 
sitzungen Adliger  und  auswärtiger  Klöster^. 

Das  größte  Grundeigentum  hatte  ohne  Zweifel  der  Bischof, 
sicher  wenigstens  vor  der  Teilung  des  Vermögens  des  Bischofs 


^  Vgl.  die  Legende  des  Stadtsiegels:  „Sigillum  burgensium  Argenti- 
nensis  civitatis"  und  die  Inschrift  des  über  der  Jungfrau  Maria  sich 
schlincrenden  Bandes:  „Virgo  roga  prolem  quod  plebem  servet  et  urbem." 
SUB.  I  S.  115. 

2  So  liegt  St.  Aurelia  in  suburbio.     U.  184  v.  J.  1220. 

3  Vgl.  St.  Aurelia  U.  296. 

*  Über  das  Verhältnis  von  bürg  und  civitas  zur  Commune  vgl.  S.  33. 

^  Vgl.  dazu  0.  Jäger,  die  Rechtsverhältnisse  des  Grundbesitzes  in 
Straßburg  (1888),  der  sich  sehr  kurz  faßt  (S.  7 — 10);  femer  die  im  Literatur- 
verzeichnis zitierte  Untersuchung  von  Schreiber. 

6  Vgl.  U.  14.  18.  19.  20.  21. 

■^  Ihm  gehört  auch  die  St.  Stephansabtei.    Vgl.  Anm.  8. 

^  König  Heinrich  II.  schenkte  die  St  Stephansabtei  dem  Bischof. 
Vgl.  U.  50  u.  180. 

®  So  IJ.  53:  Ezzo  non  infime  nobilitatis  vir  als  Grundbesitzer  in 
Straßburg  erwähnt.  —  Über  den  Grundbesitz  auswärtiger  Klöster  in  Straß- 
burg vgl.  Schmidt  a.  a.  0.  S.  205. 
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und  des  Domkapitels  ^  und  vor  der  Gründung  von  St.  Thomas 
und  Jung-St.  Peter  2.  Er  besaß  Grundstücke  in  allen  Teilen  der 
Stadt.  In  der  Altstadt  lag  sein  Fronhof  an  der  Südseite  des 
Münsters  3,  dicht  dabei  der  Platz,  den  Bischof  Cuno  zu  Anfang 
des  12.  Jahrhunderts  zum  Bau  des  Hospitals  schenkte*.  Dem 
Bischof  gehörte  ferner  seit  1003  die  Abtei  St.  Stephan  in  der 
Altstadt^,  zu  der  die  Basilica  St.  Crucis  und  eine  Eeihe  von 
Höfen  gehörten  ö.  In  der  Neustadt  lag  der  bischöfliche  Stadel- 
hof ^  und  eine  Eeihe  anderer  bischöflicher  Grundstücke  und 
Höfe^.  Außerdem  besaß  er  noch  eine  Anzahl  Höfe  in  der  Alt- 
stadt^. In  der  späteren  Flachsgasse,  an  der  Ostmauer  der  Alt- 
stadt, besaß  er  neun  Hofstätten'^,  ferner  Grundbesitz  in  der 
Vorstadt  '^  Er  hatte  an  eine  Eeihe  von  Ministerialen  und  anderen 
Stadtbewohnern  Hofstätten  als  Lehen '^  ^jj^  feodo)  und  in  Erb- 
leihe ^3  (jure  hereditario)  gegen  jährlichen  Zins  ausgegeben. 

Nach  dem  Bischof  hatte  das  Domkapitel  den  bedeutendsten 
städtischen  Grundbesitz  [==^  Grundeigentum].  Vielleicht  war  er 
sogar  noch  bedeutender  als  der  des  Bischofs.  Jedenfalls  werden 
mehr  Zinspflichtige  des  Domkapitels  als  solche    des  Bischofs  in 


^  Wann  die  Teilung  vollzogen  wurde,  läßt  sich  aus  den  vorhandenen 
Urkunden  nicht  nachweisen.  Die  darauf  bezügliche  Urkunde  Nr.  13  ist 
eine  Fälschung  des  12.  Jahrhunderts  (vgl.  SUB.  I  S.  9).  Jedenfalls  war  sie 
um  1100  durchgeführt. 

2  Ursprünglich  gehörte  auch  der  Boden,  auf  dem  St.  Thomas  und 
Jung-St.  Peter  errichtet  wurden,  den  Bischöfen.  Vgl.  ü.  52  und  SUB.  I 
S.  45,  25  ff. 

8  Schmidt  a.  a.  0.  S.  121. 

*  Vgl.  U.  90  und  Schmidt  a.  a.  0.  S.  158. 

^  Vgl.  U.  25  u.  51.     Sie  lag  infra  ambitum  veteris  muri. 

«  Vgl.  U.  25.  -^  Vgl.  U.  369;  Schmidt  S.  168. 

»  Vgl.  [J.  90.  411.  9  Vgl.  Schmidt  S.  47  u.  124.   U.  138.  561  Anm.  1. 

^0  U.  260.     Schmidt  S.  68.  ^i  V^l.  z.  B.  U.  348. 

*2  So  besaß  der  bischöfliche  Ministerial  Arnold  Puer  die  bischöfliche 
Curia  zum  Wasen  in  der  großen  Predigergasse  als  Lehen  (U.  363.  Schmidt 
S.  47);  Bure.  Dispensator  hatte  ein  Hofstatt  „von  eime  ambahte  zu  lehen 
von  mime  herren  dem  bischofe",  vgl.  SUB.  III  Nr.  264  und  Schmidt  S.  124.  — 
Die  fideles  nostri  fratres  de  Landesberg  hatten  neun  Hofstätten  in  feodo 
(U.  260);  der  Schultheiß  Walther  Gärten  bei  St.  Aurelia  als  Lehen  vom 
Bischof  (ü.  348).  Die  bischöflichen  städtischen  Ministerialen  haben  zum 
größten  Teil  in  der  Altstadt  gewohnt,  so  die  Familien  „de  lapidea  porta" 
(V.  Apell  S.  10),  Puer  (Seyboth  a.  a.  0.  S.  250),  Stehelin-Kagen  (Seyboth 
S.  18),  Beger  (Seyboth  S.  18),  Cydelare  (Schmidt  S.  93);  femer  die  vice- 
domini  (Schmidt  S.  45),  marscalci  (Schmidt  S.  42),  burcgravii  (Seyboth  S.  16). 
Sie  waren  sämtlich  Lehnsleute  des  Bischofs. 

^^  So  erhält  Gotfried  Krebizere  ein  Haus  „in  publica  curia  sita" 
(U.  357);  10  cives  erhalten  zusammen  7  areae  (in  Erbleihe?).  Unter  ihnen 
befinden  sich  Cunrad  Vimekorn,  Wezel  judex  u.  a.  Eigentümlich  ist,  daß 
von  einer  Verpflichtung  zur  Zinszahlung  der  genannten  cives  nicht  ge- 
sprochen wird.  Sollte  es  sich  hier  (U.  260)  um  eine  Schenkung  handeln  ?  — 
Vgl.  femer  die  vom  Domkapitel  (unter  Zustimmung  des  Bischofs)  in  Erb- 
leihe ausgegebenen  Güter. 
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§  3.    Bevölkerungstopographie. 


den  Urkunden  genannt.  Eine  große  Anzahl  von  curiae  claustrales, 
die  fast  alle  in  der  Altstadt  lagen  ^  und  zumeist  von  Domherren 
bewohnt  wurden*,  gehörten  dem  Kapitel.  Der  Haupthof  war 
die  Curia  fratrum,  wo  die  Domherren  zusammen  wohnten,  bevor 
jeder  seine  eigene  curia  claustralis  bezogt.  Außer  den  Kloster- 
höfen besaß  das  Domkapitel  noch  eine  Reihe  von  Hofstätten, 
die  es  gegen  jährlichen  Zins  an  Stadtbewohner  in  Erbleihe  ge- 
geben hatte*;  diese  waren  über  die  ganze  Stadt  verstreut^.  In 
der  Altstadt  befand  sich  die  sog.  „Münsterfabrik",  d.  h.  der  Sitz 
der  Verwaltung  der  Einkünfte  des  Kapitels^. 

Ein  bedeutender  Grundherr  in  der  Neustadt  war  das 
St.  ThomaskapiteF.  Es  besaß  dort  eine  dominicalis  curtis  und 
eine  Anzahl  Höfe,  die  teils  von  den  fratres  des  Kapitels  be- 
wohnt^, teils  gegen  Zins  ausgegeben  waren  ^.  Auch  jenseits 
der  Breusch  hatte  es  Besitzungen^^.  Zwei  Kirchen  in  der  Vor- 
stadt waren  ihm  unterstellt'^. 

Im  Gebiete  der  zweiten  Mauererweiterung,  also  vor  1200 
vor   den  Mauern  '^ ,    lag   die    Kapitelkirche    Jung-St.  Peter ,    die 


^  So  in  der  Brandgasse  (Schmidt  S.  43),  in  der  Gr.  Predigergasse 
(Schmidt  S.  46.  47),  Judengasse  (Schmidt  S.  90.  184),  Münstergasse  (Schmidt 
S.  127.  128.  129),  ante  monasterium  (SUB.  IV  S.  31,  e). 

2  Einen  Hof  („zu  Herrn  Schultheiß  Walter",  vgl.  Schmidt  S.47),  der  in 
SUB.  I  U.  177  nur  als  „area"  bezeichnet  wird,  verleiht  das  Kapitel  an  den 
Goldschmied  Walter.    Handelt  es  sich  hier  um  eine  curia  claustralis? 

3  Vgl.  Schmidt  S.  52. 

*  Vgl.  SUB.  IV  Nr.  25.  28.  Sehr  viele  aus  den  Urkunden  des  13.  Jahr- 
hunderts bekannte  Bürgemamen  finden  sich  hier. 

^  Außer  in  der  Altstadt  (Judengasse)  in  der  Neustadt  (Küfergasse  und 
bei  St.  Martin),  im  Gebiet  der  zweiten  Mauererweiterung  (bei  Alt-St.  Peter, 
Koßmarkt)  und  im  Suburbium  (ultra  Bruscam,  bei  St.  Aurelia,  in  Königs- 
hofen).    Vgl.  SUB.  IV.  Nr.  25. 

«  Vgl.  Schmidt  S.  122. 

■^  Vgl.  Schmidt,  Histoire  du  chapitre  de  St.  Thomas,  S.  114.  Ein 
Verzeichnis  der  „maisons  canoniales"  gibt  Schmidt  ebda.  S.  265.  —  In 
der  Altstadt  war  das  Grundeigentum  des  Kapitels  ganz  unbedeutend  (vgl. 
U.  263). 

^  Vgl.  U.  113  (ao.  1163),  15  curtes  fratrum  quas  ipsi  inhabitant.  Vgl. 
Schmidt  S.  100.  152.  182.  186. 

^  Vgl.  ü.  113:  „alie  curtes  de  quibus  census  datur."  Beispiele:  die 
„curtis  que  dicitur  dominicalis  juxta  claustrum  St.  Thome"  war  Sifrid,  dem 
Bäcker  des  Kapitels,  verlehnt  gewesen  (U.  153  und  Schmidt  S.  182).  Der 
Fischer  Albertus  erhält  f^in  jenseit  der  Breusch  gelegenes  Grundstück  des 
St.  Thom.-Kapitels  in  Erbpacht  (U.  377).  Das  Kapitel  verlehnt  eine  über- 
baute Hofstätte  an  der  Thomasbrücke  an  Conrad,  den  famulus  nostri 
pincernae  Sivridi  gegen  jährlichen  Zins  (U.  433).  Dekan  und  Kapitel  geben 
Conrad  Pheterin  und  seiner  Frau  ein  am  St.  Michelsbühl  (Vorstadt)  ge- 
legenes Grundstück  in  Erbpacht  (U.  460).    Vgl.  ferner  SUB.  I  135.  233.  522. 

^^  „territorium  St.  Thome  ultra  Bruscam"  (U.  119).    Vgl.  Anm.  9. 

^1  So  St.  Aurelia  und  die  St.  Nikolauskapelle.  Vgl.  U.  97  u.  119, 
femer  Index  zu  SUB.  I  unter  St.  Thomas  (S.  562). 

»2  Vgl.  U.  54.  56.  90.  122. 


ebenfalls    Grundbesitz    in    der    Vorstadt  *    und    in    der    civitas 
i.  e.  S.  2  hatte. 

Endlich  gab  es  noch  die  Almende,  das  „commune  civitatis"  ^; 
ob  hierüber  die  burgenses  oder  der  Bischof  zu  verfügen  hätten, 
war  lange  Gegenstand  des  Streites  zwischen  beiden*. 

Von  den  kleinen  Grundherren  (vgl.  S.  6)  brauchen  wir  hier 
nicht  zu  reden,  da  sie  für  die  ständische  Gliederung  der  Be- 
völkerung ganz  belanglos   sind. 

Die  Grundherren  hatten,  wie  wir  gesehen  haben,  eine  große 
Anzahl  von  Hofstätten,  teils  als  Lehen  (an  ihre  Ministerialen), 
teils  in  Erbleihe  gegen  jährlichen  Zins  ausgegeben.  Die  Lehen 
oder  größere  Komplexe  zur  Erbleihe  besitzenden  Familien  gaben 
dann  wieder  ihrerseits  Grundstücke  in  Erbleihe  an  Miteinwohner 
aus  (Hofsassen).  VöUig  abgabenfreies  Gut  wird  in  Straßburg 
schwerlich  ein  Kaufmann  oder  Handwerker  besessen  haben  ^,  da 
fast  der  gesamte  städtische  Boden  das  Eigentum  der  großen 
Grundherren  und  von  diesen  nur  gegen  Leistungen  (Zins)  aus- 
gegeben war. 

Daß  dingliche  Verpflichtungen  dieser  Art  den  V^erpflichteten 
keineswegs  persönlich  unfrei  machten,  wird  später  gezeigt  werden. 
Jetzt  handelt  es  sich  darum,  zu  untersuchen,  wie  die  kauf- 
männische und  gewerbetreibende  Bevölkerung  in  der  Stadt  ver- 
teilt war. 

§  3.    Beyölkerungstopographie. 

Mit  diesem  Namen  bezeichnen  wir  die  topographische  Be- 
stimmung der  Wohnsitze  der  verschiedenen  Stadtbewohnerklassen. 
Ein  Blick  auf  den  Plan  von  Straßburg  ^  zeigt,  daß  eine  große 
Zahl  von  Straßen  und  Plätzen  nach  Handwerken  benannt  sind. 
In    der   Altstadt   gibt   es    folgende    nach   Handwerken   benannte 


> 


*  Ein  Kapitelhaus  in  der  Burggasse  (Schmidt  S.  57)  und  ein  solches 
in  der  Kirchgasse  (Schmidt  S.  96)  smd  bezeugt,  ebenso  fünf  Gärten  bei 
St.  Aurelia. 

*  Es  wird  ein  vom  Arzt  Humbert  bewohntes  Haus,  auf  dem  Ver- 
bindlichkeiten gegen  das  Jg.  St.  Peterstift  ruhten,  „inter  sellatores",  d.  h. 
in  der  heutigen  Spießgasse  (Altstadt)  erwähnt.    U.  122. 

^  Über  das  als  „Almende"  bezeichnete  Gebiet  vgl.  Seyboth  a.  a.  0. 
S.  283 — 293.  Sie  bildete  einen  Landstreifen  an  der  Stadtmauer  von  der 
Alt-St.  Peterskirche  bis  zum  Waseneck  beim  heutigen  Theater.  Vgl. 
v.  Apell  S.  19  Anm.  1.  Erwähnt  wird  sie  zum  ersten  Male  ca.  1200 
in  ü.  144. 

*  Vgl.  Schmidt  S.  6  ff. 

»  Vgl.  ebda.  S.  5  und  SUB.  III  Einl.  S.  X.  —  Anders  Schreiber 
a.  a.  0.  S.  19,  der  vor  ünterschätzuug  des  freien  weltlichen  Grundbesitzes 
warnt. 

ö  Vgl.  den  beigefügten  Stadtplan. 
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Gassen:  Zimmermannsgasse,  Fladergasse,  Sporergasse  S  Kessel- 
gasse 2,  under  Scherern  3,  Seylergäßle,  K:urdewaIlgasse^  Weber- 
easseS  Schneidergraben;  ferner  den  Obstmarkt.  Die  Altstadt 
war  mit  der  Neustadt  (außer  durch  die  Sporergasse)  durch  die 
Krämergasse  verbunden«.  In  der  Neustadt  lag  bei  der  St.  Martins- 
kirche  der  Martinsplatz,  der  als  Markt  diente  \  Hier  hatten  die 
Krämer  ihre  Buden.  Dicht  dabei  lag  der  Fischmarkt,  an  den 
sich  die  Metzig,  wo"  die  Fleischer  ihre  Bänke  hatten,  anschloß  . 
Am  sog  Holwege  befand  sich  die  Erweisloube  ^  (für  den  Erbsen- 
markt), dicht  dabei  der  Kornmarkt  und  die  Houweloube  1«  (lur 
den  Heumarkt).  An  Handwerksgassen  gibt  es  (zum  Teil  noch 
heute)  in  der  Neustadt:  Küfergasse,  Schmiedegasse,  Schlosser- 
gasse ^S     under    Altbüßern  ^^     unter    Fuoterern  i»,    Kürschner- 

fifässel     • 

Im  Gebiet  der  zweiten  und  dritten  Mauererweiterung  lagen 

Gerber- (Eindsüter-)Graben,    Metzigergießen,    unter  Fischern;    im 

Suburbium:  unter  Wagnern  ^^  *  .    •      j 

Es  crab  also  Handwerker  der  verschiedensten  Art  m  der 
Stadt,  die  fast  alle  ^^  innerhalb  der  vor  1200  ummauerten  Stadt 
handwerksweise"  in  einzelnen  Gassen  oder  ganzen  Revieren 
beisammen  wohnten.  Doch  wohnten  manche  Handwerker  auch 
außerhalb  dieser  Reviere  ^^  Auch  die  Kaufleute  (mercatores, 
statiores)  waren  im  wesentlichen  in  einem  Bezirk  angesiedelt  . 
Die  bischöflichen  Ministerialen  hatten  ihre  Höfe  fast  aus- 
schließHch  in  der  Altstadt  19.  Die  zu  den  vorhandenen  Fronhöfen 

1  Dort  auch  „under  Spengelern,   do   die  swertfeger  sitzent«  (Schmidt 
S    165)  und  „unter  Sattlern"  (vgl.  porta  sellatorum  U.  90).    Vgl.  beyboth 

S.  35  und  U.  122.  . ,    o    .a 

2  von  „Kesseler"  ?    Vgl.  Schmidt  S.  29. 

3  Vgl,  Schmidt  S.  126.  ..    o    oa 
*  Kurdewener  =  Schuster.    Vgl.  Schmidt  b.  29. 

5  Schmidt  S.  84.  ,       .,    .  ^.       ^  xr      ,„a,  ^,0,. 

6  Die  ehedem  vorhandene  Mauer  zwischen  Altstadt  und  Neustadt  ^ar 

im  12.  Jahrhundert  sicher  nicht  mehr  vorhanden ;  Alt-  und  Neustadt  bildeten 
ein  Ganzes.    Vgl.  Schmidt  S.  158. 

7  Vgl.  Schmidt  S.  102.  «  Ebda.  S.  116. 

9  Ebda.  S.  83.  ^«  Schmidt  S.  84.  .      . 

"  Ebda  S.  156.    „Under  Smiden"  hieß  em  Quartier  m  dieser  Gegend. 

12  Schmidt  S.  31.  ^')  Schmidt  S.  70. 

1*  Ebda.  S.  112.    Ein  ganzes  Revier  hieß  „unter  Kürsenern  . 

'^  Es  ist  zu  beachten,  daß  Gassenbezeichnungen  sich  nicht  vor  dem 
13.  Jahrhundert  nachweisen  lassen.  Es  ist  also  auch  fraglich,  ob  schon 
im  12.  Jahrhundert  (vor  der  zweiten  Erweiterung)  die  Angehörigen  der  vier 
zuletzt  genannten  Berufe  dort  gewohnt  haben.    Vgl.  hchmidt  ö.  0. 

1«  Vgl.  Anm.  15.  ''')  Vgl.  Schmidt  S.  9.  ,    «    n 

^8  In  der  Kremergasse  und  am  Martinsplatz  (vgl.   Keutgen  a.   a.   u. 

S.  54). 

20  Zwei  bischöfüche'  und  vier  Kapitelshöfe  (Münster,  St.  Stephan, 
St.  Thomas,  Jg.  St.  Peter). 


§  3.    Bevölkerungstopographie. 
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gehörenden  servi  ^  saßen  jedenfaUs  auf  diesen.  Die  fratres  der 
verschiedenen  Kapitel  bewohnten  curiae  claustrales,  die  über  die 
ganze  Stadt  verstreut  waren. 

Diese  Lokalisierung  der  verschiedenen  Einwohnerklassen 
legt  die  Frage  nach  dem  Verhältnis  der  wirtschaftlichen  zu  den 
rechtlichen  Ständen  nahe,  vor  allem  auch  zu  den  Bezeichnungen 
cives"  und  „burgenses".  Die  letztgenannten  Ausarücke  zu 
erklären  und  die  rechtliche  GHederung  der  Einwohnerschaft  im 
12.  Jahrhundert  zu  schüdern  soU  die  Aufgabe  des  folgenden 
Kapitels  sein. 


1  Vgl.  1.  Stadtrecht  §  112. 


f 


Im 


Zweites  Kapitel. 

Bie  ständische  Gliederung  der  Einwohnerscliaft  Straß- 
burgs  vor  dem  Auftreten  des  Rates  \ 

Die  Quellen  des  12.  Jahrhunderts  für  die  FeststeUung  des 
Standes  der  Einwohner  bestehen  1.  aus  den  Urkunden  des 
12.   Jahrhunderts    und    2.    aus    Bestimmungen    des    sogenannten 

ersten  Stadtrechts.  .       tt  i      j  j 

Seit    dem  12.  Jahrhundert    begegnen  in  den   Urkunden  und 
Stadtrechten    häufig    die    Ausdrücke    „cives"    und    „burgenses". 
Haben    sie    rechtliche    Bedeutung    wie    ministeriales ,     officiati, 
ministri   fratrum   und  ähnhche  Ausdrücke,    die  gleichfaUs  öfters 
vorkommen?     Wie    verhalten    sich  „cives"  und   „burgenses"   zu 
den  genannten  wirtschaftlichen  Ständen  (Kaufleuten  und  Hand- 
werkern)? u        '        l  u 
Man  könnte  geneigt  sein,  sowohl  „cives"   wie   „burgenses 
mit  „Bürger'^  zu  übersetzen,  womit  freilich  über  die  Art  dieses 
„Bürger'' Standes  noch  nichts  gesagt  wäre.    Es  ist  indessen  nicht 
wahrscheinlich,    daß    „cives"    und    „burgenses"    genau    dieselbe 
Bedeutung    besaßen,    wenigstens    nicht    vor    dem    Anfang    des 
13.   Jahrhunderts.     Sie    werden    nämlich    im    ersten   Stadtrecht  ^ 
und  ganz  besonders  auffällig  in  einer  Urkunde  des  beginnenden 
13.   Jahrhunderts 3    nebeneinander  gebraucht.     Außerdem  fanden 
sich,  wie  wir  vorhin  sahen,  die  Ausdrücke  „civitas'"   und  „urbs" 
{=  burc)  nebeneinander.     Dies    legt    die  Vermutung  nahe ,    daß 
ein    ähnlicher,     also    (wenigstens    ursprünglich)    topographischer 
Unterschied    zwischen    cives  und  burgenses  bestehe,    daß  cives 
„Einwohner'-   im  allgemeinen  Sinne,  ohne  Rücksicht  auf  die  Be- 
festigung,    burgenses    dagegen   „Bewohner  der  burc",    d.  h.    der 
befestigten    Stadt,    bedeute.      Diese    Vermutung    entbehrt    aller- 


1  Genauer  nur  bis  1197.    Warum  dieser  Zeitpunkt  gewählt  ist,  wird 
sich  aus  dem  Folgenden  ergeben. 

«  Vgl.  ^  57;  ferner  §  10.  ,       .  . 

3  Vgl.  U.  145  V.  J.  1205:   „vel  ipsi  burgenses  vel  etiam   quicunque 

ipsius  civitatis  cives"  heißt  es  hier. 
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dings  vorläufig  jeder  Gewißheit,  solange  sie  nicht  auf  anderem 
Wege  begründet  wird  durch  die  Untersuchung  des  jedesmaligen 
Zusammenhanges,  in  dem  die  zwei  Ausdrücke  vorkommen. 

§  1.    Die  Bedeutung  des  Wortes  „cives". 

Die  „cives"  treten  zum  ersten  Mal  im  12.  Jahrhundert  in 
einer  Urkunde  Kaiser  Heinrichs  V.  auf^  und  zwar  beifolgender 
Gelegenheit:  Der  Bischof  hatte  als  Stadtherr  den  „cives  Argen- 
tinenses"  eine  drückende,  von  Ostern  bis  Mariae  Geburt  dauernde 
Bannweinabgabe  auferlegt  2,  über  die  sie  sich  beim  Kaiser  be- 
schwert hatten.  Dieser  bezeichnete  in  unserer  Urkunde  die 
Abgabe  als  ein  ungesetzliches,  den  Straßburger  cives  auferlegtes 
Joch  3,  durch  das  das  allen  gemeinsame  jus  civile  den  Straß- 
burgern  vorenthalten  worden  sei  und  beschränkte  die  Abgaben- 
verptiichtung  auf  sechs  Wochen^.  Die  ganz  allgemein  gehaltene 
Ausdrucksweise,  die  Gleichsetzung  von  „cives  Argentinenses" 
und  „Argentinenses"  weisen  daraufhin,  daß  cives  hier  nichts 
anderes  als  „Einwohner"  der  Stadt  heißen  kann.  Es  sind  hier 
auch  die  anderweitig  noch  zu  erwähnenden  „ser\äentes"  der 
Kirchen  und  die  des  Bischofs ^  mit  einbegriffen,  die  ^a  zu  den. 
cives    gehören.     Dafür,    daß    „cives"' auch  „servientes"  umfaßt,. 

sprechen  folgende  Stellen:  . 

1.  §  10  des  ersten  Stadtrechts:  Hier  werden  die  Ministe- 
riales ecclesie  und  die  MitgUeder  der  familia  episcopi  ausdrück- 
lich  von    den  übrigen    cives  urbis,    den  Bewohnern   der  Urbs^. 

ausgenommen.  n    -,        rr  ^^ 

2.  Nach    §  56    desselben    Rechts    darf    der    ZöUner,    em 


1  U.  74  V.  J.  1119.  ,.  ,       ^    ,        ,    C1  V,      A 

2  Über  die  Bannweinabgabe  als  stadtherrliches  Recht  vgl.  Schroeder, 

Rechtsgesch.  ^,  S.  657.  .  ,.      .  ^       i     •^-      _   «+ 

3  dampnum  ...  et  jus   consuetudmarmm ,  non  autem  legitimum  et 
jugum  Argentinensibus  civibus  inique  et  quadam  tyrannide  ahquando  im- 

^^^^  "4  '  lus  civile  et  omnibus  commune  .  .  .  Argentinensibus  subtractum. 
Unter  jus  civile"  ist  wohl  einfach  „weltliches  Recht"  (Gegensatz:  jus 
canonicum)  zu  verstehen.  Vgl.  U.  16.  Hentzke,  Reg.  der  Bischöfe  v.  Straß- 
bure  S.  305,  übersetzt  „jus  civile  et  omnibus  commune"  wohl  richtig  mit 
„das  gemeine  Recht".  Sicher  falsch  wäre  die  Übersetzung  mit  „Bürger- 
liches  Recht"  oder  „Stadtrecht".  Das  Stadtrecht  (jus  urbanum  oder  civitatis) 
ist  durchaus  nicht  „omnibus  commune"!     \gl.  U.  3o  und  b.  24. 

ß  Vgl  U  75.  106.  Mit  „servientes"  können  auch  Ministenale  (nicht 
nur   nichtritterliche    Hörige)   bezeichnet    werden.     Vgl.    das    mhd.    Wort 

dienestman!  .  .  ,    .  ,  i    •      ^4.   ^^„   ^,,i 

6  Omnes  cives  urbis  .  .  •  preter  ministeriales  ecclesie  et  eos  qui 
sunt  de  familia  ecclesie  et  qui  ab  ipso  sunt  officiati.  übrigens  spricht 
der  Zusatz  „urbis"  meines  Erachtens  gleichfalls  für  die  Farblosigkeit  des 
Wortes  cives. 
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bischöflicher  Ministerial»,  seinem  concivis  nur  kleine  und  wert- 
lose Hohlmaße  überlassen. 

3  Es  heißt  von  den  in  ü.  78  vom  Jahre  1129  auftretenden 
ministerialischen  Zeugen:  isti  cum  ceteris  concmbus  Das 
spricht  nicht  gerade  für  einen  Gegensatz  zwischen  mimsteriales 

4  Gerade  in  den  die  cives  betreffenden  Urkunden  ^  werden 
Ministeriale  als  Zeugen  namentlich  aufgeführt  ^  Das  wäre  sehr 
merkwürdig,  wenn  unter  „cives"  etwa  ein  den  Mmisterialen 
entgegengesetzter   „Stand"   zu  verstehen  wäre. 

Die  wichtigste  Urkunde  für  die  Erklärung  des  Wortes  cives 
ist  die  obengenannte  Königsurkunde  von  1129  (U.  78),  durch 
die  den  cives  von  Straßburg  das  Kecht  verliehen  wird  nur 
innerhalb  der  Stadt  (infra  civitatem)  „coram  judicibus  civitatis 
vor  Gericht  sich  verantworten  zu  müssen.  Dieses  Recht  haben 
die  cives  cujuslibet  condicionis",  d.  h.  die  Einwohner  jedes 
Standes,  worunter  hier  wohl  „Geburtsstand"  zu  verstehen  ist  . 
Schon  dieser  Zusatz  macht  die  Vermutung  wahrscheinlich,    daü 

cives"  kein  Standesbegriff  (wie  z.  B.  „miuistenales")  ist. 
"  Die  Urkunde  bildet  eine  Ergänzung  des  Privüegs  vom 
Jahre  982.  Dort  wurde  die  Abhaltung  des  königlichen  Gerichts 
(Grafenge-richt  usw.)  innerhalb  der  civitas  (i.  w.  S.)  verboten ;  hier 
werden  die  Bewohner  der  civitas  (d.  h.  auch  hier  wohl  der  weiteren 
civitas)  6  von  jedem  Grafen- ^  oder  sonstigen  Gericht,  das  außer- 
halb der  Stadt»  abgehalten  wird,   „nisi  pro  hereditatibus  seu  pro- 

1  Die  in  §55  6  u.  7  des  1.  Stadtrechts  genannten  Beamten  (darunter 
der  Zöllner)  sind  wiederholt  urkundlich  als  Ministeriale  bezeugt.  Vgl.  U.  ^8. 
Das  gilt  sicher  für  das  12.  Jahrhundert. 

«  Isti  cum  ceteris  concivibus"  heißt  entweder  „mit  den  anderen  Stadt- 
bewohnern" oder  „mit  ihren  übrigen  Standesgenossen^  Dann  wäre  es  gleich 
„aUique  eorum  c"omparitatis"  in  U.  74.  Ersteres  spricht  für  meine  Aut- 
fassung, letzteres  nicht  dagegen.  Vgl.  Punkt  4.  -  ^gh.Kruse  a.  a  0  8^2^^^^ 
Es  geht  meines  Erachtens  nicht  an,  ohne  weiteres  concives  mit  „IMitburger 
zu  übersetzen  (Foltz  a.  a.  0.  S.  17). 

8   TT     7A     7^ 

*  Von  den  in  U  74.  genannten  neun  weltlichen  Zeugen  sind  sieben 
(darunter  die  vier  letzten)  in  U.  78  als  Miuisteriale  genannt,  nur  zwei 
Fridericb  imd  Gebeno)  nicht.  Doch  werden  auch  diese  schon  wegen  ihrer 
Stellun<r  zwischen  Ministerialen  für  solche  zu  halten  sein.  \  gl  dagegen 
Foltz  S.  16.  Diese  Verwendung  gleicher  Personennamen  m  zwei  zeitlich 
einander  so  nahestehenden  Urkunden  erscheint  mir  durchaus  statthatt  (vgl. 

dagegen  Foltz  S.  V>).  ,  ,,„   ,^  ,.,  ,       .....  * 

6  Für  condicio  =  Geburtsstand  vgl.  SUB.  l).  54  (condicionis  mgenue). 
«  Dafür  spricht  schon  die  Ähnlichkeit  im  Ausdruck  beider  Urkunden. 

Es  handelt  sich  um  den  städtischen  Gerichtsbezirk,  der  auch  das  Suburbmm 

1  Es  wird  in  beiden  Urkunden  vom  placitum,  dem  ofientlichen  „thinch" 

des  Gaugraf eu  gesprochen.  ,...,.  ,.       ,         j 

»  .  .  .  ut  nullus  eorum  cujuslibet  condicionis  placitum  aliquod  quod 

vulgo   thinch  vocatur,  extra  civitatem  suam  constitutum  adeat  vel  prorsus 


§  1.    Die  Bedeutung  des  Wortes  „cives". 
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prietatibus  extra  civitatem  conquerendis  seu  defendendis  exm^rt. 
Ferner  werden  die  in  die  Stadt  eingewanderten  Ui^freien  aus- 
wärtiger Gerichtsherren  der  Gerichtszuständigkeit  ihrer  Herren 
Itzolen:  sie  müssen  den  Körperzins,  zu  dessen  Zahlung  an 
mre  früheren  Herren  sie  verpflichtet  sind,  auch  weiterhin  ent- 
richten aber  vor  den  Gerichtshöfen »  in  der  Stadt,  durch  deren 
VermMuT<üe  Vögte  den  Zins  erhalten  und  bei  denen  sie 
eveTtSe  wegen  Nichtbezahlung  desselben  führen  können. 

Das  PrivUeg  ist  also  äußerst  vorteilhaft  sowohl  für  d^  Ein- 
wohner' X  ftr   den  Stadtherrn,   den  Bischof.     Es   wahrt  die 
Rechte    bdder.      Daß    es    sich    hier    nicht   um    eine    bestimmte 
Efnw  hnerllasse,  sogen.  „Bürger",  t'-delt«.  denen  der  eximierte 
Gerichtsstand   bei  „dem  Stadtgericht     verhehen  wird ,    geht  aus 
dem    ausdrücklichen    Zusatz    „cujushbet    co'^d.a^^'^  ;^^f,  .f^' 
ganz  allgemein  gehaltenen  Bestimmung  „coram  judicibus  c mtat.s 
hervor*      Es   handelt   sich  hier   nur   um   einen  Gegensatz :   Ge- 
richte   ^   Stadtbezirk   -   Gerichte    außerhalb.     Die    Einwohner 
der  Stad^   unterstehen   ausschließlich   den  Gerichtshöfen   in  der 
^fnHf-  das  ist  der  ganze  Inhalt  der  Urkunde. 
^''^Im   ersten  stadtrecht   gibt  §  31    den  Sinn  dieses  Privilegs 
wieder.     Danach  wird  derjenige ,  der  seinen  concivis  vor  einem 
außerstädtischen  Richter  verklagt  hat  bestraft.    Die  §§  56  °^d  J r 
dieses  Stadtrechts  sprechen  gleichfalls  für  d«  Farblosge  t  und 
allgemeine    Bedeutung    des    Wortes    cives.      Der    Zolhier   dM't 
UuZ  seinen  Miteinwohnern  der  Stadt  nur  kleine  und  wertlose 
Hohlmaße   überiassen.     Diese  darf  (unter  einer  hier  nebensach- 
hchen  Bedingung)   jeder  Bewohner  haben;    „wie  es  auch  jedem 
burgensis    ge^st^tet    ist,    die   Gewichte    der  Wagen   in    seinem 
eje'nen  HaLe  zu  haben,  vorausgesetzt    daß  sie  vom  Mon.ta  lu 
gemacht    sind 5«.     Die  Bestimmungen  des  §  30,    daß  kern  civis 


ab  aliquo  cogatur  adire  vel  de  aliquo  sibi  imposito   ibi  (nämlich  extra 
civitatem)  cui^uamrespondere        .^^  ^.^^  ^^^  ^^  ,;      . 

rfp,  1    Stad'rMhts  handeln?    Diese  richten  allein  „in  ge'tschuld^"  (ä  10). 

TeÄ  Urkrde'  nie  erahnt  wird.    Sein  Gericht  kann  also  unmoghch 
'""%'De''n'Hauptn"™atten  natürlich  die  Kauf leute,  da  sie  viel  reisten; 

Ob  silTreie  oder  „hörige"  Kaufleute  sind,  ist  gleichgültig. 
8  Vgl   das  Regest  zu  U.  7«  m  bbts.  i. 

Snd  dem  weiteren  ^cives"  hier  ausgesprochen  zu  sem 
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biffcnflirhrr  MiiiisteriaP ,  seinem  concivis  nur  kleine  und  wert- 

Hohlmaße  überlassen. 

5.  Es  heißt  von  den  in  U.  78  vom  Jahre  1129  auftretenden 
„jtorimlischen  Zeugen:  isti  cum  ceteris  concivibus.  Das 
ridlt  nicht  gerade  für  einen  Gegensatz   zwischen  ministeriales 

und  cives  *. 

4.  Gerade  in  den  die  cives  betreffenden  Urkunden  ^  werden 
KmiiitMiale  als  Zeugen  namentlich  aufgeführt*.  Das  wäre  sehr 
■MrkwOrdig,  wenn  unter  ^cives^*  etwa  ein  den  Ministerialen 
«BtiMeiig^setzter   , Stand"   zu  verstehen  wäre. 

Die  wichtigste  Urkunde  für  die  Erklärung  des  Wortes  cives 
ist  die  obengenannte  Königsurkunde  von  1129  (U.  78),  durch 
^m  den  cives  von  Straßburg  das  Recht  verliehen  wird,  nur 
iBMrluab  der  Stadt  (infra  civitatem)  „coram  judicibus  civitatis" 
vor  Gericht  sich  verantworten  zu  müssen.  Dieses  Recht  haben 
die  .cives  cujuslibet  condicionis^  d.  h.  die  Einwohner  jedes 
Sundea,  worunter  hier  wohl  „Geburtsstand"  zu  verstehen  ist^. 
Schon  dieser  Zusatz  macht  die  Vermutung  wahrscheinlich,  daß 
.cives*-  kein  Standesbegriff  (wie  z.  B.   „ministeriales")  ist. 

Die  Urkunde  bildet  eine  Ergänzung  des  Privilegs  vom 
Jahre  982.  Dort  wurde  die  Abhaltung  des  königlichen  Gerichts 
(Grafengericht  usw.)  innerhalb  der  civitas  (i.  w.  S.)  verboten;  hier 
werden  die  Bewohner  der  civitas  (d.  h.  auch  hier  wohl  der  weiteren 
civiUs)  *  von  jedem  Grafen-  "^  oder  sonstigen  Gericht,  das  außer- 
halb der  Stadt^  abgehalten  wird,   „nisi  pro  hereditatibus  seu  pro- 


§  1.    Die  Bedeutung  des  Wortes  ,xives". 
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»  Die  in  $§  6  u.  7  des   1.  Stadtrechts  genannten  Beamten  (darunter 

iederholt  urkundlich  als  Ministeriale  bezeugt.   Vgl.  U.  78. 

Das  gilt  sicher  tur  das  12.  Jahrhundert. 


der  Zöllner»  sind  wi< 


«  ,lsti  cum  ceteris  concivibus^  heißt  entweder  „mit  den  anderen  Stadt- 
bewohnern- oder  .mit  ihren  übrigen  Standesgenossen'^.  Dann  wäre  es  gleich 
^alüque  eorum  comiiaritatis**  in  U.  74.  Ersteres  spricht  für  meine  Aut- 
üatsung,  leuteres  nicht  dagegen.  Vgl.  Punkt  4.  —  Vgl.  Kruse  a.  a.  0.  S.  26. 
Es  feht  meines  Erachtens  nicht  an,  ohne  weiteres  concives  mit  „Mitbürger" 
IQ  übersetzen  (Foltz  a.  a.  Ü.  S.  17). 

»  U.  74.  7?*. 

*  Von  den  in  U  74.  genannten  neun  weltlichen  Zeugen  sind  sieben 
(darunter  die  vier  letzten)  in  U.  78  als  Miuisteriale  genannt,  nur  zwei 
(Friderich  und  Gebeno)  nicht.  Doch  werden  auch  diese  schon  wegen  ihrer 
Stellung  zwischen  Ministerialen  für  solche  zu  halten  sein.  Vgl.  dagegen 
Koltz  S.  16.  Die-e  Ven^endung  gleicher  Personennamen  in  zwei  zeitlich 
einander  so  nahestehenden  Urkunden  erscheint  mir  durchaus  statthaft  (vgl. 
dagegen  Foltz  S    15). 

»  Für  condicio  =  Geburtsstand  vgl.  SUB.  U.  54  (condicionis  ingenue). 

«  Dafür  spricht  schon  die  Ähnlichkeit  im  Ausdruck  beider  Urkunden. 
Es  handelt  sich  um  den  städtischen  Gerichtsbezirk,  der  auch  das  Suburbium 
umfaßt 

'  Es  wird  in  beiden  Urkunden  vom  placitum,  dem  öffentlichen  „thinch" 
des  Gaugrafen  gesprochen. 

*  .  .  .  ut  nullus  eorum  cujuslibet  condicionis  placitum  aliquod  quod 
vulgo  thinch  vocatur,  extra  civitatem  suam  constitutum  adeat  vel  prorsus 


\ 


i 


prietatibus  extra  civitatem  oonquerendis  seu  ^f  endendis"  exüniert. 
?Vrner   werden   die    in   die  Stadt  eingewanderten  Unfreien  aus- 
ser Gerichtsherren   der  Gerichtszuständigkeit   «^rer   Herren 
IntzTen     sie    müssen   den  Körperzins,    zu   dessen  Zahlung    an 
£e   ttren  Herren  sie  verpflichtet  sind,    --^^,^^^^^^;^ 
richten    aber  vor  den  Gerichtshöfen  i  in  der  Stadt,  durch  deren 
Vermittlung   die    Vögte    den   Zins    erhalten   und   bei   denen    sie 
IveTtSe  wegen  Nichtbezahlung  desselben  führen  können 
'"  Das  PrivUeg'ist  also  äußerst  vorteühaft  -wohl  für  d^eEin^ 
wohner  ^   wie   für    den  Stadtherrn ,    den  Bischof.     Es    wahrt  die 
Rechte    b^der       Daß    es    sich    hier    nicht   um    eine    bestimmte 
Einw  hnerWasse,  sogen.  „Bürger",  ,H'^'1«1\^  ^enen  der  eximierte 
Gerichtsstand   bei   „dem  Stadtgericht     verheben  wird ,    geht  aus 
dem    ausdrückUchen    Zusatz    „cujushbet    condicionis      «nd    der 
Snz  aZemein  gehaltenen  Bestimmung  „coram  judicibus  civitatis 
hervor"      Es   handelt    sich  hier   nur   um    einen  Gegensatz :    Ge- 
Z      L    MtadAezirk   —   Gerichte    außerhalb.     Die    Einwohner 
def  Stad"   uSeäXn    ausschließlich   den  Gerichtshöfen   in   der 
qfa/lf.  rias  ist  der  ganze  Inhalt  der   Urkunde. 
^'^V  ersten  Staftrecht   gibt  §  31    den  Sinn  dieses  Privdegs 
wieder.     Danach  wird  derjenige ,  der  seinen  concms  vor  «me-n 
Tußerstädtischen  Richter  verklagt  hat  bestraft     ^eJ|g-f^JJ 
dieses  Stadtrechts  sprechen  g  eichfalls  für  die  Farblos^keit  und 

ÄtLrMSoh^n^nr sU-  klS  ^  uTw'ertJj 

binsis    geSet''  ist,    die    Gewichte    der  Wagen    m    seinem 
eifneTna^se  zu  haben,  vorausgesetzt    daß  sie  vom  Mon^tanu 
gemacht   sind»".     Die  Bestimmungen  des  §  30,    daß  kein  civis 

ab  aliquo  cogatur  adi^e  vel  de  aliquo  sibi  imposito  ibi  (nämlich  extra 
civitatem)  cu^ua^respondere^^^  es  sich  nur  um  das  Gericht  der  Judices" 
des  1  StadÄs  handeln?  Diese  richten  allein  „in  geltschuldas  (ä  10^ 
H?er  könnt  es  sich  ja  um  diese  handeln    Aber  an  den  übrigen  S^^^^^^^^ 

e^'^lr  ^^SV  n^ e^Vnrlr  Set  ^Ätaitt  Möglich 

^"•'^'CÄn'^utr  Ztten  naturlic^^  t.i^l'Äntrt*  ^^S^ 
k"ef  Äia^Ä''liS^d!r'-  ^Lll/ute^^VT  ÄrT  a.  0.  I.  65. 
Ob  sie  freie  oder  „hörige»  Kaufleute  sind,  ist  gleichgültig. 
8  Vgl.  das  Regest  zu  U.  78  m  bLü.  i. 

Sem  weiteren  .cives"  hier  ausgesprochen  zu  sein. 
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von  seinem  concivis  durch  eine  Klage  an  der  Abreise  verhindert 
werden  dürfe  und  Klagen  gegen  ihn  nach  seiner  Rückkehr  vor- 
zubringen seien,  sprechen  durchaus  nicht  gegen  meine  Erklärung 
des  Wortes  civis;  ebensowenig  TJ.  104  ^  Für  „cives"  als 
Standesbegriff  könnte  allein  die  als  letzte  Urkunde  für  diesen 
Zeitraum  in  Betracht  kommende  Urkunde  Nr.  122  (1187)  in  An- 
spruch genommen  werden  2. 

In  die  richtige  Beleuchtung  tritt  die  Bedeutung  von  „civis" 
erst  durch  die  Abgrenzung  des  Begriffs  „burgensis",  der  ohne 
Zweifel  enger  ist  als  civis ^.  Cives  übersetzt  man  am 
besten  mit  „Einwohner"  oder  „Städter".  Dabei  bleibt 
unentschieden,  ob  es  sich  um  die  Bewohner  der  ummauerten 
oder  der  ganzen  Stadt  handelt. 

§  2.    Die  Bedeutung  des  Wortes  „burgeiises^. 

Die  Frage  nach  der  Bedeutung  dieses  Wortes  im  12.  Jahr- 
hundert ist  bei  weitem  wichtiger  als  die  im  Vorigen  beant- 
wortete Frage.  „Denn  überall,  wo  im  [I.]  Stadtrecht  bei  der 
Ordnung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  auf  die  Bürger  be- 
sondere Rücksicht  genommen  oder  ihnen  irgendwelche  Mit- 
wirkung zugestanden  wird,  begegnen  wir  dem  Ausdruck  ,bur- 
genses'*."  Danach  scheint  es  also,  daß  „burgenses"  der  Aus- 
druck für  eine  bestimmte  Bevölkerungsklasse,  für  einen  „Stand" 
ist.  Ist  das  überall  der  Fall,  wo  diese  Bezeichnung  sich  findet^ 
oder  hat  sich  die  Bedeutung  des  Wortes  geändert? 

Von  den  in  den  Urkunden  dieser  Zeit  namentlich  genannten 
burgenses  (es  handelt  sich  um  18  bzw.  16  Namen)  sind  14 
(bzw.  12)  mit  Gewißheit  oder  sehr  großer  Wahrscheinlichkeit 
als  Ministeriale  anzusehen;  bei  den  vier  anderen  spricht  nichts 
dagegen,  auch  sie  für  Mmisteriale  zu  halten  5.     Es  handelt  sich 


§  2.    Die  Bedeutung  des  Wortes  „burgenses". 
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.^.  ^  Y^n"^  ?^K®  ^^^^'  ^^^^  ^^^  ^^°  ""^^^^s  quidam  civis  Argentinensis 
(die  Kede)  sive  honestissimus  frater  Cunradi  et  Hugonis  militum  Hein- 
ricus"  (— ).     Kruse  a.  a.  0.  S.  32  hält  ihn  für  emen  Ministerialen. 

2  Humbertus  natione  Langobardus ,  professione  medicus,  dignitate 
cms  Argentmensis ,  löst  durch  eine  Geldzahlung  alle  VerbindliciSfeiten 
gegen  das  Jung-St.-Petersstift,  die  auf  einem  Hause  unter  den  Sattlern 
(Altstadt)  und  auf  einer  Mühle  in  lUkirch  lasteten.  Der  Ausdruck  „dignitate 
civis  Argent."  läßt  vielleicht  die  Übersetzung  von  civis  mit  Bürger"  zu 
Ebenso  wie  der  \or  1200  mit  Mauern  umgebene  Stadtteil,  die  „ürbs",  ee'-. 
legentlich  „civitas"  genannt  wird,  könnte  ja  auch  einmal  ein  Bewohner  der 
Urbs  (bürg),  ein  burgensis,  „civis"  genannt  werden.  Im  allgemeinen  aber 
kommt  .civis"  in  der  Bedeutung  von  burgensis  im  12.  Jahrhundert  nicht  vor 

^  Vgl   dafür  besonders  U.  145.  *  Hom  a.  a.  0.  S.  32 

In  den  Urkunden  Nr.  90,  104  u.  112  (zwischen   1131  [?!  und  1162) 

u^T  iii^^^l^?  Burgensennamen  vor:  1.  Odalricus  (U.  90.  104).    2.  Symon 

w  i?i       V^.     Wohl  =  Symon  marscalcus  U.  99).    3.  Adelbertus  (U.  104. 

Wohl  =  Adelbertus  causidicus  U.  85.  86.  88).   4.  Walterus  (U.  104    Wohl  = 


* 


vi 


um  Ministeriale  des  Bischofs,  meist  um  bischöfliche  Hofbeamte  K 
Nun  wohnen  die  Ministerialen  des  Bischofs  größtenteils  in  der 
Altstadt  2.  Man  könnte  daher  geneigt  sein,  nach  dem  bisherigen 
Ergebnis  der  Untersuchung  burgenses  mit  „Burgmannen",  d.  h. 
„die  auf  der  Burg  (im  ursprünglichen  Sinne  =  Altstadt)  wohnenden 
Ministerialen  des  Bischofs"  zu  übersetzen,  wenn  nicht  die  Er- 
wähnung von  „burgenses  tam  divites  quam  pauperes^"  diese 
Übersetzung  unwahrscheinlich  machte  ^.  Diese  Burgensen  schenken 
dem  Hospital  „omnia  lobia  juxta  mumm  versus  portam  que 
dicitur  porta  sellatorum",  wo  Altstadt  und  Neustadt  aneinander 
grenzen,  ferner  den  „locus  macellorum"  (=  Metzig)  in  der  Neu- 


Walterus  causidicus  U.  96.  98.  99.  101.  105.  106).  5.  Fridericus  (Bruder 
von  4.;  U.  104).  6.  Johannes  (U.  104).  7.  Dietericus  prefectus  (U.  112). 
8.  Warnherus  (U.  112.  Wohl  =  Warnherus  nepos  Symonis,  marscalcus. 
Vgl.  U.  105.  107.  108;  auch  116.  117.  120  u.  a.  [?]).  9.  Albertus  (U.  112. 
Vielleicht  =  Albertus  de  Ehenheim,  vgl.  U.  111.  Albertus  de  Ehenheim 
heißt  nie  Adelbertus.  Möglicherweise  sind  Nr.  3  u.  9  identisch).  10.  Rudolfus 
(U.  112.  Wohl  =  Rudolfus  causidicus  U.  103.  108).  11.  Walterus  dapifer 
(U.  112).  12.  Cuno  (ü.  112).  13.  Gotefried  (U.  112).  14.  Nibelunc  (U.  112). 
Dazu  kommen  noch  einige,  die  nicht  direkt  als  burgenses  bezeugt,  aber 
als  solche  zu  erschließen  sind :  15.  Eberhardus  und  16.  Sifridus  als  Brüder 
von  Nr.  7  (vgl.  U.  105.  112).  17.  Humbert  als  Sohn  von  13  (ü.  111.  112). 
18.  Walthenis  (vgl.  U.  112.  Möglicherweise  ist  er  mit  Nr.  4  identisch).  — 
Wahrscheinlich  sind  auch  die  Zeugen  in  U.  90  als  burgenses  anzusehen, 
so  Hugo,  Adelbertus,  Sigefridus  u.  a.  Ich  habe  sie  jedoch  nicht  berück- 
sichtigt. —  Waltherus  II.  (18)  ist  möglicherweise  =  Walterus  judex 
(U.  105).  —  Von  diesen  18  sind  als  Ministeriale  bezeugt;  Nr.  1  (U.  78). 
2  (U.  78  und  als  marscalcus),  4  (U.  99),  6  (U.  78),  7  (als  prefectus  urbis. 
Diese  waren  stets  Ministeriale.  Vgl.  Baltzer  a.  a.  0.  S.  62),  8  (als  mar- 
scalcus und  nepos  Symonis),  11  (als  dapifer).  —  Sehr  wahrscheinlich  sind 
Ministeriale:  Nr.  3  (als  causidicus,  vgl.  U.  78.  137.  139.  Im  12.  Jahrhundert 
scheinen  die  Schultheißen  stets  Ministeriale  gewesen  zu  sein),  5  (als  Bruder 
von  4),  9  (wenn  =  Alb.  de  Ehenheim.  Dieser  steht  zwischen  Ministerialen 
in  U.  111  u.  112),  10  (als  causidicus),  15  u.  16  (als  Söhne  von  7),  18  (wenn  = 
Walter  judex.  Dieser  steht  zwischen  Ministerialen,  U.  105).  Von  Nr.  12, 
13,  14  u.  17  ist  der  Stand  nicht  anzugeben.  Doch  kommt  in  ü.  215 
(v.  J.  1229)  Walter  miles  de  Brumat  filius  Nibelungi  vor.  Ist  Walter 
Ministerial,  so  war  es  vermutlich  auch  sein  Vater.  Dann  wären  wohl  auch 
die  vor  Nibelunc  stehenden  biurgenses  Cuno,  Gotfrid  und  Humbert  Ministeriale. 
Zur  ganzen  Anm.  vgl.  Kruse  S.  26.  27. 

1  Keiner  läßt  sich  als  Ministerial  eines  Kapitels  nachweisen.    Vgl. 

S.  20  Anm.  4. 

2  Vgl.  S.  7  Anm.  12.  ^.       ^ 

3  ü.  90.  Baltzer  (a.  a.  0.  S.  64)  hält  merkwürdigerweise  die  „bur- 
genses" für  „die  Mitglieder  dieser  [der  Straßb.  Aristokratie]  und  der  übrigen 
regierenden  Familien  .  .  .  .,  welche  als  etwas  besonderes  den  einfachen 
,cives'  gegenübergestellt  werden".  —  Die  angesehenen  Einwohner  der  Stadt 
werden    mit   meliores    (majores)   urbis   (civitatis)   bezeichnet  (U.  92.   111. 

Vgl.  Kap.  IV.  ,.  ,  ^ 

*  Die  Ministerialen  des  12.  Jahrhunderts,  die  ritterlichen,  zu  den 
bischöflichen  Hofämtem  herangezogenen  Unfreien,  gehörten  zweifelsohne 
zu  den  angesehenen  burgenses,  nicht  zu  den  „burgenses  pauperes". 

Ach t nie h,  Der  Bürgerstand  in  Straflburg.  2 
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Stadt.     Außerdem   geben  sie  ihre  Zustimmung  zu  verscliiedenen 
anderen  Schenkungen,  die  die  Bischöfe  dem  Hospital  machen. 

Die  Urkunden  [bis  1162]  allein  geben  keinen  genügenden 
Aufschluß  über  die  Bedeutung  des  Wortes  „burgenses".  Nach 
dem  (etwas  jüngeren)  ersten  Stadtrecht  gehören  zu  den  Burgensen 
1.  die  Münzerhausgenossen  ^,  2.  Handwerker  2,  3.  Kaufleute  ^. 
Es  ist  doch  wohl  als  sicher  anzunehmen,  daß  sie  nicht  erst  seit 
dem  ersten  Stadtrecht  zu  den  burgenses  gerechnet  werden, 
sondern  daß  schon  unter  den  oben  genannten  burgenses  tam 
divites  quam  pauperes  (U.  90)  Kaufleute  und  Handwerker  mit- 
einbegriffen sind.  Gehören  im  ersten  Stadtrecht  auch  die 
Ministerialen  (soweit  sie  Städter  sind)  zu  den  Burgensen  ?  Daß 
sie  in  §  93  nicht  ausdrücklich  von  den  Leistungen  der  burgenses 
ausgenommen  werden,  beweist  noch  nicht,  daß  sie  nicht  zu  ihnen 
gehören^.  Ebensowenig  ist  die  Nebeneinanderstellung  von 
ministeriales  und  burgenses  in  §  43  notwendigerweise  dahin  zu 
deuten,  daß  die  (städtischen)  Ministerialen  zu  den  burgenses 
nicht  gerechnet  worden  wären  ^.  Allerdings  scheinen  die 
Ministerialen  hier  doch  nicht  mehr  zu  den  burgenses  gerechnet 
zu  werden,  wie  später  gezeigt  werden  soll. 

Wir  haben  gesehen,  daß  nach  den  Urkunden  des  12.  Jahr- 
hunderts die  (städtischen)  Ministerialen  sicher  zu  den  Burgensen 
gehören;  soeben  sahen  wir,  daß  dieser  Ausdruck  auch  Münzer- 
hausgenossen, Kaufleute  und  Handwerker  umfaßt.  „Burgenses" 
kann  also  weder  einen  einheitlichen  wirtschaftlichen 
noch  einen  einheitlichen  rechtlichen  Stand  bezeichnen. 
Es  heißt  um  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts,  also  zu 
einer  Zeit,  wo  die  Ministerialen  sicher  noch  neben  Kaufleuten 
und  Handwerkern  zu  den  burgenses  gerechnet  wurden,  nichts 
anderes  als  „burc  =  Be w ohner",  d.  h.  Bewohner  der  Alt- 
und  Neustadt 6,  ist  also  eine  rein  lokale  Bezeichnung. 

In  der  Zeit  von  1162—1197  begegnen  keine  burgenses  in 
den  Urkunden;  in  dieser  Zeit  aber  hat  sich  die  Bedeutung  dieses 

1  1.  Stadtrecht  §  93. 
,.    J  ^}>^\   Vgl-  ferner  Korn  a.  a.  0.  S.  30.  —  Sohm  und  Winter  rechnen 
die  Handwerker  nicht  zu  den  Bürgern.    Vgl.  Sohm  a.  a.  0.  S.  68;  Winter 
a.  a.  0.  S.  38. 

3  Die  in  §  88  u.  89  genannten  mercatores  gehören  sicher  zu  den 
burgenses,  obwohl  sie  in  §  93  nicht  ausdrücklich  eximiert  werden.  Vgl. 
Keutgen  a.  a.  0.  S.  149  Anm.  2. 

*  Ihre  spezielle  Dienstpflicht  ihrem  Herrn  gegenüber  war  so  selbst- 
verständlich, daß  sie  nicht  erst  en^ähnt  zu  werden  brauchte.  Von  ihnen 
gilt  das  Gleiche  wie  von  den  mercatores.     Vgl.  Anm.  3. 

^  Der  Vogt,  um  dessen  Ernennung  es  sich  hier  handelt,  ist  kein 
eigentlich  städtischer  Beamter  (vgl.  1.  Stadtrecht  §  7).  Vgl  v.  Below,  Hist. 
Zschr.  59  S.  211.  Ländliche  und  städtische  Ministeriale  und  jedenfalls 
auch  nicht-ministerialische  burgenses  wirken  hier  zusammen 

8  Vgl.  1.  Kap.  §  8. 


I 


§  3.  Die  Einwohnerschaft  Straßburgs  in  ihrer  rechtlichen  Gruppierung  usw.  19 

Wortes  gewandelt;  denn  seit  dem  Ausgang  des  12.  Jahrhunderts 
stehen  sich  „ministeriales"  und  „burgenses"  deutHch  getrennt 
gegenüber,  während  sie  früher  unter  einer  Bezeichnung  zusammen- 
gefaßt wurden. 

Es  steht  von  jetzt  an  dem  Stande  der  Ministerialen  em 
Stand  der  burgenses,  ein  „Bürgerstand",  gegenüber. 
In  der  Eegierungszeit  des  Bischofs  Rudolf  (1162/79)  oder  des 
Bischofs  Heinrich  (1181/90)  scheint  die  kommunale  Selbständig- 
keitsbewegung der  städtischen  Kaufleute  und  Handwerker  zur 
Bildung     einer    Kommune,     einer    „Bürgerschaft",    geführt    zu 

haben  ^.  ^^ 

Im    ersten    Stadtrecht    scheint    unter    „burgenses 

schon  dieser  neue  Bürgerstand  verstanden  zu  sein 2. 

Jedenfalls  nehmen  die  Ministerialen  den  burgenses  gegen- 
über eine  Ausnahmestellung  ein  und  werden  nie  als  „burgenses" 

bezeichnet   . 

Die  Abfassungszeit  des  ersten  Stadtrechts  läßt  sich  nicht 
genau  fixieren;  es  gehört  wohl  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahr- 
hunderts an*,  vielleicht  den  achtziger  Jahren. 

Im  folgenden  handelt  es  sich  darum,  das  Verhältnis  des 
neuen  „Bürgerstandes"  zu  den  vorhandenen  rechtlichen  und 
wirtschaftlichen  Ständen  auf  Grund  der  Angaben  des  ersten  Stadt- 
rechts zu  untersuchen. 

§  3.    Die  Einwohnerscliaft  Straßliiirgs  in  ihrer  rechtlichen 
Gruppierung  nach  dem  ersten  Stadtrecht. 

Das  erste  Stadtrecht,  die  Hauptquelle ^  für  die  Kenntnis 
der  ständischen  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  ^  Straßburgs 
im  12.  Jahrhundert  ist  eine  Eechtsaufzeichnung,  die  die  Befug- 
nisse  der  Stadtbeamten  und  die  Pflichten  der  Bürger  (burgenses) 
dem  Bischof  als  dem  Stadtherrn  (Gerichtsherrn)  gegenüber  fest- 
legt ^     Es  ist  die  erste  Straßburger  Urkunde,  die  eingehender ^ 


1  Vgl.  Arnold  a.  a.  0.  S.  320/1.  ^         ,    .  ^   ^ 

2  V°l.  S.  27.  Dafür  sprechen  die  §§  57.  84.  95  und  auch  §  6  des 
1.  Stadtrechts.  Über  das  Wesen  des  Jus  civitatis"  vgl.  S.24.  Ein  „Bürger- 
recht gibt  es  damals  noch  nicht. 

8  Vgl.  §  87  des  Stadtrechts.  Zu  den  „cives  urbis"  (Einwohnern  des 
Urbs)  werden  die  Ministerialen  natürlich  gerechnet  (§10). 

*  Vgl.  Rietschel,  Zschr.  f.  Geschichtswiss.  N.  F.  I.  Viertelj- Hefte 
S.  43  und  keutgen,  Hist.  Viertelj  .-Sehr.  HI  S.  78  ff. 

»  Außerdem  kommt  nur  U.  75  (resp.  106)  m  Betracht. 

ö  Ich  sehe  hier,  wie  in  der  ganzen  Untersuchung,  stets  ab  von  Klerikern 
und  Juden.    (Die  Judengasse  lag  in  der  Altstadt.) 

"^  Deshalb  scheint  mir  der  übliche  Name  „Stadtrecht«  glucklicher 
gewählt  zu  sein  als  der  von  Rietschel  vorgeschlagene  Name :  Bischofsrecht. 

8  Nur  in  U.  90  wird  von  der  Zustimmung  der  burgenses  divites  ac 

2* 
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von    den    burgenses    spricht   und   für   diese    in    erster  Linie   ab- 
gefaßt ist. 

Wir  wissen  bereits,  daß  zu  den  Bürgern  Kaufleute,  Münzer- 
hausgenossen, Handwerker  gehörten;  damit  ist  aber  über  ihre 
rechtliche  Zusammensetzung  noch  nichts  gesagt. 

Die  rechtlichen  Stände  des  ersten  Stadtrechts  sind  die 
folgenden : 

1.  „Ministeriales  ecclesie''  (§  10).  Darunter  sind  ver- 
standen die  Ministerialen,  d.  h.  die  zu  gewissen  Hofämtern 
herangezogenen  ritterlichen  Dienstleute  höheren  Grades^  der 
Straßburger  Kirche,  also  entweder  die  des  Bischofs  ausschließ- 
lich ^  oder  auch  die  aller  ihm  unterstellten  ^  Kapitel  und  Klöster 
des  Bistums,  falls  sie  nämlich  überhaupt  Ministerialen  be- 
saßen *. 

V  -L  ^'  ^^®  „familia  episcopi"  (§  10),  die  Gesamtheit  der  persön- 
hch  unfreien  Leute  des  Bischofs  (Censuale,  unfreie  Hintersassen, 
servi),  die  dem  bischöflichen  Fronhof  zu  Leistungen  verschiedener 
Art  (Kopfzins;  Fronhofsarbeit  gewerblicher  oder  landwirtschaft- 
[  f  ^1^";^'  ^''''^  TodfaUsabgabe  •^)  verpflichtet  sind.  Diese 
bischöflichen  Unfreien    sind    aUem  Anschein   nach  identisch  mit 


pauperes   zu  einer  bischöflichen   Schenkung   gesprochen;    sonst  kommen 

„biu-genses"  nur  in  den  Zeugenlisten  vor.     ^    ^    ^ 

Ka     IV^8^2  ^^^  ""^rlichen  Unfreien  niederen  Grades,  die  „milites"  vgl. 

\T-.  i'  /"''/^'^v.^'l^^^'^^T  ^P"^^^  §  ^^  "•  93.   Die  Hausgenossen  waren 
Mitglieder  der  bischöflichen  familia,  schwerlich  auch  einer  anderen  kirch 
liehen  famiha.    Vgl.  S.  21  Anm.  5. 

'  Direkt  untersteht  dem  Bischof  die  St.  Stephansabtei  (vgl.  S.  6  Anm  7) 
Die   drei  wichtigsten  Kapitelkirchen  (Münster,   St.  Thomas ,   Jg.-St   Peter) 
gehorten  zur  ecclesia  Argentinensi«.     Vgl.  U.  297 :    „nostre  Argentinensis 
ecclesie  membrum  honorabilius,  sti.  Thome  videl.  ecclesia."    DfeSei 
das  Domkapitel  betreffenden  Urkunden  sind  vom  Bischof  oder  in  seiner 
Gegenwart    oder   mit    seiner  Erlaubnis  ausgestellt.     Vd.  U    65    68    7S 
n9."*122'u  r'        ^"'  ^"^'  ^''  ^^''^''  "«d%..St.  Petef:    vgl.  ü.  sT.  If, 

,  ,  *  P»s  Pomkapitel    hatte    vielleicht   Ministeriale.     Erwähnt    werden 
solche  im   13.  Jahrhundert  (SUB.  I  U.  609:   Inferno;   in  SUB.  IV  U   31 
Sefredus  mmisterialis,  der  yielldcht  =  Sifridus  minister  fratrum  ist  (SUB.  IV 
S.  3i).     Moghchen^^eise   sind  Mmisteriale   die  als  „ministeriales   ecclesie 

(SlT IV  r?r'oh'l^'^r ^°^^.^?-    Y'^'T'    ^'''^    Otto   advocatus 
Wo       •    A'A    ^t  die  Ministerialen  des  Domkapitels  denselben  Rang 
hauen  wie  die  des  Bischofs,  oder  ob  sie  bloß  „milites"  sind  (vgl   Kap  IV 
§  2)  ist  schwer  zu  entscheiden.    Merkwürdig  ist  es,  daß  sich  keine  nach 
weisbaren  Mmisterialen  des  Domkapitels  untlr  den  ^Is  „minLteriaTes'^  auf" 

„nurgenses  .     Vgl.  L.  139.     „Milites"  sind  viel  e  cht  die  „ministri  et  offi- 
und  St.  Petersstiftes  sind  mir  nicht  bekannt  i""inas 

liehe  hom*neL  '^""'*''*'''  ^-  ^*'    ^'  '""'«l«'»  «ich  wohl  nur  um  bischöf- 
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den   in   einer  Urkunde   des  Jahres  1122    erwähnten  „servientes 
episcopi 1". 

3.  Die  „ministri  fratrum"  (§  38).  Darunter  sind  zu  ver- 
stehen die  zur  „familia"  (im  obigen  Sinne)  eines  Straßburger 
Kapitels  oder  Klosters  gehörenden  Leute  ^.  Es  gab  Kaufleute 
und  Handwerker,  die  ministri  fratrum  waren  ^. 

4.  Diejenigen  Städter,  die  weder  Ministeriale  noch  Mitglieder 
der  familia  des  Bischofs  oder  eines  anderen  Straßburger  Grund- 
herrn* sind.     Ich  nenne  sie   „freie  Städter". 

Das  Stadtrecht  kennt  aber  noch  eine  andere  Standes- 
bezeichnung, nämlich  „familia  ecclesie".  Als  dazu  gehörig 
werden  die  Münzerhausgenossen  (§§  63,  93)  und  gewisse  kleine 
Handeltreibende  genannt  (§  52).  Es  handelt  sich  hier  entweder 
nur  um  die  Hörigen  des  Bischofs  ^  (dann  wäre  familia  ecclesie  = 
familia  episcopi)  oder  um  die  der  gesamten  Straßburger  Kirche, 
also  auch  um  die  Hörigen  der  dem  Bischof  unterstellten  Kapitel 
und  Klöster^.    Jedenfalls  aber  sind  mit  „familia  ecclesie"  kirch- 


^  Da  „familia  episcopi"  nur  an  dieser  Stelle  belegt  ist,  muß  man 
zur  Feststellung  seiner  Bedeutung  nach  ähnlichen  Ausdrücken  suchen. 
Nun  wird  in  §  10  en\^ähnt,  daß  der  Schultheiß  über  die  Mitglieder  der 
fam.  episcopi  (in  bestimmten  Fällen)  nicht  richtet.  Sie  haben  also  (in 
diesem  Falle)  nichts  mit  dem  publicum  civitatis  jus  zu  tun.  Dasselbe  ist 
der  Fall  mit  den  „servientes"  der  drei  Kapitel  (U.  75. 106),  die  den  „servientes 
episcopi'^  gegenüber-  und  gleichgestellt  werden.  Daraus  ist  doch  wohl  zu 
schließen,  daß  unter  familia  episcopi  die  „servientes  episcopi"  zu  verstehen 
sind,  d.  h.  alle  vom  Bischof  persönlich  abhängigen  und  ihm  deshalb  zu 
Leistungen  verpflichteten  Leute.  Daß  unter  den  „servientes"  in  U.  75.  106 
auch  Mmisteriale  (ritterliche  Unfreie)  zu  verstehen  sind,  ist  nicht  wahr- 
scheinlich (vgl.  Anm.  4  der  vorigen  Seite),  obgleich  es  möglich  ist ;  vgl.  Aus- 
drücke wie  „sicut  ministeriales  servire"  (U.  58)  und  das  mhd.  dienestman 
für  Ministerial.  Für  servientes  =  Fronhofshörige  vgl.  1.  Stadtrecht  §  97: 
dominicae  curtis  servientes. 

*  Unter  ministri  fratrum  ist  wohl  dasselbe  zu  verstehen  wie  unter  den 
U.  75.  106  genannten  „servientes"  der  drei  Kapitel.  Wie  dort  stehen  sie 
hier  der  „fam.  episcopi"  gegenüber.  —  Mit  ministri  sind  gelegentlich  (hier 
wohl  nicht)  auch  Ministeriale  bezeichnet:  vgl.  die  ministri  cotidiani  des 
Bischofs  §  111.  Der  Ansicht  v.  Belows  (Hist.  Zschr.  58  S.  205  u.  214),  daß 
^minister"  den  hörigen  Handwerker  bezeichne,  kann  ich  nicht  zustimmen. 
Vgl.  §  38  u.  111. 

3  Ygl.  §  38.    Ferner  SUB.  IV  S.  211:  pellifex  Gozbertus  min.  fr. 

*  Über  die  „anderen  Grundherren"  vgl.  1.  Kap.  §  2. 

^  Vgl.  §  77.  Die  Münzerhausgenossen  entrichten  nur  dem  Bischof 
eine  Geldsumme.  Ministri  fratrum  lassen  sich  nicht  als  Hausgenossen 
nachweisen. 

*  Dafür  spricht  besonders  §  52.  Sollten  wirklich  nur  die  zur  familia 
des  Bischofs  gehörenden  Händler  mit  selbstgefertigten  oder  ihnen  zuge- 
wachsenen Dingen  dies  Zollprivileg  besitzen,  nicht  alle  kirchlichen  Hörigen 
des  Bistums?  —  Keinesfalls  heißt  fam.  ecclesie  im  1.  Stadtrecht  „familia 
des  Domcapitels" ;  formal  wäre  das  möglich,  vgl.  den  „famulus  et  nuncius 
fabrice  ecclesie  Argentinensis"  des  dem  Domkapitel  gehörigen  Frauenwerks. 
SUB.  m  U.  44. 


)  '^ 


m 


22  Zweites  Kapitel.  Ständische  Gliederung  der  Einwohnerschaft  Straßbnrgs. 
liehe  Hörige  aus  dem  ganzen  Bistum ,   nicht  nur  aus  der  Stadt, 

""''EndUch  gab  es  noch  eine  fünfte  Klasse  von  Einwohnern, 
die  aber  das  Stadtrecht  begreiflicherweise  nicht  erwälmt  näm- 
lich die  Hörigen  fremder  Klöster  und  anderer  fremder  Grund- 
herren   die  in  Straßburg  Besitzungen  hatten-. 

Der     Bürgerstand  3"    und   die    eben    genannten  Stände  ver- 
halten sich  folgendermaßen  zueinander:     Es  sind  Burger: 

1.  Die  „freien  Städter*", 

2.  Angehörige  der  familia  episcopi, 

3.  Angehörige    der    familiae    der    Kapitel    und 

^'° Es* wird  nirgends  gesagt,  daß  nur  freie  mercatores  und 
Handwerker  zu  den  Bürgern  gehören ;  es  ist  im  Gegenteil  nach- 
weisbar, daß  sich  in  den  Handwerksämtern  (deren  Mitglieder  zu 
den  burgenses  gehören^)  Hörige  befunden  haben«.  Von  den 
mercatores  gehört  ein  großer  Teil  zur  familia  des  Bischofs  oder 
einer  Kirche'.  Die  Münzerhausgenossen,  d.  h.  die  zum  Munz- 
.esohäft  berechtigten  Kauf  leute  und  Handwerker  «  sind  de  famiha 
ecclesie  und  werden  ausdrückhch  unter  den  „burgenses  ge- 
nannt». Es  sei  ferner  hier  schon  hingewiesen  auf  die  unter  den 
burgenses  bzw.  cives  des  13.  Jahrhunderts  genannten  mimstri 
fratrum",    wie  Werner  und  Conrad  Vitulus,    Sifrid,    Sighn   und 

Gozpertus  ministri  fratrnm'».  ,      ,      .  i,  j.« 

Es  kann  gar  kein  Zweifel  an  der  Tatsache  bestehen,  daß 
das  erste  Stadtrecht  „freie"  und  „unfreie"  Bürger  kennt  . 
Der  Bürg  er  st  and"  besteht  nach  den  Angaben  des  btadt- 
rechts  aus  Kauf leuten  und  Handwerkern,  hat  also  eme  wirt- 
schaftliche Grundlage. 

I  Vffl  S  79  Die  Münzerhausgenossen  wohnen  nicht  alle  in  der 
Stadt  --  Ai?ch  in  8  52  scheint  es  sich  nicht  nur  um  städtische  Hörige 
zu  handeln  Schon  §  51  deutet  darauf  hin,  daß  es  sich  nicht  nur  um 
slädtfsche  sondern  auch  um  ländliche,  in  die  Stadt  kommende  Handler 
handelt.  ^ 

3  vll'  k  19%!  von  dem  Bedeutungswandel  des  Wortes  „burgenses" 
und  dpr  Bildiinty'des  „Bürgerstandes"  die  Rede  ist.  x..,    u 

4  HöÄs  die  wenigen,  event.  in  der  Stadt  wohnenden  „nobiles" 

ausgenommen  ^^^^  ^  genannten  Handwerke 

6  L^  Gozpertus%ellife  SUB.  IV  S.  211  u.  SUB.  I  U.;268. 

^  Vgl  §  38V  ferner  ^ür  Zugehörigkeit  bischöflicher  Höriger  zum  Kauf- 

°^"^°lTvirnekorn/eir  Hausgenosse  des  Jahres  1266,  war  Kürschner. 
Vgl.  S.  28  Anm.  2. 

II  Unfrle^Bürger  gab  fs' auch  in  anderen  Städten  So  z.  B  in  Köln: 
vgl  Hegel  a.  a.  0.  S  65  und  Seeliger,  Studien  z.  Verf.-Gesch.  Kölns,  S.  84. 
Vgi.  S.  40. 
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Wie  verhält  es  sich  aber  mit  der  gerichtlichen  Zuständig- 
keit der  eben  genannten  rechtlichen  Gruppen  und  des  „Bürger- 
standes" ? 

Es  gibt  in  Straßburg  zur  Zeit  des  ersten  Stadtrechts  folgende 
Gerichtshöfe  und  Kechtskreise : 

I.    Nach  „Stadtrecht"   (jus  civitatis)  richtet 

1.  Das  Gericht  des  Schultheißen  mit  doppelter  Kompetenz : 

a)  Es  ist  zuständig  bei  Kriminalsachen  (Diebstahl,  Gewalt- 
tat, Geldschulden)  ^  besitzt  demzufolge  auch  eine  (bis 
zu  einem  gewissen  Grade  beschränkte)  Blutgerichts- 
barkeit 2. 

b)  Es  ist  Handelsgericht^. 

2.  Das    Gericht   des  Münzmeisters    über   die  Falschmünzer 

des  gesamten  Bistums^. 

II.  Nach  „Hofrecht"  richten  die  Hofgerichte  der  verschiedenen 
Grundherren;  so  wird  das  Hofgericht  des  Bischofs ^  und  das 
Domkapitelgericht  ^  urkundlich  erwähnt. 

III.  Das  Burggrafengericht  in  palacio  episcopi  über  die 
Meister  der  Handwerksämter  bei  Amtsvergehen''. 

IV.  Das  Vogtgericht,  gleichfalls  in  palacio  episcopi^,  richtet, 
wie  das  des  Schultheißen,  über  Gewalttat  und  Diebstahl^. 

Die  rechtlichen  Stände  stehen  folgendermaßen  zum  „Stadt- 
recht"  und   „Hofrecht"  : 

1.  In  jedem  Falle,  in  persönlichen  Dingen  (Kriminalsachen) 
und  in  Handelssachen  unterstehen  dem  Schultheißengericht  und 
somit  dem  Stadtrecht  nur  die  nicht-ministerialischen  und  nicht 
zu  einer  Straßburger  „familia"   gehörenden  Stadtbewohner^^. 

2.  Nur  in  Handelssachen,  „si  volunt  esse  mercatores," 
unterstehen  dem  Stadtrechtsschultheißen  die  zu  irgend  einer 
Straßburger  kirchlichen  „familia",  natürlich  auch  zu  der  des 
Bischofs  ^^,  gehörenden  Städter. 


1  §  10.  Über  Geldschulden  richten  außerdem  speziell  die  „judices"  (§  14). 

2  Die  Ausführung  des  Todesurteils  hat  der  vicarius  advocati  zu  be- 
sorgen (§  22);  die  Verurteilung  steht  durchaus  dem  Schultheißen  zu  (§  11); 
er  hat  ja  den  Bann  vom  Vogte  (§  12).  Vgl.  Seeliger,  Grundherrschaft,  S.  162. 
Gegen  die  Blutgerichtsbarkeit  des  Schultheißen  vgl.  v.  Below,  Hist.  Zschr. 
59,  219;  Keutgen  a.  a.  0.  S.  142;  Rietschel,  Untersuchungen,  S.  17. 

3  §  38  *  §  60. 

5  Vgl.  Ifldex  z.  SUB.  I  S.  566  „curie  judices". 

6  U.  141.  ^  §  44.  8  §  42.  9  §  40.  41. 

1®  Femer   die   aus   dem  Bistum   in   die   Stadt   Kommenden   gleichen 

Standes.    §  10!  .        . 

"  Es  gibt  natürlich  auch  „ministri  episcopi"  ==  servientes  episcopi 
(U.  75),  die  eben  nach  U.  75  den  servientes  =  ministri  fratrum  gleich- 
stehen. Daß  nicht  besonders  erwähnt  wird,  daß  sie  (wie  die  „ministri 
fratrum"  (§  38)  in  Handelssachen  dem  Schultheißengericht  unterstehen,  ist 
nicht  auffällig.    Vgl.  das  Fehlen  der  mercatores  in  §  93  des  1.  Str. 


( 
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3.  Überhaupt  nichts  haben  mit  dem  Stadtrecht  zu  tun  die 
Ministerialen  ^  und  jedenfalls  auch  die  (nicht  zu  den  burgenses 
gehörenden,  sondern  ihnen  deutlich  gegenüber  gestellten)  servi 
der  Fronhöfe  ^. 

Unter  dem  „Hofrecht"  der  verschiedenen  Hofgerichte  der 
städtischen  Grundherren  stehen  alle  zur  „familia"  (hier  im 
w.  S.  mit  Einschluß  der  Ministerialen)  des  Bischofs  oder  eines 
anderen  kirchlichen  Grundherrn  gehörigen  Leute  in  ihren  persön- 
lichen Angelegenheiten  (Kriminalsachen,  Leihesachen).  Daß  sie 
daneben  als  mercatores  in  Handelssachen  dem  Schultheißenffericht 
unterstehen  können,  ist  schon  gesagt  worden. 

Die  dem  Burggrafengericht  unterstellten  Handwerksmeister 
werden  möglicherweise  nach  bischöflichem  Hofrecht  gerichtet 
(in  palacio  episcopi) ,  da  sie  bischöfliche  Beamte  sind  ^ ;  einer 
von  ihnen  läßt  sich  übrigens  mit  Sicherheit  als  zur  familia  ecclesie 
gehörig  nachweisen*. 

Aus  dem  eben  Gesagten  ergibt  sich  für  die  Bestimmung  des 
Charakters  des  „Stadtrechts"  und  die  rechtliche  Stellung  des 
Bürgerstandes  folgendes : 

1.  Das  Stadtrecht"  ist 

a)  ein  territoriale  s  Kecht,  das  jus  urbanum  oder  jus 
civitatis  (urbis) ,  d.  h.  das  Recht  der  ummauerten 
Stadt,  der  Civitas  im  engeren  Sinne  ^,  das  nur  inner- 
halb der  Stadt  gilt  6, 

b)  das  persönliche  Recht  der  nichthörigen  Bürger  (und 
der  Stadtbesucher  gleichen  Standes)"^. 

Es  ist  aber  keineswegs  das  ausschließliche  Recht 
des  Bürgerstandes  ^,  denn 

2.  der  „Bürgerstand"  umfaßt  außer  den  zu  keiner  „familia" 
gehörenden    Städtern,    deren    Personalrecht    das    Stadtrecht    ist, 


*  Soweit  sie  nicht  Handel  treiben,  was  bei  diesem  Stande  wohl  aus- 
geschlossen war. 

2  Vgl.  §  112  „becherarii  episcopi". 

^  Vgl.  ^  10.    Die  officiati  unterstehen  dem  „Stadtrecht"  nicht. 

*  C.  Virnekom  mag.  pellificum  SÜB.  IV  S.  211  als  Mitglied  der  Haus- 
genossenschaft (1266)  auch  Mitglied  der  fam.  eccl. 

^  Ob  es  schon  am  Ende  des  12.  Jahrhunderts  auch  in  der  gesamten 
civitas  (i.  w.  S.)  gegolten  hat,  die  nach  1200  mit  der  Urbs  zusammenfiel 
(Kap.  ni  §  1),  ist  zweifelhaft.  Jedenfalls  wird  es  bei  seinem  ersten  Auf- 
treten (U.  60  ao.  1095)  als  jus  urbanum,  Recht  der  ummauerten  Stadt,  be- 
zeichnet. —  Im  allgemeinen  heißt  es  jus  civitatis,  und  die  Bedeutung  von 
civitas  ist  ja  eine  zweifache. 

*  §  10. 

■^  Es  ist  das  persönliche  Recht  der  Stadtbesucher  freien  Standes  aus 
dem  Bistum  nur  solange  sie  in  der  Stadt  sind!  Also  Durcheinander  von 
territorialem  und  personalem  Prinzip. 

»  Das  Stadtrecht  heißt  bezeichnenderweise  weder  jus  burgensium  noch 
jus  civium,  sondern  jus  urbanum  und  meist  jus  civitatis.   Vgl.  S.  13  Anm.  4. 


# 
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auch  solche,  deren  Personalrecht  das  Hofrecht  ihres  betreffenden 
Hofherrn  ist,    nämlich  Mitglieder  der  familiae  des  Bischofs  oder 

eines  Kapitels  ^. 

Eine  rechtliche  Einheit  ist  der  Bürgerstand  des  ersten  Stadt- 
rechts noch  nicht;  innerhalb  dieses  auf  wirtschaftlicher  Grund- 
lage beruhenden  Standes  stehen  Personalrecht  und  Territorialrecht 
im  Kampfe  miteinander.  „Stadtrechtskreis"  und  „Hof- 
r  echt  skr  eis"  kreuzen  sich!  Es  gab  viele  „Bürger",  die 
zugleich  dem  Stadtrechts-  und  dem  Hofrechtskreis  angehörten  2. 

Von  einer  scharfen  Trennung  der  Stadtbewohner  in  „freie" 
Bürger  und  nichtbürgerliche  Hörige ,  in  Stadtrechtsbürger  und 
Hofrechtshörige  ^,  femer  von  der  persönlichen  Freiheit  aller 
„Bürger"  *  findet  sich  im  ersten  Stadtrecht  keine  Spur.  Bürger 
sind  in  erster  Linie  die  handel-  und  gewerbetreibenden  Städter  ^, 
die  mercatores  und  Handwerker,  während  die  städtischen 
Ministerialen  eine  Sonderstellung  einnehmen  und  im  ersten  Stadt- 
recht nie  als  burgenses  bezeichnet  werden. 

Etwas  völlig  Abgeschlossenes  ist  dieser  Stand  noch  nicht; 
von  irgendwelchen  Bedingungen,  von  deren  Erfüllung  die  Zu- 
gehörigkeit zum  Bürgerstande  abhängig  wäre^,  weiß  das  Stadt- 
recht ebensowenig    etwas    wie   von  einem  „Bürgerrecht".     Auch 


*  Vgl.  Sohm  a.  a.  0.  S.  59,  wo  er  sagt,  daß  die  Marktleute  (nach 
ihm  =  Bürger)  häufig  zur  familia  des  Stadtherm  gehören.  Vgl.  dagegen 
Schütze  S.  105,  besonders  Anm.  6  [!]. 

2  Vgl.  dazu  Seeliger,  Studien  .  .  .,  S.  84,  wo  es  von  Köln  heißt :  „Das 
Stadtrecht  schloß  das  Hofrecht  nicht  völlig  aus." 

3  Diese  Ansicht  vertritt  v.  Below,  Hist.  Zschr.  58,  208:  „Wie  hier  in 
Straßburg,  so  finden  wir  nun  auch  überall  sonst  Unfreie  und  Freie,  Hof- 

ferichte  und  Stadtgericht  in  der  Stadt  scharf  von  einander  gesondert."  — 
'emer  Preuß  a.  a.  0.  S.  25:  „Wie  die  Bürger  von  allen  hofrechtlichen 
Lasten  frei  sind,  so  haben  die  Angehörigen  des  Hofverbandes  keinerlei 
Anteil  an  den  bürgerlichen  Rechten  und  Pflichten."  „Bei  der  dominierenden 
Bedeutung  des  Gerichts  für  das  öffentliche  Leben  des  Mittelalters  gipfelt 
diese  rechtliche  Sonderun^  in  dem  ausschließlichen  Gerichts  stände  des  Hof- 
genossen vor  dem  Hofgericht,  des  Bürgers  vor  dem  Stadtgericht." 

♦  Vgl.  dagegen  v.  Below,  Hist.  Ztschr.  58,  229;  „Die  städtische  Be- 
wecjung  war  eine  Bewegung  der  Freien,  nicht  der  Unfreien,  auch  nicht  der 
Freien  und  Unfreien  zusammen,  sondern  ausschließlich  der  Freien."  Ders., 
Stadtgemeinde,  S.  VI:  „Die  Bürger  sowohl  einer  abhängigen  als  einer  un- 
abhängigen Stadtgemeinde  sind  frei  und  unterstehen  einem  öffentlichen 
Stadtgericht"  (Straßburg  und  Köln).  —  Keutgen  a.  a.  0.  S.  137:  „.  .  die 
Hörigen  der  Stifter  .  .  keine  Mitbürger  .  ."     Vgl.  ebda.  S.  162.  165. 

^  Daß  sie  daneben  zum  Teil  noch  Ackerbau  trieben,  macht  nichts  aus. 

®  So  etwa  „Grundbesitz  nach  Weichbildrecht".  Vgl.  v.  Below,  Stadtverf., 
S.  55:  „Voraussetzung  für  den  Erwerb  des  Bürgerrechts  war  lediglich  der 
Grundbesitz."  —  Preuß  a.  a.  0.  S.  25:  „Bürger  ist  nur  der  Besitzer  von 
freiem  Weichbildgut."  —  Keutgen  a.  a.  0.  S.  123:  „Es  ist  .  .  ein  gewisses 
Maß  städtischen  Grundbesitzes  als  volles  Eigen  oder  als  Zinseigen  Vor- 
bedingung für  den  Besitz  des  Bürgerrechts."  —  Schroeder,  Rechtsgesch.  ^ 
S.  648. 
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gab  es  keinen  Unterschied  zwischen  „VoDbürgern"  und  „ein- 
fachen Cives"  ^. 

Wie  hat  sich  der  Bürgerstand  des  ersten  Stadtrechts  und 
die  im  vorigen  geschilderte  ständische  Gliederung  der  Straßburger 
Bevölkerung  entwickelt  ? 

Auf  Grund  seiner  Gerichtshoheit  über  die  gesamte  Stadt  ^ 
hat  der  Bischof  den  Vogt  und  die  vier  spezifisch  städtischen 
Beamten  (1.  St.-R.  §§  6,  7)  eingesetzt.  Letztere  nahm  er, 
wenigstens  noch  im  12.  Jahrhundert,   aus  seinen  Ministerialen^. 

Der  Bischof  hat  in  der  Stadt  sicher  keine  große  Eigenwirt- 
schaft gehabt,  sondern  eben  nur  seine  zwei  Fronhöfe  ^,  auf  denen 
jedenfalls  auch  die  Fronhofsknechte,  die  „servi"  wohnten.  Das 
gleiche  gilt  von  den  drei  Kapiteln. 

Die  zahkeichen  Grundstücke  in  der  Stadt,  die  sich  im  Besitz 
der  kirchlichen  Grundherren  (Bischof  und  Kapitel)  befanden^ 
waren  von  diesen  zum  großen  Teil  an  ihre  handel-  und  gewerbe- 
treibenden Hörigen^  ausgegeben,  die  dann  natürlich  ihrem  wirt- 
schaftlichen Stande  entsprechende  Leistungen  für  ihren  Grundherrn 
zu  verrichten  hatten.  Daneben  gab  es  sicher  auch  handel-  und 
gewerbetreibende  kirchliche  Zensualen,  die  kein  Grundstück  inne- 
hatten und  nur  Kopfzins  zu  zahlen  brauchten. 

Diese  handel-  und  gewerbetreibende  Hörigenbevölkerung  ^ 
wurde  im  Laufe  der  Zeit  beträchtlich  dadurch  vergrößert,  daß 
vom  Lande  her  Leute  in  großer  Anzahl,  wie  es  scheint,  ein- 
wanderten und  sich  als  Kaufleute  und  Handwerker  niederließen. 
Sie  waren  in  ihrer  alten  Heimat  meist  Unfreie,  Kopfzinspflichtige 


^  Vgl.  S.  17  Anm.  8.  Hörn  a.  a.  0.  S.  83  hält  burgenses  für  „bevor- 
zugtere Bürger  mit  städt.  Grundeigentum".  Die  (nach  §  93  des  1.  Str.)  zu 
den  „burgenses"  gehörigen  Handwerker  haben  schwerlich  alle  eigene  Häuser 
gehabt.     Vgl.  SüB.  HI  Einleitg.  S.  X.     Über  „cives'*  vgl.  Kap.  H  §  1. 

•-^  Vgl.  U.  45  V.  J.  982.  Der  Bischof  bzw.  sein  Vogt  tritt  an  die  Stelle 
des  königlichen  Richters,  des  Gaugrafen.  Es  handelt  sich  um  eine  Er- 
weiterung der  schon  vorhandenen  Immunitätsgerichtsbarkeit  des  Bischofs 
„über  den  Kreis  der  Grundherrschaft  hinaus".  Vel.  Seeliger,  Grundherrsch., 
S.  119/20. 

^  Daß  diese  Beamten  (Burggraf,  Schultheiß,  Münzmeister,  Zöllner) 
Ministeriale  sein  mußten,  steht  nicht  da  (vgl.  Baltzer  a.  a.  0.  S.  62).  Sie 
mußten  nur  „de  fam.  eccl."  sein.    Vgl.  S.  17. 

^  Verkleinert  wurde  diese  Eigenwirtschaft  noch  durch  den  Umtausch 
des  Stadelhofes  im  13.  Jahrhundert.    Vgl.  U.  369/70. 

^  Die  wohl  zum  Teil  von  den  auswärtigen  Fronhöfen  des  Bischofs 
(und  der  Kapitel)  eingewandert  sein  mochten.    Vgl.  Schütze  a.  a.  0.  S.  13. 

^  Fast  die  ganze  handeltreibende  Bevölkerung  scheint  in  früherer 
Zeit  „de^  fam.  ecclesie"  gewesen  zu  sein.  Vgl.  das  Privileg  Karls  d.  Gr. 
V.  J.  775  (U.  15),  das  den  „homines  Strazburgensis  ecclesie"  Zollfreiheit 
gewährt. 

■^  Vgl.  U.  78.  Advocati  etiam  quorum  subditi  sen  censuales  infra 
civitatem  domos  habuerint  aut  manserint,  censum  debitum  ab  eis  in  civitate 
accipiant. 
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ihrer  Grundherren  gewesen ;  diese  Verpflichtung  behielten  sie 
auch  als  Städter,  doch  wird  sie  bei  den  meisten  von  ihnen 
bald  in  Vergessenheit  geraten  sein.  Die  Einwanderung  wurde 
von  den  Bischöfen  begreiflicherweise  gefördert,  da  sie  em  großes 
Interesse  am  Wachstum  ihrer  Stadt  hatten  \  Die  Emge- 
wanderten  erhielten  vom  Bischof  und  den  übrigen  Grundherren 
Grundstücke  (areae)  in  Erbleihe  gegen  jäMichen  Zms  wo- 
durch sie  aber  keineswegs  Hörige   des   betreffenden  Grundherrn 

^^^  Für  diese  Eingewanderten  (und  für  etwa  vorhandene  „aMreie" 
Einwohner) «  scheint  der  Bischof  das  Gericht  des  Schultheißen 
geschaffen  zu  haben ^  das  nach  einem  neuen,  sowohl  terri- 
torialen als  personalen  Recht,  dem  sogenannten  btadtrecM 
richtete  K  In  Handelssachen  unterstellte  der  Bischof  auch  seine 
handeltreibenden  Hörigen  und  die  der  ihm  unterstellten  btüter 
und  Klöster  in  Straßburg  dem  Schultheißengericht  e. 

Sonst  blieben  die  rechtlichen  Verhältnisse  wie  sie  vorher 
gewesen  waren,  d.  h.  die  Mitglieder  der  „famiHae"  blieben  m 
persönlichen  Dingen  (z.  B.  Kriminalsachen)  ihi^en  Hofger.chten 
unterstellt ;  ebenso  die  Ministerialen,  die  ja  gar  nichts  mit  dem 
Stadtrecht  zu  tun  haben. 

Die  Kauüeute  (mercatores)  bildeten  zusammen  (ohne  Kuck- 
sicht auf  ihre  persönliche  Freiheit  oder  Unfreiheit)  den  (wu't- 
schaftlichen)  Stand  der  Kaufleute,  das  „genus  ^ercatorum  des 
ersten  Stadtrechts.  Darin  eine  Kaufmannsgenossenschaft  (Güde) 
zu  sehen,  haben  wir  keinen  begründeten  Anlaß '^). 

Die  Angehörigen  der  meisten  Handwerkerb erufe  ^  waren  vona 
Bischof  in  „Amtern«  (officia),  jedes  Handwerk  für  sich,  organisiert 
worden.     Jedes  officium  hatte    einen   magister.     Auch    „mimstri 


1  Wegen  der  Abgaben  der  Bürger!    Vgl.  U.  74    1.  Str.  §§  88/89, 

8§  93,  102  ff.  ^    ^^^ 

2  Vffl    Keut^en  a.  a.  0.  S.  118  u.  a.  ,      t  ^     r  n 

3  Efistseh;  fraglich,  ob  es  solche  überhaupt  gab    Jedenfalls  waren 
sie  gänzlich  bedeutunislos  tür  die  ständische  Entwicklung.     Vgl.  Kruse 

"•  *■  **^Wann.  ist  unbekannt.    Der  urbani  juris  viUicus  wird  zuerst  ü.  60 

^^°^^l'I^^«*doppelte  Charakter  macht  es  mir  unmöglich,  das  Stadtrecht 
mit  Sohm  (a  &  0  S  59),  Baltzer  (a.  a.  0.  S.  56)  und  Lamprecht  (Hist. 
Zschr  67^8  387ff)  als  „Marktrecht"  zu  bezeichnen.  Fraglich  ist  mir  auch, 
ob  es  sich  in  §  10  um  bloße  „Marktvergehen"  handelt.  Venu  es  so  wäre 
so  wäre  es  merkwürdig,  daß  die  Mitglieder  der  fam.  episcom  (zum  Teil 
doch  auch  mercatores")  hier  ausdrücklich  ausgenommen  werden, 
doch  r,^^^;'"«f«;f  Schultheißengericht  zuerst  Hände  sgencht  imd  dann 
erst  das  spezielle  Gericht  der  freien  Burger  .•■    Tgl.  Rietschel,  Markt  u. 

Stadt,  S.  19-^.  ^   o    ,,, 

'  Dagegen  Hegel  a.  a.  O.  s.  Hl. 
«  Vgl.  1.  Stadtrecht  §  44  u.  U.  519  §  3. 
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fratrum"  gehörten    zu  den  Ämtern,    ebenso    natürlich    auch  Mit- 
glieder der  familia  episcopi  ^. 

Die  „Münzerhausgenossenschaft"  scheint  in  den  ersten  Zeiten 
ihres  Bestehens  auch  ein  solches  „officium"  gewesen  zu  sein; 
schon  der  Titel  „magister  monete"  erinnert  an  die  „magistri 
officiorum".  Am  Ende  des  12.  Jahrhunderts  jedoch  ist  sie  eine 
weit  lockere  Organisation  von  Geldleuten  der  Stadt  (Kaufleuten 
und  Handwerkern)  2,  die  zum  Teil  das  jus  monetarium  käuflich 
erworben  hatten  3,  da  sie  auf  diese  Weise  Geldgeschäfte  (durch 
Geldwechsel)  machen  konnten.  Alle  „Hausgenossen"  waren  Mit- 
glieder der  „familia  ecclesie"  ^.  Ob  dies  Voraussetzung  für  die 
Aufnahme  war^  oder  ob  sie  erst  durch  den  Eintritt  in  die  Haus- 
genossenschaft auch  in  die  „familia"  eintraten  ß,  ist  nicht  deutlich 
zu  erkennen.  Es  gehörten  übrigens  nicht  nur  Städter  zur  Haus- 
genossenschaft. Sicher  ist ,  daß  die  Hausgenossen  keine 
Ministerialen  waren ^.  Über  ihre  große  Bedeutung  innerhalb 
des  Bürgerstandes  wird  später  noch  zu  sprechen  sein. 

Die  städtischen  Ministerialen  wurden  mindestens  bis  in  die 
60er  Jahre  des  12.  Jahrhunderts^,  vielleicht  noch  länger,  als 
^burgenses"  bezeichnet,  welchen  Namen  auch  Kaufleute  und 
Handwerker  führten.  Im  ersten  Stadtrecht  nehmen  sie  bereits 
eine  Ausnahmestellung  den  „Bürgern"  gegenüber  ein.  Seit  dem 
ersten  Stadtrecht  erscheint  ein  „Bürgerstand"  als  eine  auf  ge- 
meinsamen wirtschaftlichen  Interessen  beruhende,  durch  die 
Teilnahme  seiner  Mitglieder  am  städtischen  Leben,  am  Handel 
und  Gewerbe,  bedingte  Einheit.  Innerhalb  dieses  Standes  spielen 
die  rechtlichen  Unterschiede  „frei"  und  „unfrei"  gar  keine  Rolle  ^; 
am  allerwenigsten  stehen  die  persönlich  Unfreien  den  Freien 
irgendwie  an  Ansehen  nach.  Gerade  die  reichsten  Bürger  waren 
als   „Hausgenossen"  Mitglieder  der  familia  ecclesie ! 


1  Gozbertus  pellifex  u.  C.  Yimecom  magister  pellificum  SUB.  I  U.  268 
u.  SUB.  IV  S.  211. 

2  C.  Virnekorn  war  Kürschner  und  als  Hausgenosse  (1266)  Mitd.  der 
familia  ecclesie  (vgl.  ü.  519  §  3). 

3  §  77  des  1.  Stadtrechts. 

*  §  63  u.  §  93  des  1.  Stadtrechts. 

^  Vgl.  §  63:  Nullus  facere  denarios  debet,  nisi  qui  sit  de  familia 
hujus  ecclesie. 

®  Vgl.  §  77:  Quicumque  jus  monetarium  habere  desiderat  .  .  .  Da- 
nach könnten  doch  wohl  auch  solche  Hausgenossen  werden,  die  vorher 
nicht  „de  familia  ecclesie"  waren. 

^  Es  läßt  sich  kein  einziger  Hausgenosse  als  „ministerialis"  nach- 
weisen. Nur  einige  „miUtes"  befinden  sich  unter  den  Hausgenossen.  Da 
es  sich  hier  aber  um  eine  Hausgenossenliste  des  Jahres  1266  handelt, 
kommen  wir  später  darauf  zurück.    Vgl.  Baltzer  a.  a.  0.  S.  63/64. 

Die  letzten  sicheren  Ministerialen,  die  als  „burgenses"  bezeichnet 
werden,  kommen  in  einer  Urkunde  des  Jahres  1162  (U    112)  vor 

^  Vgl.  Hegel  a.  a.  0.  S.  104. 
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Die  geringe  Bedeutung  der  rechtlichen  Stellung  kommt  sehr 
deutlich  in  den  Bestimmungen  über  die  Art  der  Leistungen  der 
Bürger  an  den  Stadtherrn  zum  Ausdruck.  Alle  „Bürger"  (mit 
Ausnahme  der  zu  einer  „familia"  gehörenden)  ^  sind  zu  Leistungen 
verpflichtet,  und  zwar  entweder  im  öffentlichen,  städtischen 
Interesse  (z.  B.  Verteidigung  der  Stadt)  ^  oder  in  rein  privatem 
Interesse  des  Stadtherrn  ^.  Die  Leistungen  der  letztgenannten 
Art  machen  den  bei  weitem  größten  Teil  der  im  ersten  Stadt- 
recht überhaupt  genannten  aus.  Der  Bischof  hat  als  Stadtherr* 
(=  Gerichtsherr  in  der  Stadt)  seinen  Bürgern  („homines  nostri 
burgenses")  Leistungen  jeder  Art  auferlegt,  soweit  sie  nicht 
(wie  die  bürgerlichen  ministri  fratrum)  durch  besondere  Privilege 
davor  geschützt  waren.  Denn  die  Stadt  ist  zur  Zeit  des  ersten 
Stadtrechts,  im  letzten  Drittel  des  12.  Jahrhunderts,  noch  vöUig 
abhängig  vom  Bischof  und  seinen  Beamten. 

Der  „Bürgerstand"  ist  anfangs,  d.  h.  am  Ende  des  12.  Jahr- 
hunderts, ein  auf  wirtschaftlicher  Grundlage  beruhender,  rechtlich 
aber  durchaus  noch  nicht  einheitlicher  Stand  vornehmlich  der 
handel-  und  gewerbetreibenden  Städter^. 


^  So  z.  B.  der  Münzerhausgenossen.  Vgl.  femer  U.  75.  106.  Welche 
Leistungen  die  Mitglieder  z.  B.  der  fam.  episcopi  für  den  Bischof  zu  ver- 
richten hatten,  sagt  das  Stadtrecht  nicht  (wenn  man  von  §  94  absieht). 
Diese  Leistungen  verstanden  sich  von  selbst. 

2  §  107. 

^  So  die  Botendienste  der  mercatores  §  88/89,  die  fünf  Frontage  der 
meisten  Bürger  §  93  und  die  §  102  ff.  genannten  Leistungen  mit  Ausnahme 
von  §  107. 

*  Anderer  Ansicht  ist  v.  Below,  Stadtgem.,  S.  51 :  „Ebenso  empfängt 
der  Gemeindeherr  anfangs  von  den  Bürgern  Frondienste.  Nach  dem^ 
ältesten  Straßburger  Stadtrecht  (§  93)  z.  B.  müssen  die  Bürger  fünf  Tage- 
im  Jahr  dem  Bischof  Frondienste  leisten."  Keutgen  a.  a.  0.  S.  135  über- 
nimmt den  Ausdruck  „Gemeindeherr".  —  Vgl.  andererseits  Hegel  a.  a.  0. 
S.  100:  [Es]  „ist  nicht  in  Abrede  zu  nehmen,  daß  Bischöfe  und  Äbte,  wenn 
sie  sich  im  vollen  Besitz  der  Gerichtshoheit  .  .  .  befanden,  sehr  geneigt 
waren,  hofrechtliche  Dienste  und  Leistungen  zu  öffentlichen  zu  machen. 
Mit  welchem  Erfolg  dies  geschah,  zeigen  die  Hofrechte  von  Worms  und 
Basel  sowie  das  älteste  Stadtrecht  von  Straßburg.  ^  —  Seeliger,  Studien  . . ., 
S.  84:  „Ein  Unterschied  zwischen  den  Pflichten  öffentlichen  und  denen 
privatherrschaftlichen  Ursprungs  wurde  nicht  gemacht." 

^  Zu  den  Bürgern  gehören  sicher  nicht  die  wirtschaftlich  unselb- 
ständigen „servi"  der  Fronhöfe,  die  am  städtischen  Leben  gar  nicht  teil- 
nehmen. 
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Drittes  Kapitel. 

Die  stäiidische  Entwickliing  bis  zur  daiieriiden 
Konstituierung  des  Stadtrates  (1197-1220). 

Seit  dem  Jahre  1197  begegnen  in  den  Urkunden  nach 
längerer  Pause^  auf  neue  „burgenses"  als  Zeugen,  hier  jedoch, 
wie  schon  erwähnt,  deutlicli  von  den  „ministeriales"  geschieden. 

Doch  schon  im  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  taucht  neben 
„burgenses"  die  Bezeichnung  „cives*"  auf,  die  seit  1220  in  allen 
lateinischen  Urkunden  ausschließlich  vorkommt  ^,  Dieser  Wandel 
in  der  Bezeichnung  wäre  noch  kein  Grund,  hier,  mit  ca.  1220, 
einen  zweiten  Abschnitt  der  ständischen  Entwicklung  abschließen 
zu  lassen,  wenn  nicht  in  diese  Jahre  (1215 — 1219)  die  Abfassung 
des  zweiten  Stadtrechts  zu  setzen  wäre,  das  eine  sehr  wichtige 
Neuerung  enthält,  nämlich  die  endgültige  Konstituierung  des 
Stadtrates.  Spuren  eines  solchen  begegnen  schon  um  1200; 
dann  wird  er  bis  1214  nicht  erwähnt;  nach  1220  aber  fehlt  er 
in  keiner  die  Bürgerschaft  betreffenden  Urkunde.  Aus  dem  eben 
Gesagten  ergeben  sich  von  selbst  die  folgenden  Teilunter- 
suchungen. 

§  1.    Die  Zusammensetzung  und  Weiterentwicklung  des 
Bfirgerstandes  bis  zum  Jaliro  1?!0. 

Von  den  in  den  Urkunden  von  1197 — 1220  namentHch  ge- 
nannten 26  (bzw.  34)  burgenses  ^  ist  nicht  ein  einziger  anderweit 


1  Vgl.  S.  18.  19. 

2  Der  Ausdruck  „cives"  tritt  (abgesehen  vielleicht  von  U.  122  v.  J.  1187) 
neben  (und  dann  für)  „burgenses"  zum  ersten  Male  in  U.  145  (1205)  in 
einer  Kaiserurkunde  auf  (vgl.  jedoch  S.  32  Anm.  5),  dann  1209  (U.  151)  in  einer 
Bischofsurkunde  (hier  „de  civitate"),  1211  und  1V19  in  Kaiserurkunden 
(U.  154.  174),  endlich  1215,  1218  und  1220  (U.  162.  170.  181)  in  Bischofs- 
urkunden. Seitdem  begegnen  nur  noch  cives,  so  auch  im  2.  Stadtrecht. 
Die  „burgenses"  der  Kaiserurkunde  von  1236  (U.  246)  sind  aus  U.  145  über- 
nommen. 

3  Als  „burgenses"  sind  direkt  bezeugt:  1.  Fridericus  Dispensator 
(U.  135.  139.  151  Anm.  3).  2.  Orhtleb  (135.  139).  3.  Burcardus  qui  dicitur 
Ripelinus  (135.  139).    4.   Conradus  q.  die.  Lösenlin  (135).    5.   Heinricus  de 
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direkt  und  sicher  als  „ministerialis"  bezeugt.  Doch  gibt  es 
einige,  die  möglicherweise  selbst  Ministeriale  oder  wenigstens 
ritterliche  Unfreie  niederen  Grades  („Milites",  vgl.  Kap.  IV  §  2) 
sind  oder  aber  aus  einer  ritterlichen  unfreien  Familie  stammen  ^ 
Als  „ minister [fratrum]"  ist  nur  der  burgensis  Werner  Vitulus 

bezeugt. 

Daß  sich  „Hausgenossen"  unter  den  burgenses  befunden 
haben,  ist  schwer  nachzuweisen,  zumal  die  erste  uns  erhaltene 
Liste  der  Münzerhausgenossen  erst  dem  Jahre  1266  angehört. 
Es  ist  aber  sehr  wahrscheinlich,  daß  die  Burgensenfamilien, 
deren  Zunamen  in  der  Hausgenossenliste  sich  finden,    schon  zu 


Hechinchen  (135).  6.  Burcardus  juvenis  (139).  7.  Herbo  judex  (139.  151 
Anm  3)  8.  Wernherus  juüex  (139).  9.  Rudolphus  Mannelin  (137).  10.  Algoz 
(139)  11  Petrus  (139).  12.  Reinbolt  Virnekorn  (139).  13.  Wernher  Vitulus 
(139).  14.  Gozbertus  de  Spira  (139).  15.  Heinr.  Lebelin  (139)  16.  Joh. 
Reizero  (139).  17.  Frider.  Hisynmang  (139).  18.  Sigefrid.  thelonearius  (139). 
19.  Olricus  Horebarth  (139).  20.  Cuno  fil.  Deimari  (139).  21.  Rudolf. 
Wavirscarus  (139).  22.  Bure,  de  Ehenheim  (151  Anm.  3).  23.  Gerlacus 
(162).  24.  Hugo  Villanus  (162).  25.  Heinr.  Cleingedanc  (162).  26.  Sifrid. 
zu  Borenfelden  (162).  —  Mutmaßlich  sind  „burgenses" :  27.  Erbo  de  Brumat. 
28.  Cunrad.  de  Aquis.  29.  Conr.  de  Uhtingin.  30.  Conr.  de  Hechmgm 
(alle  m  U.  137).  Ferner:  31.  Rudolf,  scultetus.  32.  Heinricus  frater  suus. 
33  Wecelo  judex.  34.  Gebeno  (alle  in  U.  162).  —  Die  „mutmaßlichen" 
burgenses  sind  nicht  als  solche  bezeichnet.  In  U.  137  steht  hinter  der 
Ministerialenreihe  nach  einem  §-Zeichen  eine  Reihe  von  Namen,  die  ander- 
weit zum  Teil  als  burgenses  en^ähnt  sind ;  so  Nr.  1,  2,  7,  8,  12  (?  „Regln- 
boldus"),  13,  18  (?  „Sigefridus"),  22,  24  (?  „Hugo")  der  obigen  Liste.  Daher 
sind  wohl  auch  die  übrigen  als  burgenses  zu  betrachten.  —  Das  gleiche 
gilt  von  den  Zeugen,  die  .in  U.  162  nach  einem  ;  hinter  den  Ministerialen 

stehen.  .        ^.  j  r, 

1  So  wohl  die  Burgensen:  Fridericus  Dispensator,  dessen  Zuname 
Dispensator  (Spender)  seine  Abstammung  aus  einer  bischöflichen  Hof- 
beamtenfamilie (also  wohl  Ministerialenfamilie?)  vermuten  läßt  Vgl. 
Regimarus  dispensator  (U.  86)  und  „dominus  Walterus  domini  Heinnci 
episcopi  dispensator  (U.  119).  —  Burchardus  juvenis,  wenn  er  B.  puer  ist 
(vgl.  U.  137.  139).  Bure.  Puer  fehlt  nämlich  merk^^ürdigerweise  unter  den 
Zeugen  in  U.  139  und  B.  juvenis  kommt  sonst  nie  vor;  doch  vgl.  dagegen 
Kindler  v.  Knobloch  I  S.  139.  —  Rudolfus  scultetus,  doch  nur  dann,  wenn 
sein  Bruder  Heinricus  mit  dem  camerarius  Heinr.  in  ü.  139  identisch  ist. 
Als  scultetus  braucht  er  noch  nicht  Ministerial  zu  sein,  kann  es  aber 
sein.  —  Burcardus  scultetus  de  Ehenheim,  als  scultetus  möglicherweise 
bischöflicher  Ministerial,  für  den  ihn  auch  Foltz  a.  a.  0.  S.  31  hält  (vgl. 
die  Liste  daselbst  und  dazu  SUB.  I  S.  158  Anm.  1).  -  Das  Gleiche  gilt 
von  Ortlieb  scultetus  de  Ehenheim.  —  Für  einen  ritterlichen  Unlreien 
(miles)  des  Domkapitels  halte  ich  W.  Vitulus  (und  seinen  Sohn),  der  m 
U  141  als  „minister"  und  „officialis"  des  Domkapitels  bezeichnet  wird. 
In  dieser  Eigenschaft  untersteht  er  dem  Kapitelgericht.  Daß  die  Ripelin 
(vgl  U  599  Nicolaus  Zorn  „fidelis  noster  corporalis"  und  Rudolfus  scultetus 
=  R.  Riplin  U.  185.  193.  197  und  öfter)  und  Virnekorn  (vgl.  U.  162  textl. 
verderbt?)  Ministeriale  gewesen  sind,  ist  sehr  zweifelhaft.  Vgl.  Baltzer 
a.  a.  0.  S.  57  Anm.  2  und  S.  62  Anm.  2,  ferner  Foltz  a.  a.  0.  S.  32  — 
Als  „miles"  wird  später  ein  Virnekorn  und  wohl  auch  ein  Ripelin  (=  Kudolt. 
scultetus)  bezeugt.    Vgl.  Kap.  IV  §  2. 


32  Drittes  Kapitel.  Ständische  Entwicklung  b.  z.  dauernd.  Konstituierung  usw. 
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Anfang  des  13.  Jahrhunderts  der  Genossenschaft  angehört  habend 
Sicher  ist  bisher:  falls  sich  noch  Ministeriale  unter  den 
„bnrgenses"  befunden  haben,  so  trat  ihr  Geburtsstand  hinter 
ihrer  Zugehörigkeit  zu  den  burgenses,  den  „Bürgern"  zurück. 
Sie  fühlten  sich  eben  in  erster  Linie  als   „Bürger". 

Viel  wichtiger  ist  für  unsere  Untersuchung  die  Tatsache, 
daß  von  den  vorhin  erwähnten  34  Burgensen  acht^^  q\8  „cives" 
direkt  bezeugt  sind ,  mutmaßlich  aber  alle  auch  cives  genannt 
werden  könnten,  wenn  sie  in  Urkunden  nach  1220  vorkämen, 
da  die  bekanntesten  Bürgernamen,  wie  Dispensator,  Ripelin, 
Virnekom,  Vitulus,  Löseulin  sich  sehr  häufig  in  den  späteren 
Urkunden  unter  der  Bezeichnung  „cives"  finden. 

Es  muß,  um  völlige  Sicherheit  über  die  Bedeutung  von 
„burgenses"  in  dieser  Zeit  zu  gewinnen,  die  Stellung  der  Aus- 
drücke „burgenses"  und  „cives"  in  den  Urkunden  und  besonders 
im  zweiten  Stadtrecht  verglichen   werden. 

Die  „burgenses"  (Bürger)  sind  eine  von  den  Ministerialen 
ganz  deutlich  getrennte  Bevölkerungsklasse  ^.  Daß  sie  ein 
„Stand"  sind  und  längst  nicht  mehr  bloß  lokale  Bedeutung 
(„Bure-Bewohner")  haben,  geht  schon  daraus  hervor,  daß  die 
bekanntesten  der  z.  B.  in  Urkunde  139  genannten  städtischen 
Ministerialen  (de  Steinburgthor,  Stehelin-Kagen,  Beger  u.  a.),  die 
ja  auch  „Burebewohner"  sind,  stets  als  „ ministeriale s"  bezeichnet 
werden.  Für  einen  Stand  der  Burgenses  spricht  auch  ganz 
besonders  Urkunde  145  vom  Jahre  1205*,  die  die  „burgenses" 
als  einen  besonderen  Stand  aus  den  „cives",  deren  allgemeine 
Bedeutung  als  „Einwohner"  hier  noch  einmal  deutlich  zutage 
tritt,  heraushebt^.  Dagegen  ist  in  den  Bischofsurkunden  von 
1215  (U.  162)  und  1220  (U.  181)  „burgensis"  völlig  identisch 
mit  „civis",  was  von  nun  an  der  alleinige  Ausdruck  für  „Bürger" 
im  Gegensatz  zu  „Ministerial"  wird.  Ebenso  kennt  das  zweite 
Stadtrecht  nur  „cives".  Bezüglich  der  Abfassungszeit  dieses 
Statuts  schließe  ich  mich  der  Ansicht  Hegels  und  Rietschels 
an*,  für  die  mir  auch  der  Umstand  zu  sprechen  scheint,  daß 
es  eben  ausschließlich  den  Ausdruck  „cives"  gebraucht,  also 
kaum  vor  einer  Zeit  entstanden    sein   kann,    in    der    zuerst    von 


/ 


^  In  der  Hausgenossenliste  von  1266  (SUB.  I  S.  584)  finden  sich  die 
Burgensennamen :   Dispensator,  Ripelin,  Vimechom,  de  Hecbingen. 

2  Die  Nr.  1,  3,  7,  11,  20,  22  und  31  der  Burgensenliste  (U.  151.  162. 
170.  181.  193). 

=^  Vgl.  U.  137.  139.  151.  151  Anm.  3. 

*  „Vel  ipsi  burgenses  vel  etiam  quicunque  ipsius  civitatis  cives." 

»  Ebenso  heißt  jedenfalls  in  U.  154.  172.  174  (sämtlich  wie  U.  145 
Kaiserurkunden)  „cives"  ganz  allgemein  „Einwohner'',  da  es  sich  hier  (wie 
in  U.  145  und  246)  um  Erneuerung  alter  Privilege  handelt  (bes.  von  ü.  78) 
und  die  dort  übliche  Ausdrucksweise  einfach  übernommen  ist. 

6  Vgl.  Rietschel  in  Zschr.  f.  Geschichtswiss.  N.  F.  I.  Viertel.-Hefte  S.  47. 
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cives    in   unserer  Bedeutung  von   „Bürger**  in  bischöflichen  Ur- 
kunden gesprochen  wird,  nämlich  vor  1215  (U.  162). 

Zur  Erklärung  des  Schwankens  zwischen  den  Ausdrücken 
„burgenses"  und  „cives"  und  besonders  des  schließlichen  Sieges 
von  „cives"  ist  wohl  wieder  die  Topographie  heranzuziehen.  In 
den  ersten  Jahrzehnten  des  13.  Jahrhunderts  nämlich  fand  eine 
neue,  doppelte  Mauererweiterung  statt  (die  sog.  zweite  und 
dritte)  i,  indem  der  Stadtteil  nördlich  der  Alt-  und  Neustadt  bis 
zur  111  und  der  Stadtteil  südlich  der  Breusch^  in  die  Stadt- 
befestigung einbezogen  wurde,  wie  es  scheint,  im  Zusammenhang 
mit  der  Belagerung  der  Stadt  im  Jahre  1199^. 

Wahrscheinlich  war  noch  ein  zweiter  Grund  maßgebend  für 
die  Einbeziehung  der  genannten  Vorstadtbezirke  in  den  Mauer- 
ring. Der  Bürgerstand,  eine  wirtschaftliche  Gemeinschaft*, 
scheint  anfangs,  wie  schon  sein  ursprünglich  rein  lokal  zu  ver- 
stehender Name  „burgenses"  sagt,  auf  das  Gebiet  innerhalb  der 
Mauer,  die  „burc",  beschränkt  gewesen  zu  sein.  Hier  wohnte 
ja  auch  zweifelsohne  die  Hauptmasse  der  Kaufleute  und  Hand- 
werker, hier  war  der  Sitz  des  städtischen  Lebens^.  Diejenigen 
Kaufleute  und  Handwerker,  die  außerhalb  der  Mauern  wohnten, 
gehörten  demnach  nicht  zu  den  Bürgern,  obwohl  sie  am 
städtischen  Leben  ebenso  teilnahmen  wie  jene.  Infolgedessen 
konnten  sie  auch  nicht  zu  den  städtischen  Steuern  herangezogen 
werden,  die  die  spezifisch  bürgerliche  Behörde,  der  Rat,  den 
Bürgern  auferlegte  ß.  Erst  die  Einbeziehung  in  den  Mauening 
vereinigte  diese  Kaufleute  und  HaTidwerker  mit  den  Bürgern 
und  legte   ihnen  deren  Pflichten  auf. 

"Wohl  möglich ,  daß  man ,  um  auch  diese  Leute  zu  den 
Steuern  heranziehen  zu  können,   die  Mauern  erweiterte. 

Obschon  die  ursprüngliche  Beschränkung  der  Bürgerschaft 
auf  das  Gebiet  der  Urbs  urkundlich  nicht  nachweisbar  ist,  scheint 
sie  durchaus  nicht  unwahrscheinlich,  zumal  sich  in  Köln  eine 
interessante  Parallele  dazu  findet^. 


^  Vgl.  S.  5. 

2  Vgl.  den  beigegebenen  Stadtplan. 

3  Vgl.  V.  Apell  a.  a.  0.  S.  18;  vgl.  als  Parallele  dazu  die  Ursache 
der  Mauererweiterung  von  Köln  im  Jahre  1180.    Vgl.  Keußen  a.  a.  0.  S.  19. 

*  Vgl.  S.  29;  femer  Seeliger,  Studien  .  .  .,  ö.  62,  wo  es  von  Köln 
heißt:  „Mitte  des  12.  Jahrhunderts  bildet  die  Bürgerschaft  in  wirtschaft- 
licher Beziehung  eine  Gemeinschaft,  deren  Abgrenzung  die  Stadtmauer 
bildet." 

^  Fast  alle  Gassen,  die  nach  Handwerken  benannt  sind,  liegen  in  der 
Alt-  und  Neustadt.  Hier  befanden  sich  femer  die  zwei  Märkte  und  die 
Verkaufsstände  der  Händler.    Vgl.  Kap.  I  §  3. 

®  Daß  solche  Steuern  erhoben  wurden,  beweist  z.  B.  ü.  471. 

^  Vgl.  die  Kölner  Urkunde  v.  J.  1154  (Lacomblet  I  Nr.  380).  Der 
Erzbischof  bestimmt,  daß  die  Bewohner  der  Vorstadt  St.  Pantaleon  erst 
Achtnich,  Der  Bürgerstand  in  Straßburg.  3 
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Auf  Grund  der  eben  angestellten  Erwägungen  erscheint  der 
Wechsel  in  der  Bezeichnung  des  Bürgerstandes  in  einer  neuen 
Beleuchtung.  Hatten  die  Angehörigen  des  jungen  Bürgerstandes 
sich  im  Hinblick  auf  die  räumliche  Begrenzung  des  Standes 
„burc-Bewohner"  genannt,  so  heißen  sie  jetzt,  wo  Bürger  in 
allen  Teilen  der  gesamten  civitas  wohnen,  „Städter",  „cives". 
Sie  waren  sich  bewußt,  das  wichtigste,  charakteristische  Element 
der  Bevölkerung,  die  eigentlichen   „Städter"   zu   sein  ^ 

Welche  rechtlichen  Gruppen  umfaßt  der  „Bürgerstand" 
(cives)  des  zweiten  Stadtrechts? 

Es  ist  schon  nach  dem  Zeugnis  der  Zeugennamen  klar,  daß 
es  damals  ministri  fratrum  gibt,  die  zu  den  cives-burgenses  ge- 
hören 2. 

Die  Bezeichnung  „ministri  fratrum"  findet  sich  im  zweiten 
Stadtrecht  nicht,  dagegen  der  weitere  Begriff  „homines  sanctorum 
vel  aliarum  ecclesiarum",  worunter  wohl  die  „ministri  fratrum" 
und  die  des  Bischofs  zu  verstehen  sind^.  Im  ersten  Stadtrecht 
unterstehen  diese  homines  nur  als  mercatores  „in  causis  per- 
tinentibus  ad  mercaturam"  dem  Gericht  des  Stadtrechts- 
ßchultheißen.  Das  zweite  Stadtrecht  erwähnt  diese  Bestimmung 
nicht,  weil  es  sie  jedenfalls  voraussetzt*.  Dagegen  bringt  es 
eine  neue,  wesentliche  Änderung  der  gerichtlichen  Zuständigkeit 
der  hörigen  cives.  Diese  sollen  nämlich  (in  Kriminalsachen) 
vor  demselben  Gericht  (also  hier  in  erster  Linie  dem  Rats- 
gericht ^)  stehen,  wie  die  übrigen  Bürger,  doch  nicht  nach  jus 
civitatis,  sondern  nach  ihrem  Hofrecht  gerichtet  werden. 


dann  Bürgersteuer  zu  zahlen  hätten,  wenn  sie  durch  eine  Mauer  mit  den 
Bürgern  vereinigt  worden  wären.  Vgl.  dazu  Nitzsch  a.  a.  0.  S.  365:  „Was 
jene  eigentlich  städtischen  Steuern  betrifft,  so  war  auch  in  Straßburg,  wenige 
Jahre  nach  der  neuen  Umwallung  von  Köln  (1180),  die  Stadtmauer  und  da- 
durch die  Stadtsteuer  erweitert  worden." 

^  Dagegen  war  die  erste  Bezeichnung  doch  schon  so  eingebürgert, 
daß  sich  die  deutsche  Bezeichnung  „burger"  und  nicht  „steter"  für  den 
Bürgerstand  erhalten  hat.  Vgl.  die  deutschen  Straßburger  Urkimden 
seit  1260. 

2  Vgl.  S.  22.  31. 

^  Es  handelt  sich  also  um  die  zur  „familia"  des  Bischofs  und  der 
Kapitel  und  Klöster  Gehörenden,  jedenfalls  mit  Ausnahme  des  Fronhofs- 
gesindes, das  am  städtischen  Leben  keinen  Anteil  nimmt  Das  städtische 
Fronhofsgesinde  der  städtischen  Grundherrn  war  numerisch  gewiß  höchst 
unbedeutend. 

*  Vgl.  Einleitung  des  3.  Stadtrechts:  „salvis  tamen  antiquis  judiciis 
et  statutis."    Das  gilt  wohl  auch  vom  2.  Stadtrecht. 

•^  §  17:  homines  sanctorum  vel  aliarum  ecclesiarum,  qui  alieno  jure 
gaudent,  dabunt  emendationem,  id  est  wette,  in  judicio  judici  secundum 
pertinentiam  et  jus  eorum  cum  juramento.  Unter  Judicium"  und  „judex" 
kann  meines  Erachtens  nur  das  Ratsgericht  (und  die  höheren  Instanzen) 
gemeint  sein.  Schon  der  Zusammenhang  weist  darauf  hin.  Vgl.  auch  §  5  ! 
Alles  wird  vor  dem  Ratsgericht  verhandelt. 


k 


Wir  kommen  so  auf  die  gerichtlichen  Zustände  in  Straßburg 
zur  Zeit  des  zweiten  Stadtrechts,  die  wir  etwas  näher  betrachten 
müssen,  da  sie  uns  die  allmähliche  Entwicklung  des  „Bürger- 
standes" von  einem  erst  rein  lokalen,  dann  auf  Berufsinteressen- 
gemeinschaft beruhenden  Verband  verschiedener  rechtlicher 
Gruppen  zu  einer  rechtlichen  Einheit  veranschaulichen. 

Das  zweite  Stadtrecht  kennt  hauptsächhch  drei  Gerichts- 
höfe, die  zugleich  drei  Instanzen  sind:  1.  das  Eatsgericht;  2.  das 
Schultheißengericht;  3.  das  Vogtgericht. 

1.  Das  Ratsgericht.  Vor  dies  Gericht  (als  erster  Instanz) 
kommen  alle  „ardua  negotia",  alle  schweren  Fälle,  auch  wenn 
sie  ihrer  Natur  nach  eigentlich  vor  das  Gericht  des  Bischofs 
selbst  oder  vor  ein  anderes  Forum  gehören  (§  5).  Im  übrigen 
wird  dort  gerichtet  über  Beleidigung  und  Gewalttat,  sowohl 
blutiger  als  unblutiger  Art.  Im  ersteren  Falle  kann  das  Eats- 
gericht (wenn  der  Täter  entflohen  ist),  das  Vermögen  des  Ver- 
brechers einziehen,  doch  nur  mit  Zustimmung  des  Schultheißen 
(§§  7,  8,  9,  11)  ^  Eine  endgültige  Entscheidung  kann  das  Eats- 
gericht nicht  immer   fällen.    Denn  es  ist  Appellation  möglich  an 

2.  das  Schultheißengericht.  Dieses  ist  die  nächsthöhere 
Instanz  und  noch  immer  ein  selbständiges  Gericht,  obwohl  eng 
mit  dem  Eatsgericht  verbunden  (§  11).  Jeder  vom  Eatsgericht 
wegen  Gewalttat  zu  irgendeiner  Buße  Verurteilte  kann  sich  an 
das  Schultheißengericht  wenden  ^.  Daß  der  Schultheiß  zum  Tode 
verurteilen  kann,  ist  schon  aus  dem  ersten  Stadtrecht  bekannt*. 
Wie  in  diesem  verurteilt  er  auch  hier  zum  Verlust  der  rechten 
Hand^,  was  besonders  hervorgehoben  wird.  Obwohl  es  nicht 
erwähnt  wird,  hält  der  Schultheiß  gewiß  noch  Gericht  bei  Dieb- 
stahl und  vielleicht  auch  „in  geltschuldas".  Daß  die  judices  „in 
geltschuldas"  richten,  besagt  §  25. 

3.  Das  Vogtgericht.  Es  ist  wohl  die  höchste  Instanz  (§  14) 
und  das  Appellationsgericht  für  die  wegen  Gewalttat  Verurteilten. 

Diese  drei  Gerichte  richten  (bei  den  §§  7  —  16  und  §  25 
genannten  Vergehen)  über  alle  cives,  mit  Einschluß  der  homines 
ecclesiarum  (soweit  sie  zu  den  Bürgern  gehören),  obwohl  diese 
letzteren  „alieno  jure  gaudent". 

^  Über  die  sonstige  gerichtliche  Zuständigkeit  des  Ratsgerichts  vgl. 

2  Xur  bei  Klagen  wegen  Beleidigung  und  bei  seiner  polizeilichen 
Tätigkeit  scheint  der  Rat  das  einzige  in  Betracht  kommende  Gericht  ge- 
wesen zu  sein. 

^  §  14 :  Quandocunque  coram  consulibus  pro  frevela  facta  fuerit  com- 
positio,  justicia  sculteti  et  advocati  patebit,  quemadmodum  coram  ipsis  in 
judicio  facta  fuerit  compositio. 

*  Kann  auch  der  Rat  (in  erster  Instanz)  zum  Tode  verurteilen  ?  Vgl. 
Kruse  S.  44. 

^  §  10.    Hier  ist  freilich  nicht  von  Falschmünzern  die  Rede. 

3* 
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Daß  es  außerdem  noch  bischöfliche  und  sonstige  kirchliche 
Hofgerichte  mit  eigenem  Hofrecht  gab ,  beweist  eine  Urkunde 
wie  Urkunde  141  und  die  Existenz  bischöflicher  Hofrichter  ^. 
Unter  ihren  Hofgerichten  standen  in  allen  Dingen  die  nicht  zu 
den  Bürgern  gehörenden  Stadtbewohner,  so  die  städtischen 
Ministerialen  2  und  jedenfalls  auch  die  servi  der  Fronhöfe.  Die 
von  einem  Hofherrn  abhängigen  cives  aber  unterstehen  in  den 
meisten  Fällen  ^,  auch  in  Kriminalsachen,  dem  Ratsgericht  (eventL 
den  höheren  Instanzen),  also  dem  spezifisch  bürgerlichen  Gericht, 
wenn  auch  unter  Anwendung  ihres  Hofrechts.  Man  sieht  deutlich 
den  Fortschritt  im  Vergleich  mit  dem  ersten  Stadtrecht:  dort 
werden  nur  die  kaufmännischen  „ministri  fratrum"  und  Hörigen 
des  Bischofs  und  auch  nur  in  Handelssachen,  vom  Schult- 
heißen gerichtet*;  hier  dagegen  stehen  die  homines  ecclesiarum 
in  einer  sehr  beträchtlichen  Anzahl  von  Fällen  unter  dem  spezifisch 
bürgerlichen  Ratsgericht  (und  seinen  höheren  Instanzen).  Das 
heißt,  der  Bürgerstand,  der  sich  zumeist  aus  Handel-  ^  und  Ge- 
werbetreibenden ^  zusammensetzt,  ist  im  Begriff,  sich  aus  einer 
durch  wirtschaftliche  Interessen  begründeten  Einheit  zu  einer, 
wenn  auch  noch  nicht  völlig  gleichartigen ,  rechtlichen  Einheit 
auszubilden. 

Nach  zwei  Seiten  hin  ist  der  „Bürgerstand"  deutlich  ab- 
gegrenzt; nach  oben  hin  vom  Stande  der  Ministerialen^,  nach 
unten  hin  von  dem  wirtschaftlich  unselbständigen  eigentlichen  Fron- 
hofsgesinde der  verschiedenen  Grundherren,  das  am  städtischen 
Leben  nicht  teilnahm  und  deshalb  sicher  nicht  zu  den  Bürgern 
gerechnet  wurde  ^. 

Das  zweite  Stadtrecht  spricht  in  §  1  von  den  cives  majores 
et  minores,  divites  ac  pauperes.  Unter  den  cives  majores,  von 
denen  später  noch  ausführlich  zu  reden  sein  wird,  sind  jedenfalls 
dieselben  zu  verstehen,  die  als  cives  sapientiores  et  honorabiliores 
in  der  Einleitung  genannt  werden  und  auf  deren  Veranlassung 
es  zur  Konstituierung  des  „Rates"  kommt.  Mit  dieser  Institution 
haben  wir  uns  nun  zu  beschäftigen. 


^  Vgl.  Index  z.  SUB.  I  S.  566  „curie  judices". 

2  Ob  auch  die  städtischen  Ministerialen  vor  dem  Ratsgericht  stehen, 
ist  nicht  deutlich  zu  erkennen.  Wahrscheinlich  ist  es  nicht,  da  sie  ja  eine 
völlig  exemte  Stellung  haben  (vgl.  1.  Stadtrecht  §  37).  Erst  viel  später 
wurden  sie  der  Ratsgerichtsbarkeit  unterworfen.    Vgl.  Foltz  S.  33. 

^  Ausgenommen  in  Lehnssachen,  wie  U.  141  beweist. 

*  Jedenfalls  nach  „Stadtrecht'S  d.  h.  nach  denjenigen  Bestimmungen 
dieses  Rechts,  die  sich  auf  den  Handel  (Marktverkehr !)  bezogen. 

^  Vgl.  §  34  des  2.  Stadtrechts. 

6  Vgl.  §  33.  36  des  2.  Stadtrechts.  "^  Doch  vgl.  S.  31  Anm.  1. 

«  Vgl.  1.  Stadtrecht  §  112  und  S.  24.  Ausdrücklich  gesagt  ist  es 
freilich  nirgends. 
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§  2.    Die  Entstehung  des  Rates,  seine  endgültige 
Konstituierung  und  ständische  Zusammensetzung  bis  zum 

Jahre  1220. 

Der  große  Fortschritt,  den  das  zweite  Stadtrecht  bringt,  ist 
die  offizielle  Einsetzung  eines  Stadtrates.  Handelt  es  sich  hier 
um  eine  vöUig  neue  Institution  oder  um  die  Fortsetzung  einer 
schon  vorhandenen? 

Mit  Foltz  ^  wird  man  sagen  müssen,  daß  „eine  frühere 
Körperschaft,  an  welche  sich  der  Stadtrat  angeschlossen  hätte", 
unauffindbar  ist.  Vor  dem  Auftreten  eines  ßates  waren  vom 
Bischof  zu  Beurkundungen,  bei  Einsetzung  von  Stadtbeamten 
und  beim  Erlaß  von  Bestimmungen  für  die  Stadt  wohl  einige 
„burgenses"  (im  Sinne  des  12.  Jahrhunderts)  herangezogen 
worden;  doch  war  er  bei  der  Wahl  dieser  Leute  durch  nichts 
gebunden  und  nahm  sie  zumeist  aus  dem  Kreis  seiner  städtischen 
Ministerialen  2 ,  die  die  Stadt  im  12.  Jahrhundert  völlig  be- 
herrschten ^. 

Erst  dem  „Bürgerstande"  des  beginnenden  13.  Jahrhunderts, 
der  als  ein  auf  wirtschaftlicher  Grundlage  beruhender  und  (wahr- 
scheinlich schon  im  ersten  Stadtrecht)  als  ein  dem  „Ministerialen- 
stand" entgegengesetzter  Stand  auftritt,  gelang  es,  jedenfalls  mit 
Hilfe  der  städtischen  Ministerialen,  eine  Art  offizieller  Vertretung 
der  Städter  in  den  „consiliarii  et  rectores"  zu  schaffen*,  in  der 
die  „Bürger"  wenigstens  numerisch  das  Übergewicht  hatten  (fünf 
Ministeriale  und  sieben  burgenses). 

Warum  in  den  Urkunden  bis  1214  der  Rat  nie  erwähnt 
wird,  wissen  wir  nicht.  Wohl  möglich,  daß  der  Bischof  ihn  nicht 
anerkennen  wollte.  Nachdem  der  König  den  Bürgern  klar  ge- 
macht hatte,  daß  sie  zur  Einsetzung  eines  Rates  der  Genehmigung 
des  Bischofs  bedürften^,  scheint  es  zu  einer  Verständigung 
zwischen  Bischof  und  Städtern,  speziell  zwischen  Bischof  und 
„Bürgern"  gekommen  zu  sein.  Jedenfalls  erfolgte  im  zweiten 
Stadtrecht  die  Anerkennung  des  Rates  durch  den  Bischof.  Von 
seiner  Einsetzung  und  seinen  Befugnissen  handeln  besonders  die 


1  a.  a.  0.  S.  23. 

-  Von  einem  „ständigen  Ministerialenrat"  des  Bischofs  (vgl.  Kruse 
a.  a.  0.  S.  27  ff.)  ist  deshalb  noch  keine  Rede. 

^  Vgl.  die  Machtstellung  der  ministerialischen  Stadtbeamten  im 
1.  Stadtrecht! 

■*  Vgl.  U.  144  (um  1200?):  zwei  Beamte  sind  darunter  (Marschall  und 
Schultheiß).  —  Vielleicht  steht  die  Einsetzung  dieser  „consiliarii  et  rec- 
tores" im  Zusammenhang  mit  der  Belagerung  der  Stadt  durch  König  Philipp 
im  Jahre  1196.  Von  einer  „Zulassung  der  Bürger  zum  bischöflichen 
Ministerialenrat"  kann  keine  Rede  sein  (vgl.  Kruse  a.  a.  0.  S.  37;  Foltz 
a.  a.  0.  S.  23). 

»  Vgl.  U.  160  V,  J.  1214. 
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§§  1 — 22.  §1  besagt:  Es  ist  festgesetzt,  daß  zwölf  oder  mehr 
(wenn  es  nötig  sein  sollte)  geachtete  und  geeignete  Personen, 
die  verständig  und  weise  sind,  sowohl  aus  den  Reihen  der 
Ministerialen  als  der  Bürger  (cives)  alljährlich  zu  Eatmannen 
(consules)  ernannt  werden.  Aus  ihnen  soll  ein  Meister  (oder 
auch  zwei,  wenn  nötig)  erwählt  werden.  Alle  sollen  einander 
schwören,  die  Ehi^e  der  Kirche,  des  Bischofs  und  der  Stadt  in 
jeder  Hinsicht  zu  fördern,  die  Stadt  und  die  Bürger,  die  an- 
gesehenen und  die  geringeren,  die  reichen  wie  die  armen,  vor 
allem  "Übel  nach  bestem  Wissen  und  Können  zu  schützen  und 
in  allen  Dingen  wahrheitsgemäß  und  gerecht  zu  richten. 

Der  Rat  ist  also  1.  Verwaltungsbehörde  und  2.  Gerichts- 
hof. Im  Stadtrecht  tritt  die  zweite  Funktion  ganz  in  den  Vorder- 
grund, während  wir  aus  einer  Reihe  von  Urkunden  vor  und  nach 
1220  ersehen,  daß  er  auch  die  erste  Funktion  ausübte.  So  ver- 
waltet er  die  städtische  Almende  ^  stellt  im  Namen  der  universitas 
civium  Urkunden  aus  und  beglaubigt  solche  durch  das  von  ihm 
geführte  Stadtsiegel  2. 

Was  die  Zusammensetzung  des  Rates  bei  seinem  ersten 
Auftreten  ^  anbelangt,  so  sind  von  den  sieben  burgenses,  die  ihm 
angehörten*,  möglicherweise  B.  Ripelin  und  Fr.  Dispensator 
„Hausgenossen"  gewesen s.  Welches  Standes  die  „cives  majores", 
die  außer  den  Ministerialen  den  Rat  bilden,  in  dieser  Zeit^  ge- 
wesen sind,  läßt  sich  nicht  sagen.  Sicher  ist,  daß  der  Rat  eine 
durchaus  aristokratische  Institution,  wie  andererseits  das  in 
§§  23—27  genannte  Schöffenkolleg  eine  demokratische  Be- 
hörde isf. 

Wer  den  Rat  ernennt,  ist  aus  dem  zweiten  Stadtrecht  nicht 
zu  ersehen.  Er  scheint  sich  durch  Kooptation  unter  Zustimmung 
des  Bischofs  zu  ergänzen  s.  Zur  Zeit  der  Abfassung  des  Stadt- 
rechts war  er,  wie  Urkunde  144  beweist,  sicher  schon  vorhanden. 
Die  erste  W^ahl  von  Ratmannen  wird  wohl  durch  das  Zusammen- 
wirken einflußreicher  „Bürger"  und  städtischer  Ministerialen 
erfolgt  sein.  —  Die  vier  Schöffen  dagegen  werden  von  „allen" 
gewählt. 

Zusammenfassend  ist  (als  Fazit  dieses  Kapitels)  zu  sagen: 
Es  hat  sich  nun  ein  (allerdings  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade) 


1  Dies  Recht  wird  ihm  allerdings  bestritten.    Vgl.  U.  144  u.  160 

2  Vgl.  U.  204.  216.  220  u.  a.  «  u.  144. 

^  .^  *  ?^^^-  I^ipelin,  Petrus,  Algotus  Rex,  Ortlieb,  Wezelo,  Erbe  judex, 
bnd.  Dispensator.  —  Sie  stehen  hinter  den  fünf  Ministerialen,  ohne  jedoch 
sonst  als  „burgenses"  bezeichnet  zu  werden. 

^  Ygl.  S.  32  Anm.  1. 

«  über  die  spätere  Zeit  vgl.  das  folgende  Kapitel. 

'  Vgl.  §  28  und  Kruse  a.  a.  0.  S.  45. 

8  Vgl.  Foltz  a.  a.  0.  S.  22. 
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rechtlich  einheitlicher  Bürgerstand  gebildet,  der  in  ausdrücklichem 
Gegensatz  zu  dem  Ministerialenstande  steht. 

Von  irgendwelchen  Leistungen  der  Bürger,  sei  es  der 
Kaufleute,  sei  es  der  Handwerker  \  weiß  das  zweite  Stadtrecht 
nichts  ^. 

Das  Ratsgericht  ist  nun  das  Stadtgericht  xut^  t^o/r^v^  nicht 
mehr  das  Schultheißengericht,  obwohl  es  noch  existiert.  Das 
„Stadtrecht"  ist  (wie  früher)  ein  teils  territoriales^,  teils  per- 
sonales E-echt,  territorial,  insofern  es  das  spezifisch  „städtische" 
Recht  ist,  personal,  insofern  solche  „cives",  die  nicht  „homines 
ecclesiarum"  sind,  nach  seinen  Bestimmungen  (in  Kriminals- 
sachen) gerichtet  werden. 

Zwar  bleibt  der  rechtliche  Unterschied  zwischen  den  nicht 
zur  „familia"  eines  kirchlichen  Grundherrn  gehörenden  Btlrgern 
und  den  bürgerlichen  Kirchenleuten  bewahrt;  doch  zeigt  gerade 
diese  Bestimmung  (§  17)  eine  deutliche  Annäherung  der  zwei 
Klassen ,  die  leicht  zu  einer  völligen  Grenz  Verwischung  führen 
kann*.  Denn  auch  für  die  kirchlichen  cives  ist  das  Ratsgericht 
(und  jedenfalls  auch  die  zwei  höheren  Instanzen)  in  Kriminal- 
sachen zuständig,  wenn  auch  unter  Anwendung  ihres  Personal- 
rechts ^. 

Um  1220  ist  die  Stadt  durchaus  noch  abhängig  vom  Bischof, 
sind  die  städtischen  Beamten  zum  Teil  noch  bischöfliche 
Ministeriale ^,  sitzen  Ministeriale  im  Rate;  aber  das  „Bürgertum" 
hat  sich  politisch  emanzipiert  und  tritt  als  einheitKche  Macht 
dem  Bischof  und   den    städtischen  Ministerialen   gegenüber   auf. 


1  Vgl.  1.  Stadtrecht  §§  88,  89,  93  if. 

2  Daß  von  bürgerlichen  Leistungen  an  den  Bischof  nun  keine  Rede 
mehr  ist,  ist  dadurch  natürlich  nicht  bewiesen.  (Die  zwei  Stadtrechte  lassen 
sich  überhaupt  kaum  miteinander  vergleichen.)  —  (Möglich  ist  es  allerdings, 
daß  mit  dem  politischen  Hervortreten  des  „Bürgerstandes"  [Schaffung  des 
Rates!]  seine  Mitglieder  frei  von  Leistungen  an  den  Stadtherm  geworden 
sind,  mit  Ausnahme  höchstens  der  zur  fam.  episcopi  gehörenden.) 

8  Vgl.  U.  139.  Hier  wird  Graf  Rudolf  verpflichtet,  in  der  Vogte! 
Ruffach  „secundum  morem  et  justiciam  Argentinensis  civitatis"  zu  richten. 

*  Vgl.  §  17  des  2.  Stadtrechts.  Es  wird  derselbe  Gerichtshof  für 
„freie"  und  „unfreie"  Bürger  als  zuständig  erklärt;  das  Recht  jedoch  bleibt 
verschieden. 

^  Auch  hier  Durcheinander  von  territorialem  und  personalem  Rechts- 
prinzip: ein  „städtisches"  Gericht  und  zwei  personale  Rechte. 

ö  So  der  Burggraf  (U.  137.  139);  auch  de^  causidicus  Rudolf  in 
U.  139,  während  der  Schultheiß  Rupolf  (Riplin?)  in  U.  162  zu  den  „bur- 
genses" gehört. 


t.t^-.,..,^^ ^ 


Viertes  Kapitel. 

Soziale  Schichten  Innerhalh  des  Bürgerstandes  ■  dessen 
endgültige  Ausbildung  infolge  des  Sieges  der  Bürger 

Schaft  üher  den  Bischof.  . 

(ca.  1220  bis  zur  Mitte  des  13.  Jahrhunderts) 

per..- :  j..  dri, "  sS'orir  ~  ".rs Jr'" "  ?•"• 

tiores".  „cives    meliores    ac    sapien- 

in    erster  Linie    die    oh^rl   ^nh    IF  J""^'    ^"^  'nteressiert 

„Patriziat"  eTtw?ckelt  hat .  Ar? S  ^"'  t'"  ''''»  <^^«  «P^^re 
Wicklung   und   S    dam^t   in    /^'\  «i««««»  Entstehung   und  Ent- 

mit   derSveiterlL.tT4'^esfrs   sTn^^^^^^  t^^^'^'^^ 

zunächst  beschäftigen.  dI  Fra^e  nach  ,1  .  '^'T^\  ^^P"«' 
sammensetzung  def  (bürterlicher,?P  f  •  .  '  «tf  tischen  Zu- 
auf  die  BedeutLg  der'steftShen lliSS^^^^^^^^^  7'  ^''^''''^ 
hausgenossenschaft  fahren.     EndIiÄTofdl"äfSufg^T; 

pissert«ion'*fon^M"^^{fz"^*|eftlt?"'^*^^*'-i^'''*^  beschäftigt  sich  die 
deutschen  Städten  vor  dem' AuÄfh  ,W  y^'ftv-  **'/   ?""^'"^   «   den 

.wisÄ.^"unt'^^^^^  wie   aus    dem 

deuthch  hervorgeht  (vgl.  ü.  519°  ^^^'^'""äsenen  Friedensvertrag  von  1263 


i 
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gewissen  Abschluß  gebracht  Tat  ^'         '""'    '"    '^'^''" 

§  1.    Die  Ausbilduug  eines  Patriciats  und  die  Weiter- 
entwicklung des  Rates  bis  1263, 

(«eho^^fsrcf^a;,^  i'rbisj'i^tt'SheTt;:ffn"r^\r-- 

Gruppe  von  EinwohLrn  ^zu   verstehen     zu    der   l^^''^'^'''''' 
bestimmte  Anzahl  von  Famüien  Shörte'     l.     \~  ^   nur   eine 

l.vor  ca.   I18ÜJ  noch  gar  nicht  gibt. 

l  Vgl.  U.  71.  72.  92.  111. 

civitatis"  (von  denen  übrirns7°%™o„T'"'°"'f''  P?,^""'«"  25  „majores 
Johannes  Warnherus  Scalcus^  Alhl^-^r'/'^^'J'  y^"«™^  [causidi'cus], 
HumbertJs  als  burgenseT  bezeug  ^^^^  Ehenheim,   Gothefrid  und 

1.   Bure.  Puer  (vgl    U    9«^ iP  S  T.*^  v^'"'?*,« "*'«,  •  .*'  sicher  bezeugt  : 

lapidea  porta  (Ministerialeifamili?  fd  U^isTv'f  nl""''*':!^^^»"«''  ^« 
werden  zwei  Otto  als  Min    era'äbntl- '  fi   w!  L*"  0"?  '^^  5.  Otto  (U.  78 

als  solcher  Ministerial  vgl"  sÄerht  S  im  T''^^-'  ^""^^  '''^''' 
8.  Dietricus  causidicus  als^solcht^f  9  Hadlbe^^/ü  •7«^*'?0™^  ^f' 
lap.   porta  (vg .   Nr.  .3);    H    Svmon  m   78i     io Mfr' J  ^'    ^"-  ferner  de 

solcher);  13.  5ohannes  '  ll  wÄuf,vS.'^zu'lr'n'*'u"^s"l6'r^  *^.!' 
b)  mutmaßlich:    1    Odalrim«  lonn,,«    /oii  »     j       i^'  i  ,T^*  ''•  ^°  ■'^°™-  5): 

zwischen  Ministerialen)  2  HuÄn^t  1.  "'''?'it^"*^?'^  '^^^^  außerdem 
(steht  vor  einem  MtaUterffi)4HfLr'^T,'°  ?•'?>'  3-  Anshelm 
5.  Drutwinus  Rufus  (steht  vor  ^;»^'  n?^^""."?'  '*'«  Bruder  Dietrichs); 
heim.  -  SichefucrJÄrL  LTr^iST'''-'5*'  ^  ^"'«""^  "1«  EJ»«"' 
majores  civitatis  minTster  a'lis  h. '  -  Ä  Ifs  fe'l^^^^^^  ^''"«'°?\" 
auch  nur  mutmaßen :    1.  Ruthard-  2   Rnrp»rH     q    a  f'*°. '1^^«°   ^ich 

5.  Humbertus  (zu  4  und  5  v^l    S    ifi  a         .    ^- Angesele;  4.  Gothefrid; 

wohl  mit  „Bürgern"  irLne  iL  TS  ?»^.ri'-.  fr."  ■•**•«"  «^  ^^^^  »Iso 
zu  tun.  ^  *  "^^  '^-  Jahrhunderts  (Gegensatz :  Ministeriale) 

'  Vgl.  ü  71,  92  und  Foltz  a.  a.  0.  S.  16. 

Daß  „m5:r:s1^Ss"ri%rS^<2-  ^^^  i|J7)  "nd  .Baltzer  (S.  29). 
m.  E.  aus  U.  90  -•  burffen<!«  tam   Sf,^L„  wentisch  sem  können,  geht 

1.  Stadtrechts  mit' Evfienz  hervor.  ^'''""  P^"?«««")  und  §  93  ''des 

«s  sich  da,  wo"ldn?er*Ze?;<r5nnf™r  ^"'^«'•ä«"  ist  hier  zu  bemerken,   daß 
a,  wo  ninter  /ieugennamen  „cetenque  eorum  comparitatis  homines" 


1 
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Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  den  „cives  majores" 
des  13.  Jahrhunderts.  Genau  wie  die  burgenses-cives  dieser 
Zeiten  sind  die  cives  majores  den  ministeriales  gegenübergestellt; 
ein  bürgerliches  Patriziat  tritt  dem  Ministerialenstande  an  die 
Seite. 

Von  einem  politischen  Gegensatze  zwischen  den  beiden 
Ständen  ist,  wenigstens  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  13.  Jahr- 
hunderts, nichts  zu  merken.  War  doch  nur  durch  das  Zusammen- 
wirken beider  die  Einsetzung  des  Eates  möglich  geworden.  Denn 
sowohl  aus  den  Ministerialen,  wie  aus  den  cives  majores  ^  die 
mit  den  im  zweiten  Stadtrecht  genannten  cives  sapientiores  et 
honorabiliores  jedenfalls  identisch  sind,  werden  die  Ratmannen 
gewählt. 

In  den  ziemlich  zahlreichen  Ratslisten  wird  zwischen 
„ministeriales"  und  „cives"  nicht  scharf  unterschieden,  sondern 
oft  nur  von  den  „consules  civitatis"  gesprochen.  Allerdings 
läßt  sich  infolge  der  Voranstellung  derjenigen  Ratmannen,  die 
anderweit  als  „ministeriales"  nachweisbar  sind,  mit  ziemlicher 
Sicherheit  feststellen,  welche  consules  Ministeriale  waren  und 
welches  zahlenmäßige  Verhältnis  der  Ministerialen  und  Bürger 
dabei  herauskommt. 

Dabei  ergeben  sich  folgende  Resultate: 

1.  Im  allgemeinen  können  ministeriales  nicht  zugleich  Bürger 
sein  und  umgekehrt. 

2.  Diese  scharfe  Trennung  der  Stände  beginnt  sich  allmäh- 
lich zu  verwischen,  wie  einige  (wenige)  Fälle  zeigen. 

3.  Der  Rat  wird  immer  bürgerlicher,  die  „ministeriales"  ver- 
schwinden allmählich  völlig. 

Am  besten  veranschaulicht  dies  die  folgende,  zum  Teil  aus 
Foltz  2  entnommene  Liste. 
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und  ähnl.  sich  findet  (U.  65.  69.  73.  74),  doch  wohl  um  „Angehörige  des 
gleichen  Standes''  handelt,  denn  „comparitas^'  ist  sicher  „Stand",  der 
eben  nur  der  ministerialische  sein  kann"  (Kruse  a.  a.  0.  S.  26).  Vgl  U.'  74 
über  die  S.  1SI4  gesprochen  wurde.  —  Wenn  der  Vogt,  wie  Foltz  wohl  mit 
Kecht  meint,  zur  „comparitas"  gerechnet  werden  muß  (ü.  65.  69.  73),  so 
heißt  compantas  hier  „Ritterstand".  Den  „Bürgerstand"  (des  12.  Jahr- 
hunderts !)  darunter  zu  verstehen,  kann  ich  mich  ebensowenig  entschließen, 
wie  „civitas"  (damals)  mit  „Bürgerschaft"  zu  übersetzen.  „Turba  civitatis 
multa  (U  68)  heißt  m.  E.  „viele  aus  der  Stadt"  (höchstens  könnte  civitas 
=  ii^mwohnerschaft  sein,  wobei  der  Sinn  derselbe  bliebe).  Civitatis  steht 
(vgl.  „majores  civitatis")  in  Parallele  zu  urbis,  wie  „meliores  urbis" 
beweist. 

1  Patriziergeschlechter  sind   demnach  die   „ratsfähigen"  bürgerlichen 

2  Vgl.  a.  a.  0.  S.  31.     Die  Bürgerzahlen   sind  von  mir  hinzugefügt : 
Abweichungen  bei  Zahlenangeben  sind  vermerkt. 


I 

i 


v 

i 


Von  den 

Jahr 
1190/1202 
1225 
1226 
1229 
1230 
1231 
1237 
1239 
1240 
1244 
1246 
(1247 
1249 
1250 
1252 
1254 
1255 
1257 

1258   U 
1260 
1261 
1263 


Ratsmitgliedern  sind : 

Str.  Urkundenbuch  I 

ü.  144 
S.  158,  Anm.  1 

U.  204 

TJ.  216 

U.  220 

TJ.  224 
S.  199,  Anm.  1 
S.  203,  Anm.  1 

U.  270 

U.  288 

U.  298 

TJ.  312 

S.  247,  Anm.   1 

S.  252,  Anm.  2 

V.  360,  361,  280 

U.  383 

U.  395 
S.  309,  Anm.  1 
.  421,  S.  317,  Anm.  3 

U.  454 

U.  479 

U.  529 


Ministeriale 

„Bürger" 

5 

7 

41 

9 

3 

9 

4 

9 

3 

11 

4 

12 

3 

14 

42 

15 

0 

133 

5 

14 

0 

19 

1)* 

4 

12 

5  oder 

6^ 

9  oder  8^ 

2« 

126 

1^ 

9^ 

1 

10 

1 

12 

0 

18» 

0 

13 

1  oder 

09 

11  oder  12^ 

0 

22  1« 

Die  ministerialischen  Ratsmitglieder,  die  sich  auch  als  „cives" 
nachweisen  lassen,    sind:     Ritter  Syfrid  (Siglin)  ^^  Bild,   ferner 


'  Ist  Bure,  de  Ehenheim  Ministerial?    Vgl,  S.  31. 

-  Foltz:  3  oder  2.  Er  rechnet  Rud.  Scholtzenboltz  zu  den  Bürgern 
(dagegen  vgl.  U.  255);  bei  Hezel  v.  Eckwersheim  hält  er  die  Zugehörigkeit 
für  unentschieden,  während  ich  H.  v.  E.  solange  zu  den  Ministerialen 
rechne,  bis  er  als  Bürger  bezeugt  ist  (U.  461  v.  J.  1261).  Als  Ministerial 
ist  er  bezeugt  in  ü.  290. 

^  Hier  nicht  alle  anwesend! 

*  Es  scheint  mir  sehr  zweifelhaft,  daß  hier  „der  Rat"  testiert.  Dann 
widerspräche  seine  Zusammensetzung  dem  §  4  des  2.  Stadtrechts. 

^  Foltz:  4  oder  3.  Er  rechnet  Heinrich  v.  Wolxheim  zu  den  cives. 
Eine  Entscheidung  ist  kaum  möglich.  Vgl.  Index  zu  SüB.  I  S.  575.  Ein 
Johannes  v.  W.  wird  dort  als  Straßburger  Bürger,  ein  Werner  v.  W.  als 
Ministerial  bezeugt.  —  Der  Ritter  Syfr.  Bild  ist  Bürger  und  Ministerial, 
.,civis"  U.  891,  „ministerialis"  U.  304. 

6  Foltz:    2  oder  1.    Vgl.  Anm.  2. 

^  Foltz:    1  oder  2.    Vgl.  Anm.  2. 

8  Hier  ist  Heinrich  v.  Wolzheim  sicher  „Bürger". 

^  Hezel  V.  Eckwersheim  steht  hier  mitten  zwischen  „cives". 

lö  Trotz  dieser  großen  Zahl  heißt  es  noch  „et  aliis  consulibus 
Argentinensibus  " . 

1^  „Syfrid  "und  „Siglin"  Bild  (der  jüngere;  es  gibt  zwei!  vgl.  S.  46) 
bezeichnet  dieselbe  Person.  Vgl.  U.  288.  290.  801.  391.  413.  832  Anm.  1. 
304.  860.    Jedenfalls  war  S.  Bild  Ministerial  (dagegen  Foltz  S.  32). 
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Hezel  von  Eckwersheim  und  vielleicht  auch  Heinrich  von  Wolx- 
heim  ^ ;  möglicherweise  ist  femer  auch  Friedrich  von  Hagenau  ^ 
Ministerial  und  Bürger.  Die  eben  Genannten  traten  kaum  förm- 
lich aus  dem  Ministerialenstande  aus  und  in  den  Bürgerstand 
^in,  sondern  näherten  sich  allmählich  den  ihnen  zum  Teil  ver- 
wandtschaftlich verbundenen  reichen  Bürgerfamilien;  sie  sind 
schwankend,  zu  welchem  Stande  sie  sich  rechnen  sollen.  Die 
Ereignisse  des  Jahres  1262  und  ihre  Folgen  ließen  allmählich 
die  w^enigen  in  der  Stadt  gebliebenen  Ministerialen  im  bürger- 
lichen Patriziat  völlig  aufgehen. 

Im  allgemeinen  aber  sind  vor  dieser  Zeit  die  ^ministeriales" 
und  „cives  majores''  durchaus  als  zwei  getrennte  Stände  an- 
zusehen. 

Die  städtische  Ministerialität  war  ein  einheitlicher,  recht- 
licher Stand ;  wie  stand  es  aber  mit  dem  (bürgerlichen)  Patriziat 
in  dieser  Beziehung? 

§  2.  Die  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Gruppen  inner- 
liiilb  des  Patriciats;   Bedeutung  der  Miiiisterialftät    und 

Hausgenossenschaft. 

Da  in  dem  „Bürger stände"  Angehörige  verschiedener  wirt- 
schaftlicher und  rechtlicher  Stände  sich  zusammengefunden 
hatten^,  werden  wir  ähnliches  auch  von  seiner  obersten  Schicht, 
dem  Patriziat ,  voraussetzen  dürfen.  Wir  sahen  im  vorher- 
gehenden, daß  im  13.  Jahrhundert  unleugbar  Ministeriale  sich 
ihm  anschlössen;  schon  früher*  haben  wir  uns  gefragt,  ob  ge- 
wisse Bürgerfamilien  des  beginnenden  13.  Jahrhunderts  nicht 
möglicherweise  ursprünglich  Ministerialenfamilien  gewesen  seien. 
"Wenn  es  überhaupt  der  Fall  war,  kann  es  sich  sicher  nur  um 
ganz  wenig  Familien  handeln. 

Nicht  für  Ministeriale  haben  wir  diejenigen  cives  majores 
zu  halten,  die  (vor  1263)  gelegentlich  als  „milites",  aber  nie  als 
„ministeriales"  bezeichnet  werden •"*.  Es  handelt  sich  um  folgende 
bürgerliche  Ratmannen: 

Rudolfus    [RipelinV]    scultetus    im    Jahre    1228^,    Albertus 


1  Als  civis  bezeugt  in  U.  467  (1261),  als  Ministerial  U.  290  (1244), 
als  consul:  U.  255  Anm.  1,  261  Anm.  1,  269  Anm.  1,  288,  332  Anm.  1,  360, 
361,  367,  383;  vgl.  Baltzer  a.  a.  0.  8.  56. 

2  Als  Bürger  genannt  in  U.  216,  als  Ministerial  in  U.  249(?);  als 
Konsul  in  U.  204.  270.  332  Anm.  1, 

3  Vgl.  Kap.  II  §  3. 

*  Vgl.  S.  31,  bes.  Anm.  1. 

^  Foltz  setzt  (S.  28  Anm.  122)    irrtümlicherweise    ministeriales    und 
milites  gleich,  indem  er  „burgenses"  und  „milites"  einander  gegenüberstellt. 
6  SÜB.  I  S.  168  Anm.  1. 


^    i 


? 


§  2.  Die  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Gruppen  innerhalb  des  Patriciats."  4S 

de  Hermotsheim  1228  ^  Johannes  filius  judicis  1230/31  ^^ 
Burcardus  de  Truchtersheim  1240^,  Gozelinus  miles  ad  St. 
Thomam  1246*,  Helfericus  de  Kunegeshofen  1256  •^  Reinbold 
Virnekorn  1255  und  1262  %  Erbo  filius  judicis  1257  und  1261  ^ 
Scholcelinus  1256^,  Fridericus  Dispensator  1259^,  Eudolfus 
de  Vegersheim  1259  und  1265  ^^ 

Es  werden  zwar  gelegentlich  Ministeriale  als  milites  be- 
zeichnet ^i;  das  besagt  aber  nichts,  da  „milites"  hier  ganz  all- 
gemein „Ritter"  bedeuten  kann.  In  unserem  Falle  aber  kommt 
jedenfalls  die  zweite,  engere  Bedeutung  von  miles  in  Betracht, 
die  gerade  in  Süddeutschland  sich  häufig  findet:  ritterlicher  Un- 
freier niederen  Grades  ^^  [im  Gegensatz  zu  dem  zu  Hofämtern 
herangezogenen  unfreien  Eitter  höheren  Grades,  dem  „ministeri- 
alis"].  Diese  milites  sind  ihrem  Herrn  nur  zu  Kriegsdiensten 
(zu  Roß)  verpflichtet. 

Hiemach  befänden  sich  also  unter  den  Patriziern  auch 
ritterliche  Unfreie  niederen  Grades,  die  ihren  Herren,  d.  h.  hier 
wohl  dem  Bischof  oder  einem  Kapitel  ^^  zu  Kriegsdiensten  ver- 
pflichtet waren,  im  übrigen  aber  einen  recht  unritterlichen  Beruf 
haben  konnten,  wie  die  vier  der  Münzerhausgenossenschaft^*  an- 
gehörenden Milites :  Johannes  filius  judicis,  Fridericus  Dispensator, 
Reinbold  Virnekorn  und  Rudolf  von  Vegersheim  beweisen. 

Daß  die  bürgerlichen  Milites  keine  Ministerialen  sind, 
geht  meines  Erachtens  aus  folgendem  hervor: 

1.  sind  sie,  wie  oben  gesagt,  nie  als  ministeriales  direkt 
bezeichnet ; 

2.  kommen  wohl  milites,  aber  keine  ministeriales  unter  den. 
Hausgenossen  vor;  davon  soll  noch  die  Rede  sein; 

3.  sind  nirgends  Angehörige  der  Militesfamilien  sicher  als 
Hof  beamte  des  Bischofs  nachweisbar  i^,  während  MitgHeder 
ministerialistischer  Familien,  wie  der  Beger-Murnhard ,  Stehelin 
von  Bischovesheim ,    von    Mundingen,    Zidelarius    wiederholt    als 


1  u   209. 

2  U.  219.  222.    Sein  Vater  ist  der  bekannte  burgensis  Erbo  judex. 

8  u   262 

*  Femer*  1259.  1261.    Vgl.  U.  301.  412.  467. 

^  U  403  «  ü.  394  474.  '  U.  413.  483.  «  U.  403. 

9  U.  391.  '^  U.  432.  598.  ''  So  z.  B.  in  U.  151 

12  Vgl.  V.  Zallinger  a.  a.  0.  S.  14.  Brunner  a.  a.  0.  S.  85.  v.  Below,. 
Hdwb.  d.  Staatswiss.  V  „Ministerialität".  ,  .  ,    ^      ,.  .,       „^ 

13  Ein  miles  des  St.  Thomaskapitels  schemt  Gozelmus  miles  ad 
St.  Thomam  (auch  „von  St.  Thomane")  zu  sein.    Vgl.  U.  454.  537. 

1*  Sie  stehen  in  der  Hausgenossenhste  v.  J.  1266. 

1^  Abgesehen  höchstens  von  der  Familie  Dispensator,  vorausgesetzt 
daß  Regimarus  und  Walterus  dispensator  (Kap.  III  §  1)  wirklich  Vorfahren 
dieser  Familie  waren. 


1 

/ 
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vicedomini,  burgravii,  marscalci,  pincernae,  ja  auch  als  advocati 
genannt  werden  ^. 

In  den  letzten  Jahrzehnten  des  13.  Jahrhunderts  erwarben 
viele  Straßburger  Patrizier  die  Ritterwürde,  wie  aus  einem 
Kolmarer  Bericht  vom  Jahre  1281  hervorgeht:  "Multi  ignobiles 
facti  sunt  milites  in  Argentina  2.  Wahrscheinlich  taten  dies 
solche  Patrizier,  die  noch  nicht,  wie  die  aus  ministerialischen 
oder  Milites -Familien  stammenden,  Eitter  waren,  um  ihren 
Standesgenossen  gleichzustehen  ^. 

Als  bürgerliche*  Ratsmitglieder,  die  zur  „familia"  eines 
Stiftes  gehörten,  sind  nachweisbar:  1.  Sivridus  minister  fratrum 
in  den  Jahren  1230  und  1239^;  2.  sein  Sohn  Siglin  (Sifrid) 
minister  fratrum  1237,  1240  (zweimal)  und  öfters^;  3.  Gozbertus 
minister  fratrum  1240,  1246,  1252^;  4.  Johannes  Kalp  (Vitulus) 
.1225,  1237  undöfters^;  5.  Marquardus  Kalp  1226,  1231,  1248^ 

Ebenso  gab  es  auch  solche  Ratsmitglieder,  die  „de  familia 
episcopi"  waren ^^,  und  zwar  war  dies  ein  sehr  großer  Teil  der 
Angehörigen  der  ratsfähigen  Familien.  Denn  in  der  Münzer- 
hausgenossenliste  des  Jahres  1266  finden  sich  von  73  Namen 
solcher  „Geschlechter",    die    vor    1266    dem  Rate    angehörten  i\ 


1  Wilhelm  Beger  vicedom.  U.  285.  287.  288.  312  u.  a.  Burcardus 
Mumhard  (aus  der  Familie  der  Beger)  viced.  U.  200.  202.  236  u.  a.  — 
V.  Bischofsheim,  Heinrich  ü.  137  als  pmcema  bezeugt;  mit  den  v.  Bischofs- 
heim scheinen  die  Stehelin  verwandt  zu  sein,  vgl.  Stehelinus  de  Bischoves- 
heim  ü.  a53.  —  Egelolf  v.  Mundingen  marscalcus  U.  237.  SUB.  I  S.  194 
Anm.  1  u.  a.  —  Dietericus  Zidelarius,   Vogt  von  Schwarzach  U.  304.  305. 

2  Ygl.  Foltz  S.  36. 

^  Übrigens  zogen  alle  Straßburger  Patrizier  (im  Gegensatz  zu  den  zu 
Fuß  ausrückenden  Handwerkern)  zu  Pferde  in  den  Krieg.  Einzelne  dienten 
sogar  fremden  Fürsten  gegen  Bezahlung,    Vgl.  Foltz  S.  86/37. 

*  Als  cives  werden  erwähnt:  Sivrid  m.  fr.  (Vater):  U.  181.  233.  220; 
Sivrid  m.  fr.  (Sohn):  255  Anm.  1.  269  Anm  1;  Gozbertus  m.  fr.:  U.  290. 
363  u.  ö.  (wohl  =  Gozelin  m.  fr.  vgl.  U.  220).  —  Angehörige  der  Familie 
Vitulus:    U.  151.  170.  220  u.  öfters. 

^  ü.  220.  261  Anm.  1. 

®  U.  255  Anm.  1.  268  Anm.  1.  Auch  als  Sivridus  fil.  ministri  fr. 
bezeichnet. 

^  ü.  270.  298.  360  u.  öfters. 

8  U.  195  Anm.  1,  255  Anm.  1  u.  öfters.  »  U.  204.  224.  270. 

10  Darüber,  daß  die  Münzerhausgenossen  wohl  „de  familia  episcopi" 
(nicht  ecclesie  im  Sinne  der  gesamten  Straßburger  Kirche)  waren,  vgl.  S.  21. 
Kein  „minister  fratr."  findet  sich  unter  ihnen. 

^*  Ich  habe  sie  nach  der  von  Foltz  S.  28 — 30  mitgeteilten  Liste 
zusammengestellt.  (Diese  Liste  ist  übrigens  nicht  ganz  vollständig;  es 
fehlt  z.  B.  die  Familie  des  Siglin  m.  fr.,  des  Gozelin  min.  fr.).  —  Zugleich 
als  „Hausgenossen"  sind  sicher  bezeugt:  29,  nämlich  Broger,  v.  Kageneck, 
Erbo  (verschiedene),  v.  Vegersheim,  v.  Freiburg,  v.  Hagenan,  Lentzelin, 
Liebenzeller,  Marsilius,  Nape,  Pfaffenlab,  Rebstock,  Ripelin,  Rote  (Rufus), 
Rulenderiln,  Rüses,  v.  Saarburg,  v.  Schöneck,  Schotte,  Sick,  Sluch,  Spender, 
Stubenweg,  Tarsche,  Virnekom,  Wirich,  v.  Zabem,  Zoller,  Zorn.  —  Andere 
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nicht  weniger  als  29 ;  vielleicht  sind  sogar  32  als  Hausgenossen- 
namen anzusehen  1.  Von  79  nach  1266  (—1332)  vorkommenden 
Ratsgeschlechternamen  sind  nur  13  (oder  14)  Namen  2  solche 
von  Hausgenossen  des  Jahres  1266.  Die  übrigen  Patrizierfamilien 
sind  wohl  zum  großen  Teil  „nichthörige"  Bürgerfamilien  gewesen. 
Dasselbe  gilt  sicher  auch  von  sehr  vielen  hausgenössischen 
Familien  vor  ihrem  Eintritt  in  die  Genossenschaft 3.  Unter  den 
nichthausgenössischen  Familien  befinden  sich  bezeichnenderweise 
gerade  die  wohl  sicher  aus  der  Ministerialität  stammenden 
Familien  Bild,  von  Eckwersheim,  von  Wolxheim.  Die  Haus- 
genossen waren  eben  keine  Ministerialen^;  schon  die  Art  ihres 
Berufes  (Wechselgeschäftej  erklärt  dies. 

Die  berufliche  Tätigkeit  weitaus  der  meisten  Patrizier  be- 
stand im  13.  .Jahrhundert  in  Handel  und  Gewerbe.  Die  meisten 
waren  reiche  Kaufleute,  die  sich  zum  großen  Teil  außerdem 
durch  Eintritt  in  die  Münzerhausgenossenschaft  das  Recht 
erworben  hatten,  im  Gebiete  der  Stadt  Geldwechsel  zu  treibend 

Dafür,  daß  auch  gewisse  vornehme  Handwerke  von  Patriziern 
ausgeübt  wurden,  z.  B.  das  Kürschnerhandwerk  und  die  Gold- 
schmiedekunst, sind  interessante  Belege  erhalten  6. 

Zusammenfassend  ist  zu  sagen,  daß  die  Mitglieder  des 
Straßburger  Patriziats  aus  verschiedenen  rechtlichen  Ständen 
hervorgegangen  sind.  Nicht  allein  freie  Handel-  und  (ver- 
einzelt^ auch)  Gewerbetreibende ,  reiche  Bürger  gehören  dazu, 
sondern  in  vielleicht  noch  größerer  Anzahl  auch  persönlich 
unfreie,  zur  familia  ecclesie  gehörige  Kauleute  (und  Hand- 
werker').     Einzelne    Patrizier    waren    unfreie    Ritter    niederen 

Grades  ^. 

Diese  bürgerlichen,  ratsfähigen  Geschlechter  rivalisieren  mit 


Ratsfamilien  fvor  1266)  sind:  von  Ache,  in  Aqua,  v.  Bietenhiem ,  Bild, 
Burggraf,  Kalb,  unter  Kaufleuten,  v.  Koenigshofen,  Kuchmmeister,  ^achs, 
V  Degerfelden,  Dürre,  v.  Eckwersheim,  v.  Ehnheim,  Erbelm,  Gudelündus, 
Härtung  Hessonis,  Härtung  Vituli  gener,  Hoyer,  Löselin,  v.  Mundmgen, 
Murutard,  Nicol,  v.  Reichstett,  Reinboldelin,  v.  Rentmgen,  Rex,  Richter 
(verschiedene),  v.  Schiltigheim,  Scholtzenboltz,  v.  Schopfheim,  Seier,  Sturm, 
Suner,  Swartz,  v.  Truchtersheim,  Velkelin,  Wahter,  Weltscin,  Wisbrötelin, 
V.  Wizenowe,  v.  Wolxheim,  WuUeden,  Zehe     ^^   ^^  ^        ^      ttt  ^     oo^ 

1  So  Hoyer  (=  Hoieter?),  Seier  (=  Sele?),  Wahter  (=  Water??). 

2  Nämlich:  v.  Barr,  Knobloch,  Colin,  v.  Dambach,  Danris,  Eberlm, 
Erlin,  v.  Grostein,  v.  Müllenheim,  Panphilin,  zum  Riet,  Schwarber,  Sute 
und  vielleicht  Körnelin. 

^  Vgl.  S.  28.  .  r.  .^  r^    o   00 

*  Vgl.  Foltz  S.  34-,  Baltzer  a.  a.  0.  S.  63;  dagegen  Cahn  a.  a.  O.  b  68; 
Schroeder,  RG.  ^'  S.  648;  Hegel,  Dt.  St.Chron.  IX  987  und  Kruse  S.  19. 

&  Foltz  S.  84.  6  ßbda.  S.  35. 

•^  Vgl.  besonders  die  oben  angeführten  Hausgenossen! 

8  Diese  bürgerlichen  miUtes  vor  1263  hat  weder  Baltzer  noch  Kruse 
oder  Foltz  berücksichtigt. 


48     Viertes  Kapitel.    Soziale  Schichten  innerhalb  des  Bürgerstandes. 

dem  Stande  der  Ministerialen,  der  höheren  ritterlichen  Unfreien, 
aus  denen  die  Hofbeamten  des  Bischofs  genommen  wurden. 

Cives  majores  und  ministeriales  bilden  bis  zu  den  ent- 
scheidenden Ereignissen  der  60  er  Jahre  zweifelsohne  zwei  ge- 
trennte Stände:  darin  haben  Baltzer  ^  und  Foltz  ^  vollkommen 
recht,  wenngleich  vereinzelte  Annäherungen  bürgerlicher  und 
ministerialistischer  Geschlechter  zugegeben  werden  müssen.  Nach 
den  60  er  Jahren  verschmelzen  sie,  wie  später  noch  ausgeführt 
werden  wird,  vollkommen^. 

Innerhalb  des  Patriziats  spielt  der  immer  noch  vorhandene 
rechtliche  Gegensatz  von  „frei"  und  ^unfrei"  gesell- 
schaftlich (wie  schon  im  Bürgerstande  am  Ende  des  12.  Jahr- 
hunderts) gar  keine  Eolle  mehr,  wenn  er  auch  vor  Gericht 
noch  fühlbar  war.  Dafür  tritt  ein  anderer  Gegensatz  innerhalb 
des  Gesamtbürgerstandes  auf:  der  Gegensatz  zwischen  dem 
Patriciat,  dem  immer  mehr  sich  abschließenden  Kreis  der  rats- 
fähigen „Geschlechter",  und  der  unteren  Bürgerklasse,  die  haupt- 
sächlich aus  Handwerkern  bestand.  Auch  innerhalb  dieser  Klasse 
wird  der  rechtliche  Unterschied  von  „frei"  und  ., unfrei"  damals 
kaum  mehr  zu  spüren  gewesen  sein. 

Noch  immer  war  die  absolute  rechtliche  Einheit  des 
Bürgerstandes  nicht  erreicht.  Das  war  erst  möglich  infolge 
der  zwar  nicht  formellen,  aber  doch  tatsächlichen  Beseitigung 
der  bischöflichen  Stadtherrschaft  durch  den  Sieg  der  Eatspartei 
über  den  Bischof. 

§  3.    Der  Sieg  des  Bürgerstandes  über  den  Bischof  und 

seine  völlige  rechtliche  Einigung. 

Die  Rechte  des  Bischofs*  werden  im  Laufe  des  13.  Jahr- 
hunderts allmählich  durch  die  wachsende  Macht  des  Eates  (und 
damit  des  Patriziats)  mehr  und  mehr  eingeschränkt.  Auf  dem 
Gebiete  der  Stadtverwaltung  sowohl  wie  auf  dem  des  Gerichts- 
wesens wird  der  Rat  die  entscheidende  Behörde  ^;  „vor  allem 
aber  trat  er  an  die  Stelle  des  Bischofs  in  der  Finanzhoheit  ^ ," 
wozu  auch  das  formelle  Verfügungsrecht  über  die  Almende  ge- 
hörte ^.  Der  Übermut  der  patrizischen  Familien  stieg  begreiflicher- 
weise ins  Grenzenlose  und  äußerte  sich  in  rücksichtslosem  Auf- 
treten der  unteren  Bürgerklasse  und  auch  dem  Klerus  gegenüber. 


^  Vgl.  Baltzer  a.  a.  0.  S.  57.  «  a.  a.  0.  S.  27/28. 

^  Darin  sind  alle  Forscher  einig. 

*  resp.  seiner  ministerialischen  Beamten,  soweit  deren  Amter  nicht 
(wie  das  des  Zöllners  und  bisweilen  des  Schultheißen)  sogar  in  die  Hände 
von  Bürgern  gelangten.    Vgl.  2.  Stadtrecht  §  5. 

^  Kruse  a.  a.  0.  S.  45.  «  Ebda.  S.  55.  "^  Ebda.  S.  56. 


\ 
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Dies  letztere  beweist  der  Inhalt  der  Synodalstatuten  von  1251  ^. 
Der  Bischof  benutzte  anscheinend  die  Mißstimmung  der  ge- 
meinen Bürger  und  der  Kleriker,  um,  wohl  im  Verein  mit  seinen 
gleichfalls  unzufriedenen  Ministerialen,  das  dritte  Stadtrecht  ^  zu 
schaffen,  mit  dem  der  Rat  sich  einverstanden  erklärte.  Die  Be- 
stimmungen dieses  Rechtes  richten  sich  deutlich  gegen  die  Aus- 
schreitungen, die  von  den  Patriziern  verübt  worden  waren.  Das 
Nachgeben  des  Rates  war  ein  kluger  Schritt®. 

Denn  als  der  Bischof  und  das  Domkapitel  versuchten,  die 
^tlacht  des  Patriziats  wesentlich  einzuschränken^,  kam  es  kurz 
nach  dem  Regierungsantritt  des  jungen  Bischofs  Walther 
von  Geroldseck  (1260 — 1263)  zum  Kampfe  zwischen  dem  Bischof 
samt  seinen  ihm  treugebliebenen  Ministerialen  einerseits  und  den 
Bürgern  und  den  zu  ihnen  haltenden  Ministerialen  ^  anderseits. 
Die  unteren  Schichten  der  Bürger  hatte  der  Bischof  (wahr- 
scheinlich infolge  der  oben  erwähnten  Nachgiebigkeit  des  Rates) 
trotz  seines  Manifestes  vom  Jahre  1261^  nicht  auf  seine  Seite 
zu  ziehen  vermocht.  Sie  kämpften  und  siegten  mit  den  Patriziern 
zusammen  in  der  Schlacht  bei  Hausbergen  am  8.  März  1262. 
Der  zwischen  Bischof  Heinrich  (Walthers  Nachfolger)  und  den 
Bürgern  geschlossene  Friedensvertrag  von  1263  (TJ.  519)  erkannte 
zwar  den  Bischof  formell  als  Stadtherm  an,  bestätigte  aber 
anderseits  die  wichtigsten  Rechte  des  Patriziats,  um  die  dieses 
lange  mit  dem  Bischof  gekämpft  hatte,  wie  die  Wahl  des  neuen 
Rates  durch  den  alten  und  das  Verfügungsrecht  über  die  Almende. 

Die  meisten  städtischen  Ministerialengeschlechter,  die  Beger, 
Kage,  Puer,  vom  Steintor  (porta  lapidea),  hatten  auf  selten  des 
Bischofs  gefochten  "^  und  verließen  nach  dessen  Niederlage  die 
Stadt  für  immer,  soweit  sie  es  nicht  schon  vorher  getan  hatten  ^. 
Die  in  der  Stadt  bleibenden  Ministerialengeschlechter,  gering  an 
Zahl,  gingen  im  bürgerlichen  Patriziat  allmählich  auf  ^.  Sie  ver- 
schmolzen bald  mit  den  „Bürgern"  zu  einer  rechtlichen  Einheit, 
wie   aus  dem  vierten  Stadtrecht  ^^  hervorgeht:    „Ein  iegelichere 


1  Vgl.  Kruse  S.  60. 

'^  Es  fällt  in  die  Jahre  nach  1251.    Vgl.  Kruse  S.  60. 

3  Vgl.  Kruse  S.  60. 

*  Vgl.  die  von  Kruse  (S.  60.  61)  angeführten  U.  434  (1259):  (Bischof 
und  Domkapitel  untersagen  die  weitere  Bebauung  der  Almende)  und 
U.  436  (1259)  (Bischof  und  Domkapitel  erklären,  das  städtische  Schultheißen- 
und  Richteramt  wegen  der  Ühergrifife  der  betreifenden  [bürgerlichen!]  Be- 
amten nicht  mehr  auf  Lebenszeit  verleihen  zu  wollen). 

»  So  Hezel  v.  Eckwersheim.    Vgl.  U.  467.  «  U.  471 

'  Vgl.  z.  B.  U.  492. 

^  Daß  Ministeriale  ihren  Straßburger  Grundbesitz  verkaufen  oder  ver- 
schenken, wird  öfters  bezeugt.    Vgl.  U.  264.  363.  440. 

9  Vgl.  Foltz  S.  32. 

^0  SUB.  IV  2.  Hälfte  S.  11.  Das  Stadtrecht  stammt  aus  den  Jahren 
1270,  76,  79,  82. 

Achtnich,  Der  Bürgerstand  iu  Straßburg.  4 
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unsere  bürgere,  er  si  gotshüsdienstman  oder  niht,  sol  ze  rehte 
stan  vor  dem  meistere  und  vor  dem  rate  von  Strazburg  und 
ensol  sich  des  niht  wern."  Es  sind  nun  auch  die  städtischen 
Ministerialen  dem  „Stadtgericht"  unterstellt,  was  im  Vergleich 
mit  dem  ersten  und  zweiten  Stadtrecht  einen  Fortschritt  bedeutet. 

Da  es  aber  sicher  ist,  daß  unter  „[gotshüs]-dienstman" 
nicht  nur  Ministeriale  ^  sondern  alle  zur  familia  einer  Kirche 
gehörenden  Hörigen ^  zu  verstehen  sind;  da  sich  ferner  unter 
den  zahlreichen  aus  früheren  Stadtrechten  übernommenen  Be- 
stimmungen des  vierten  Stadtrechts  keine  dem  §  17  des  zweiten 
Stadtrechts  ^  entsprechende  findet  und  außerdem  in  §  99*  der 
dritten  Erweiterung  des  vierten  Stadtrechts  (1282)  deutlich  gesagt 
wird,  daß  auch  einem  andern  Rechtskreise  als  dem  des  Stadt - 
rechts  angehörende  Bürger  vor  dem  Ratsgericht  nach  „Stadt- 
recht" gerichtet  werden  sollen,  kann  man  mit  Sicherheit  be- 
haupten, daß  nun,  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  13.  Jahrhunderts, 
alle  Bürger  nicht  nur  vor  dem  Stadtgericht,  sondern  auch  nach 
„Stadtrecht"  gerichtet  werden. 

Nun  endlich  ist  der  „Bürgerstand"  wirklich  ein  absolut 
einheitlicher  rechtlicher  Stand  geworden-^. 


I.   *■     ■^■ä'vt 


1  So  werden  z.  B.  die  ministri  fratrum  gelegentlich  als  „bruzer- 
dienstman"  bezeichnet  (vgl.  SUB.  I  S.  174  S.  32);  vgl.  femer  die  Bedeutung 
des  Wortes  „servientes"  S.  21  Anm.  1. 

2  Mit  Ausnahme  des  Fronhofsgesindes.    Vgl.  S.  29. 

3  Die  hörigen  (Bürger)  werden  vor  dem  Ratsgericht,  aber  nach  Hof- 
recht  gerichtet. 

*  SUB.  IV  2.  Hälfte  S.  13.  14:  „An  der  mittewochen  nach  sante 
Michels  tage  sint  unser  herren  uberein  kommen,  daz  man  vorme  rate  uffen 
der  pfalcen  oder  swa  der  rat  rihtet,  es  si  umb  eigen  oder  um  erbe,  umbe 
slahen,  stozsen,  rouffen,  wunden  oder  umbe  swelrehande  ding  der  rat 
gewon  ist  ze  rihtenne,  da  ensol  kein  burger  noch  burgerin  gegen  deme 
anderen  sinen  bürgere  oder  burgerinne  sich  schirmen  mit  duheinre  slahte 
banne.  (In  SUB.  IV  steht  Komma.)  Wand  in  swelrehande  banne  (Bann- 
kreis =  Rechtskreis)  der  man  ist  oder  die  frowe,  die  unsere  burger  sint 
(SUB.  setzt  Punkt),  das  ensol  ime  vorme  rate  kein  schade  sin,  man  sul 
ime  rihten  in  allewiz,  als  ob  er  niht  in  banne  were  (also  nach  Stadtrecht !), 
er  mag  ouch  wol  gezug  sin  vorme  rate.'" 

^  Von  Aufnahmebedingungen  für  den  Eintritt  in  den  Bürgerstand 
wird  damals  noch  nichts  gesagt.  Davon  handeln  erst  die  §§  18- 22  a  des 
6.  Stadtrechts  vom  Jahre  1322.    Vgl.  SUB.  IV  2.  Hälfte  S.  60  und  61. 
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Schlufs. 

h  assen  wir  am  Ende  der  Untersuchung  ihre  Hauptergebnisse 
zusammen. 

Wir  haben  die  Entwicklung  des  Straßburger  „Bürgerstandes" 
von  seinen  Anfängen  bis  zu  seiner  völligen  rechtlichen  Aus- 
bildung verfolgt.  Dabei  war  es  notwendig,  zunächst  die  Vor- 
bedingungen zu  untersuchen,  unter  denen  die  Entstehung  dieses 
Standes  möglich  war.  Sie  sind  verschiedener  Art;  die  wirt- 
schaftlichen, rechtlichen  und  besonders  auch  die  topographischen 
Verhältnisse  in  Straßburg  waren  dabei  zu  berücksichtigen.  Denn 
erst  durch  eine  Kombination  gewisser  vorhandener  rechtlicher  und 
wirtschaftlicher  Stände  bildete  sich  unter  starkem  Einfluß  der 
topographischen  Beschaffenheit  Straßburgs  der  „Bürgerstand". 

Die  Bezeichnungen  dieses  Standes  in  den  Urkunden  (cives, 
burgenses)  sind  älter  als  der  Stand  selbst  und  haben  anfangs 
rein  lokale  Bedeutung.  Es  ist  daher  nicht  richtig,  diese  Aus- 
drücke stets  ohne  weiteres  mit  „Bürger"  zu  übersetzen,  da 
dieses  Wort  unserem  Gefühl  nach  eine  Standesbezeichnung  ist  ^. 
Wir  haben  in  der  vorliegenden  Studie  das  Wort  „Bürger"  nur 
für  den  im  Gegensatz  zu  anderen  rechtlichen  und  wirtschaftlichen 
Ständen  stehenden  Bürgerstand  gebraucht. 

Die    Entwicklung     dieses    Bürgerstandes    zerfällt    in    drei 

Perioden,  in 

1.  die  Zeit  vor  dem  Zusammenschluß  gewisser  städtischer 
Kreise  zu  einem  auf  gemeinsamen  Wirtschaftsinteressen  be- 
ruhenden Verbände,  zur  „Bürgerschaft"  (Kommune)  (vor  ca.  1180); 

2.  die  Zeit  der  äußeren  Einigung  des  Bürgerstandes  unter 
dem  Eat  als  gemeinsamer  bürgerlicher  Verwaltungs-  und  Justiz- 
behörde (ca.  1180—1220); 

3.  die  Zeit  der  völligen  Vereinheitlichung  zu  einem  Rechts- 

stande  (ca.  1220—1282). 


1  Fast  sämthche  bisherigen  Untersuchungen,  so  die  von  Kruse,  Baltzer, 
Foltz  (ausgenommen  Hom  a.  a.  0.  S.  32  und  gelegenthch  Winter,  Rietschel, 
V.  Below,  vgl.  S.  3  dieser  Arbeit),  übersetzen  burgenses  und  cives  stets 
mit  „Bürger^,  selbst  in  Urkunden  einer  Zeit,  in  der  es  noch  keinen 
Bürgerstand  gibt.  Daher  bleibt  die  Bedeutungsentwicklung  der  Begriffe 
cives  und  burgenses  völlig  unbeachtet  (vgl.  z.  B.  Kruse  S.  32).  Außerdem 
wird  weder  bei  Baltzer  noch  bei  Foltz  klar  ausgesprochen,  was  unter 
„Bürgern"  in  Straßburg  eigentlich  zu  verstehen  ist;  nur  die  m.  E.  un- 
richtige Unterscheidung  zwischen  höheren  burgenses  und  „einfachen  cives 
wird  gemacht.    Vgl.  Baltzer  a.  a.  0.  S.  64  und  Foltz  a.  a-  0.  S.  27. 
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Die  Stadt  Straßburg  zerfiel  seit  ca.  1000  in  die  ummauerte 
Alt-  und  Neustadt  (beide  zusammen  urbs,  burc  und  gelegentlich 
auch  civitas  i.  e.  S.  genannt)  und  das  außerhalb  der  Mauern 
liegende  Suburbium;  die  gesamte  Stadt  bildete  die  civitas 
i.  w.  S.  Alt-  und  Neustadt  bildeten  übrigens  (seit  ca.  1000 
eine  durch  keine  Zwischenmauer  gestörte  Einheit. 

In  der  Stadt  gehörte  der  größte  Teil  des  Bodens  vier 
großen  Grundherren ,  dem  Bischof  und  den  drei  Kapitelkirchen 
(Münster,  St.  Thomas  und  Jung  St.  Peter).  Ihre  Fronhöfe 
lagen,  bis  auf  den  von  St.  Peter,  innerhalb  des  Mauerrings. 

In  der  Altstadt  zumeist  befanden  sich  die  Höfe  der  kirch- 
lichen Ministerialen.  Das  charakteristische  Element  der  städti- 
schen Bevölkerung,  die  Handel-  und  Gewerbetreibenden,  wohnte 
in  seiner  Hauptmasse  in  der  Altstadt  und  besonders  in  der  Neu- 
stadt, dem  eigentlichen  Sitze  städtischen  Lebens ,  vereinzelte  Kauf- 
leute und  Handwerker  saßen  ohne  Zweifel  auch  im  Suburbium. 

Diese  wirtschaftlich  selbständigen,  für  den  Markt 
arbeitenden  Handel-  und  Gewerbetreibenden  bildeten  ihrer  recht- 
lichen Stellung  nach  ein  buntes  Gemisch  freier  und  persönlich 
gebundener  Elemente.  Letztere  waren  Hörige  (Hintersassen  oder 
Censualen)  der  vorhin  genannten  kirchlichen  Grundherren  und 
deshalb  ihren  Herren  gegenüber  zu  gewissen  Leistungen  ver- 
pflichtet. 

Die  „freien"  Kaufleute  und  Handwerker  waren  höchstens 
ganz  vereinzelt  alteingesessene  „altfreie"  Straßburger  ^  sondern 
in  ihrer  großen  Mehrheit  vom  Lande  her  eingewanderte  Unfreie, 
die  in  der  Stadt  (zwar  nicht  sogleich  ihren  früheren  Leibherren, 
wohl  aber  dem  Stadtherrn  gegenüber)  persönlich  frei  wurden. 

Neben  diesen  Einwohnerklassen  gab  es  Kleriker,  Juden  und 
das  wirtschaftlich  unselbständige,  auf  den  Fronhöfen 
arbeitende  eigentliche  Gesinde  (servi)  der  Grundherren. 
Diese  servi  kommen  für  die  Entwicklung  des  Bürgerstandes 
überhaupt  nicht  in  Betracht.  Es  muß  hier  namentlich  betont 
werden,  daß  nicht  die  Unfreiheit,  sondern  nur  die 
wirtschaftliche  Unselbständigkeit  das  Fronhofs- 
gesinde von  dem  Bürgerstande  ausschloß. 

Die  Bevölkerung  der  gesamten  Stadt  (ohne  Kücksicht  auf 
die  Mauern)  wird  in  den  Urkunden  des  12.  Jahrhunderts  „cives" 
genannt,  während  unter  burgenses  (vor  ca.  1180)  nur  die  Be- 
wohner der  burc,  der  ummauerten  Stadt,  zu  verstehen  sind. 

1  Vgl.  Kruse  a.  a.  0.  S.  4.  5  (gegen  Arnold).  —  Vielleicht  gab  es  ver- 
einzelt altfreie  Grundbesitzer,  die  nur  dies,  nicht  Kaufleute  und  Hand- 
werker waren;  diese  gehören  dann  natürlich  rechtlich  zu  derselben  Schicht 
wie  die  freien  Handel-  und  Gewerbetreibenden;  das  Gleiche  gilt  von  Leuten 
wie  Hiimbertus  medicus  (U.  122).  Irgendeine  Rolle  spielen  diese  Einwohner 
in  der  Verfassungsgeschichte  Straßburgs  nicht. 
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Der  Bischof  hatte  als  Stadtherr  (oberster  Gerichtsherr)  ein 
^Stadtgericht"  mit  dem  Schultheiß  als  Stadtrichter  (nach  „Stadt- 
recht") eingerichtet,  dem  die  freien  Handel-  und  Gewerbe- 
treibenden in  allen  Dingen  (besonders  auch  in  Kriminalsachen), 
die  einheimischen  unfreien  Handeltreibenden  dagegen  nur  „in 
causis  pertinentibus  ad  mercaturam,  si  volunt  esse  mercatores" 
unterstanden.  In  allen  Kriminalsachen  waren  für  die  Unfreien 
der  Straßburger  Grundherren  die  nach  „Hofrecht"  richtenden 
Hofgerichte  ihrer  Herren  zuständig. 

Von  einem  „Bürgerstande"  findet  sich  bis  in 
die  letzten  Jahrz  ehnte  des  12.  Jahrhunderts  hinein 
keine  Spur,  In  den  Urkunden  jener  Zeit  begegnen  städtische 
Ministeriale  und  Handel-  und  Gewerbetreibende  unter  dem  ge- 
meinsamen Namen  „burgenses",  Bewohner  der  burc. 

Erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  12.  Jahrhunderts 
taucht  zuerst  im  ersten  Stadtrecht  ein  „Bürgerstand"  auf*. 
Denn  dafür  muß  man  die  „burgenses"  am  Ende  des  12.  Jahr- 
hunderts ansehen,  da  sie,  was  früher  nie  der  Fall  war,  in  einem 
deutlichen  Gegensatz  zu  dem  Ministerialenstande  stehen,  wie 
besonders  die  Zeugenlisten  der  Urkunden  seit  1197  beweisen. 
Hier  kann  nicht  mehr  von  „Burgbewohnern"  in  rein  lokalem 
Sinne  die  Rede  sein.  Die  städtische  kommunale  Bewegung 
jener  Zeiten  hatte,  wie  in  Köln^  und  Worms ^,  auch  in  Straß- 
burg zum  ständischen  Zusammenschlüsse  der  durch 
gemeinsame  wirtschaftliche  Interessen  verbunde- 
nen städtischen  Kaufleute  und  Handwerker,  zur 
Bildung  einer  Bürgerschaft  geführt.  In  diesem  Bürgerstande 
waren  Freie  und  Unfreie  ohne  Unterschied  vereinigt,  nicht  etwa 
nur  freie  Stadtrechtsbürger,  sondern  auch  solche,  deren  Personal- 
recht das  Hofrecht  ihres  Straßburger  Leibherrn  war.  Daß  die  Zu- 
gehörigkeit zum  Bürgerstande  vom  Besitz  eines  Hauses  oder  von 
einer  Geldzahlung  abhängig  gewesen  wäre,  ist  nirgends  bezeugt*. 

Sicherlich  bezweckte  der  Zusammenschluß  der  obengenannten 
Klassen  die  Erlangung  politischer  Macht  in  der  bisher  völlig 
vom  Bischof  und  seinen  ministerialischen  Beamten  beherrschten 
Stadt.  Ein  sichtbares  Zeichen  des  Erfolges  der  Bürger  ist  (um 
1200)  das  Auftreten  des  Rates,  an  dessen  Zusammensetzung 
allerdings  die  städtischen  Ministerialen  anfangs  stark  beteiligt 
sind.  Die  offizielle  Anerkennung  der  neuen  Behörde  durch  den 
Bischof  erfolgte  erst  im  zweiten  Stadtrecht  zwischen  1215 
und  1219. 


*  Bereits  v.  Borries  (a.  a.  0.  S.  40)  sagt,   daß  erst  seit  ca.  1200  von 
einer  Bürgerschaft  die  Rede  sein  könne. 

2  Vgl.  Keussen  a.  a.  0.  S.  20.  »  Vgl.  Arnold  a.  a.  0.  S.  321. 

*  Vgl.  S.  25  dieser  Arbeit. 
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Der  in  dieser  Zeit  eintretende  Wechsel  in  der  Bezeichnung 
des  Bürgerstandes,  dessen  Angehörige  anfangs  ,,burgenses",  seit 
dem  zweiten  Jahrzehnt  des  13.  Jahrhunderts  aber  „cives"  ge- 
nannt werden,  läßt  den  Schluß  zu,  daß  anfangs  (wie  in  Köln) 
nur  solche  Handel-  und  Gewerbetreibende  „Bürger"  waren, 
die  innerhalb  der  Mauern  (in  der  „burc")  wohnten  und 
erst  durch  die  Einbeziehung  zweier  Vorstadtbezirke  in  den 
Mauerring  am  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  auch  die  dort 
sitzenden  Kaufleute  und  Handwerker  „Bürger"  wurden,  wofür 
nun  in  den  Urkunden  der  allgemeinere  Ausdruck  „cives"  (Städter) 
auftritt. 

Eine  größere  äußere  Einheit  als  bisher  erhielt  der  Bürger- 
stand durch  eine  Bestimmung  des  zweiten  Stadtrechts ,  die  alle 
Bürger  in  Kriminalsachen  dem  Ratsgerichte  unterstellte,  wobei 
allerdings  nach  dem  Personalrecht  der  Angeklagten  gerichtet 
wurde. 

Innerhalb  der  Bürgerschaft  blieb  also  der  alte  rechtliche 
Gegensatz  von  „frei"  und  „unfrei"  erhalten.  Gesellschaft- 
lich freilich  bestand  ni  e  mal  s  ein  Unterschied  zwischen 
freien  und  unfreien  Bürgern.  Das  zeigt  sich  am  besten 
an  der  Zusammensetzung  der  oberen  Schicht  des  Bürgerstandes, 
die  sich  allmählich  auf  immer  weniger  Familien  beschränkte, 
aus  denen  ausschließlich  die  bürgerlichen  Ratmannen  gewählt 
wurden.  Von  diesen  ratsfähigen  „Geschlechtern"  gehört  um  die 
Mitte  des  13.  Jahrhunderts  ein  sehr  großer  Prozentsatz,  sicher 
mindestens  50  ^/o,  zur  familia  (i.  w.  S.)  des  Bischofs  oder  eines 
Kapitels,  sei  es  als  „milites"  oder  „ministri  fratrmn"  oder,  was 
am  häufigsten  vorkommt,  als   „Münzerhausgenossen  ^". 

Mit  diesem  zum  großen  Teil  aus  Unfreien  bestehenden 
Patriziat  verschmolzen  (besonders  seit  1262)  die  Reste  der 
städtischen  Ministerialität,  die  sich  früher  (im  allgemeinen)  streng 
von  den  Bürgern  abgesondert  hatte.  Der  tatsächlichen ,  gesell- 
schaftlichen Einheit  des  Patriziats  und  ebenso  des  niederen 
Bürgerstandes  folgte  endlich  auch  die  formelle,  rechtliche.  Das 
aus  den  siebziger  und  achtziger  Jahren  des  13.  Jahrhunderts 
stammende  vierte  Straßburger  Stadtrecht  unterstellte  alle  unfreien 
Bürger  (alle  zur  Bürgerschaft  gehörenden  gotshusdienstman  = 
servientes  ecclesie) ,  also  auch  die  ministerialischen  Patrizier, 
dem  Ratsgericht  und  Stadtrecht  und  vereinigte  so  die  Bürger 
zu   einem  einheitlichen  Rechtsstande. 

Noch  immer  aber  erfahren  wir  nicht ,  ob  und  welche  Be- 
dingungen beim  Eintritt  in  den  Bürgerstand  zu  erfüllen  waren. 
Em  „Bürgerrecht"  und  derartige  A  u  fn  ahm  ebe  d  i  ngun  gen 
kennt  erst  das    sogenannte  sechste  Stadtrecht  vom 

^  Genauere  Zahlenangaben  finden  sich  in  Kap.  IV  §  2. 


Jahre  1322  (§§  18— 22  a)  ^  Danach  erfolgt  die  Aufnahme  vor 
dem  Rate  und  ist  an  die  Zahlung  einer  bestimmten  Summe  an 
verschiedene  Beamte  und  Leistung  eines  BQrgereides  geknüpft 
(§  18).  Von  den  übrigen  Bestimmungen  ist  hier  folgendes  be- 
merkenswert :  Der  Besitz  eines  Hauses  in  der  Stadt  verpflichtet 
zum  Eintritt  in  den  Bürgerstand  (§  22  a),  während  meines  Er- 
achtens  nicht  unbedingt  gesagt  wird,  daß  der  Besitz  eines  eigenen 
Hauses  notwendige  Voraussetzung  der  Zugehörigkeit  zum  Bürger- 
stande sei.  Denn  in  §  18  wird  allerdings  gesagt,  daß  ein  Bürger 
„sin  beste  hussere"  in  der  Stadt  haben  müsse,  doch  scheint  mir 
dies  nur  zu  heißen:  „seinen  besten  Haushalt,"  „seinen  vorzüg- 
lichen Wohnsitz"  2.  Und  wenn  auch  hier  wirklich  der  Besitz 
eines  eigenen  Hauses  verlangt  würde,  wäre  die  Voraussetzung 
Schreibers  ^  daß  schon  früher  die  Zugehörigkeit  zum  Bürgerstand 
an  den  Besitz  eines  Hauses  geknüpft  gewesen  sei,  noch  lange 
nicht  zwingend,  zumal  sich  in  der  früheren  Zeit  in  keinem  der 
fünf  ersten  Stadtrechte  eine  Bestimmung  darüber  findet. 

Nach  §  22  ist  jeder  Bürger  zu  einem  (jährlichen)  drei- 
mona^ichen,  ununterbrochenen  Aufenthalt  in  der  Stadt  verpflichtet, 
falls  er  nicht  „edelman"  ist  oder  ihn  sein  Beruf  (als  Kaufmann) 
zwingt,  öfters  die  Stadt  zu  verlassen. 

Wir  sahen  im  Verlaufe  unserer  Untersuchung  den  Bürger- 
stand aus  einem  auf  der  Grundlage  gemeinsamer  stadtwirtschaft- 
licher Interessen  sich  büdenden,  relativ  losen  Verband  städti- 
scher Handel-  und  Gexverbetreibender ,  der  bürgerUchen ,  lokal 
begrenzten  Kommune,  sich  zu  einem  festgefügten,  rechtlich 
einheitlichen  Stande  entwickeln.  Die  gemeinsamen  wirtschaft- 
lichen Interessen  ließen  den  rechtlichen,  ständischen  Gegensatz 
von  frei"  und  „unfrei"  innerhalb  der  städtischen  Bevölkerung 
mehr" und  mehr  zurücktreten;  Handel  und  Gewerbe  schufen  das 
freie  deutsche  Bürgertum. 

1  SUB.  IV  2.  Hälfte  S.  60.  61.  ^,      ,  .  .    i  a  a     ^ 

2  Daß  hussere"  Plural  von  hüs  ist  (der  übliche  Plural  ist  „hü3  oder 
.hiuser"),  kommt  mir  grammatisch  unwahrscheinlich  lor-,^Außerdem:  w^ 
soll  ein  Bürger  denn  mehrere  beste  Häuser  in  der  Stadt  haben?  Viel  an- 
nelnZrer  fcheint  mir  die  Erklärung  von  „hussere"  als  hüsere"  was 
„Haushalt"  bedeuten  kann.  Also:  nur  seine  Haupthausha  tung  soll  der 
Bürger  in  der  Stadt  haben. .  Vgl.  Lexer,  Mhd.  Hdwb.  I  S.  1402. 

•^  a  a  0  S.  19:3.  —  übrigens  möchte  ich  hier  (zu  Schreiber  a.  a.  u, 
S  179)  bemerken,  daß  eine  ganze  Reihe  sehr  angesehener  bürgerlicher  Ue- 
schlechter  Güter'  vom  DomLpitel  erhalten  hatte,  für  die  eine  ,.Me 
Ibgabe  zu  entrichten  war.  Zweifellos  handelt  es  sich  hiet  um  l.ibleihe- 
gut.    Vgl.  SUB.  IV  Nr.  25.  28. 
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Der  in  dieser  Zeit  eintretende  Wechsel  in  der  Bezeichnung 
des  Bürger  Standes,  dessen  Angehörige  anfangs  „burgenses",  seit 
dem  zweiten  Jahrzehnt  des  13.  Jahrhunderts  aber  „cives  ge- 
nannt werden,  läßt  den  Schluß  zu,  daß  anfangs  (wie  m  Köln) 
nur  solche  Handel-  und  Gewerbetreibende  „Bürger"  waren 
die  innerhalb  der  Mauern  (in  der  „burc")  wohnten  und 
erst  durch  die  Einbeziehung  zweier  Vorstadtbezirke  m  den 
Mauerring  am  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  auch  die  dort 
sitzenden  Kaufleute  und  Handwerker  „Bürger"  wurden ,  wofür 
nun  in  den  Urkunden  der  allgemeinere  Ausdruck  „cives"  (Städter) 

auftritt.  . 

Eine  größere  äußere  Einheit  als  bisher  erhielt  der  liurger- 
stand  durch  eine  Bestimmung  des  zweiten  Stadtrechts,  die  alle 
Bürger  in  Kriminalsachen  dem  Ratsgerichte  untersteUte ,  wobei 
allerdings    nach    dem    Personalrecht    der    Angeklagten    gerichtet 

wurde.  ^         ^  ^.^^^ 

Innerhalb  der  Bürgerschaft  blieb  also  der  alte  rechtliche 
Gegensatz  von  „frei"  und  „unfrei"  erhalten.  Gesellschaft- 
lich freüich  bestand  ni  e  mal  s  ein  Unter  s  chied  zwischen 
freien  und  unfreien  Bürgern.  Das  zeigt  sich  am  besten 
an  der  Zusammensetzung  der  oberen  Schicht  des  Bürgerstandes, 
die  sich  allmählich  auf  immer  weniger  Familien  beschränkte, 
aus  denen  ausschließlich  die  bürgerlichen  Ratmannen  gewählt 
wurden.  Von  diesen  ratsfähigen  „Geschlechtern"  gehört  um  die 
Mitte  des  13.  Jahrhunderts  ein  sehr  großer  Prozentsatz,  sicher 
mindestens  50  ^/o,  zur  familia  (i.  w.  S.)  des  Bischofs  oder  eines 
Kapitels,  sei  es  als  „milites"  oder  „ministri  fratrmn^  oder,  was 
am  häufigsten  vorkommt,  als   „Münzerhausgenossen  i". 

Mit  diesem  zum  großen  Teil  aus  Unfreien  bestehenden 
Patriziat  verschmolzen  (besonders  seit  1262)  die  Reste  der 
städtischen  Ministerialität,  die  sich  früher  (im  allgemeinen)  streng 
von  den  Bürgern  abgesondert  hatte.  Der  tatsächlichen,  gesell- 
schaftlichen Einheit  des  Patriziats  und  ebenso  des  niederen 
Bürgerstandes  folgte  endlich  auch  die  formelle,  rechtliche.  Das 
aus  den  siebziger  und  achtziger  Jahren  des  13.  Jahrhunderts 
stammende  vierte  Straßburger  Stadtrecht  unterstellte  alle  unfreien 
Bürger  (alle  zur  Bürgerschaft  gehörenden  gotshusdienstman  — 
servientes  ecclesie) ,  also  auch  die  ministerialischen  Patrizier, 
dem  Ratsgericht  und  Stadtrecht  und  vereinigte  so  die  Bürger 
zu  einem  einheitlichen  Rechtsstande. 

Noch  immer  aber  erfahren  wir  nicht,  ob  und  welche  Be- 
dingungen beim  Eintritt  in  den  Bürgerstand  zu  erfüUen  waren. 
Ein  „Bürgerrecht"  und  derartige  Aufnahmebedingungen 
kennt  erst  das    sogenannte  sechste  Stadtrecht  vom 

^  Genauere  Zahlenangaben  finden  sich  in  Kap.  IV  §  2. 


Jahre  1322  (55  18-22  a)».     Danach   erfolgt  die  Aufnahme  vor 
dem  Rate    und  ist  an  die  Zahlung  einer  bestimmten  Summe  an 
verschiedene  Beamte   und  Leistung   eines  Bürgereides    geknüptt 
(^  18)      Von   den  übrigen  Bestimmungen  ist  hier  folgendes  be- 
merkenswert: Der  BesTtz  eines  Hauses  in  der  Stadt  verpfiichtet 
zum  Eintritt   in  den  Bürgerstand  (§  22  a  ,   während  meines  Er- 
achten    nicht  unbedingt  gtsagt  wird,  daß  der  Be^tz  eines  eigenen 
Hauses  notwendige  Voraussetzung  der  Zugehörigkeit  zum  Bürger- 
Stande  sei.    Denn  in  §  18  wird  allerdings  gesagt    daß  em  Bürger 
1  beste  hussere"  in  der  Stadt  haben  müsse    doch  scheint  mir 
dies  nur  zu  heißen:    „seinen  besten  Haushalt,"     seinen  v^^^^^^^^ 
liehen  Wohnsitz"  K     Und    wenn    auch   hier   wirkhch    der  Besitz 
eTnes    ebenen  Hauses  verlangt  würde ,    wäre  die  Voraussetzung 
Schreibefs"  daß  schon  früher  die  Zugehörigkeit  zum  Bürgerstand 
L   den  Besitz   eines  Hauses  geknüpft  gewesen  sei,    noch  lange 
lu  zwingend,   zumal  sich  in  der  früheren  Zeit  m  kemem  der 
fünf  ersten  Stadtrechte  eine  Bestimmung  ^^^^^^ er  findet^ 

Nach  5  22    ist    jeder  Bürger    zu    emem    (jähriichen)    drei- 
monaSel,  ununterbrochenen  Aufenthalt  in  der  Stadt  verpflichtet 
TaUs  er  nicht  „edelman"  ist  oder  ihn  sein  Beruf  (als  Kaufmann) 
zwingt,  öfters  die  Stadt  zu  verlassen.  -n«.^or 

Wir  sahen  im  Verlaufe  unserer  Untersuchung  den  Bürger- 
stand aus  einem  auf  der  Grundlage  gemeinsamer  ^^^d^^^^^^^^^^ 
lieber  Interessen  sich  bildenden,  relativ  losen  Verband  städti 
scher  Handel-  und  Gewerbetreibender,  der  bürgerhchen ,  lokal 
btrenzten  Kommune,  sich  zu  einem  festgefügten,  rechtlich 
SeitUchen  Stande  entwickeln.  Die  gemeinsamen  Wirtschaft- 
Then  inter^^  ließen  den  rechtlichen,  ständischen  Gegensatz 

von  fret"  und  unfrei"  innerhalb  der  städtischen  Bevölkerung 
Thr^und  mehr  Zurücktreten;  Handel  und  Gewerbe  schufen  das 
freie  deutsche  Bürgertum. 

S^  der  ^-^l^;:i^,^^:iSiJ^  ^^K  Llt^L  a,  a    0, 
S.  179  IL^^:  d^al»  eine  ^k^^^^ STl^'l^!^^^ 

gut.    Vgl.  SUB.  IV  Nr.  25.  28. 
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Lebenslauf. 

Am  7.  Juni  1887  wurde  ich,  Karl  Achtnich,  evangelischen 
Bekenntnisses  (Brüdergemeine),  als  Sohn  des  Rittergutsinspektors 
Waldemar  Achtnich  zu  Oberrennersdorf  bei  Herrnhut  geboren. 
Von  Ostern  1893  bis  Ostern  1899  besuchte  ich  die  Privatschulen 
der  Brüdergemeine  zu  Gnadenfeld  (Oberschlesien)  und  Hermhut; 
alsdann  die  Gymnasien  zu  Niesky  (Oberlausitz)  und  Zittau. 

Nach  bestandener  Reifeprüfung  bezog  ich  Ostern  1906  die 
Universität  Berlin,  um  mich  sprachlichen  und  historischen  Studien 
zu  widmen.  Ich  hörte  in  Berlin  Vorlesungen  der  Herren 
DD.  Delbrück,  Döring,  Harnack,  Hehn,  Herrmann,  Kretschmer, 
Las3on,  Roediger,  Roethe,  E.Schmidt,  R.Schmitt,  Wermmg- 
hoff  v.  Wilamowitz-MöUendorf.  Ich  nahm  teil  an  den  Übungen 
der  Herren  Herrmann,  Sieglin,  Thomas  und  Wermmghoff. 

Im  Herbste  1907  wandte  ich  mich  der  Universität  Leipzig 
um    hier    außer  Geschichte    und   Germanistik,    Philosophie, 
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zu  ,       Ulli      mcx       fKvxMiy^M.      '^•^Kj^^^^ ^     ,       ,  Tx       1 

Pädagogik  und  Anglistik  zu  studieren.  Ich  hörte  Vorlesungen 
r  Herren  DD.  v.  Bahder,  Barth,  Brandenburg,  Bücher,  Deutsch- 
in,  Heinze  f.  Holz,  Jungmann,  Köster,  Lamprecht,  beeliger, 
^    ers,  Stieda,  Volkelt,  Wülker  f,  Wundt. 

ußerdem  nahm  ich  teü  an  den  Seminarübungen  der  Hen-en 
nburg,  Davies,  Heinze  f,  Köster,  Seeliger,  Sievers,  Strieder. 
^Vlen  genannten  Herren  schulde  ich  aufrichtigen  Dank,  be- 
sonders Herrn  Geh.  Hofrat  Prof.  Dr.  Seeliger,  dem  ich  die  An- 
regung  zu  dieser  Arbeit  verdanke,  und  der  ihren  Fortgang  mit 
wohlwollendem  Interesse  begleitete. 
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